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EDITORIAL/135: In eigener Sache ... (SB)





Wochendruckausgabe 135 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
01.06.2019
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In eigener Sache

Liebe Leserinnen und Leser des Schattenblick,

noch einmal möchten wir auf diesem Wege daran erinnern, daß aufgrund
einer Versandkostenerhöhung der Deutschen Bundespost zum 1. Juli 2019
ein Abonnement der Wochendruckausgabe ab der Nummer 140 statt zur Zeit
Euro 25,- dann Euro 28,- kosten wird; das bedeutet einen Aufpreis pro
Ausgabe von 70 Cent.

Dem Nichtabonnenten bleibt ein Einzelexemplar mit Euro 8,50 erhalten.

Ihre Schattenblick-Redaktion


31. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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ATOM/217: Halbwertzeit - Augenhöhe gefordert ... (BBU)


Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Mitglied im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e. V.

Natur- und Umweltschutzverein Gronau (NUG) e. V.

Mitglied in der Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt (LNU) NRW e. V.

Gemeinsame Pressemitteilung vom 02.06.2019

Ab Dienstag (4. Juni 2019) Atommüll-Erörterung in Legden bei
Ahaus.

Gronauer Initiativen richten Forderungen an die Genehmigungsbehörde



Der Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau und der Natur- und
Umweltschutzverein Gronau (NUG) e. V. weisen darauf hin, dass am
Dienstag (4. Juni 2019) in Legden bei Ahaus (Kreis Borken) ein
Erörterungstermin beginnt, bei dem es um das Atommülllager in Ahaus
geht. Konkreter Anlass des Termins ist die beantragte Verlängerung der
Lagerfrist für schwach- und mittelradioaktiven Atommüll. Die aktuelle
Lagerungsgenehmigung läuft am 20. Juli 2020 aus. Beantragt ist jetzt
eine Lagerungsdauer bis Ende 2057. Gegen diese verlängerte Lagerfrist
wurden zahlreiche Einsprüche bei der zuständigen Bezirksregierung in
Münster eingereicht. Auch der AKU Gronau und der NUG haben einen
Einspruch gegen die geplante längere Lagerdauer für schwach- und
mittelradioaktiven Atommüll unterschrieben.

Erörterungstermin findet in Legden statt, nicht in Ahaus!

Der Erörterungstermin soll am Dienstag um 10 Uhr beginnen - im Audimax
des 'Dorf Münsterland'-Hotels, Haidkamp 1, 48739 Legden - nicht in Ahaus!
Alle Personen und Organisationen, die Anfang des Jahres einen Einspruch
gegen die längere Atommüll-Lagerdauer erhoben haben, sind
teilnahmeberechtigt. Man kann ganztägig teilnehmen oder bei Zeitmangel
auch stundenweise. Einlass ist ab 9 Uhr. Bei Bedarf wird der
Erörterungstermin an den Folgetagen fortgesetzt. Zur Einlassberechtigung
ist ein Personaldokument mitzubringen. Ausführliche Informationen zum
Ablauf des Erörterungstermins gibt es im Internet (siehe unter [1]

Wer eventuell nicht mehr genau weiß, ob er / sie einen Einspruch gegen
die längere Lagerdauer unterschrieben und eingereicht hat, sollte das
frühzeitig mit der Bezirksregierung Münster klären. Und wer aus
Zeitmangel nicht an der Erörterung teilnehmen kann, kann eine Vertretung
zur Teilnahme bevollmächtigen.

Kritik am Erörterungsort Legden

In der letzten Woche haben sich der AKU Gronau und der NUG gemeinsam in
einem Schreiben an die Bezirksregierung Münster gewandt, die die
zuständige Behörde zur Durchführung des Erörterungstermins ist. In dem
Schreiben bringen die Initiativen ihr Befremden darüber zum Ausdruck,
dass die Erörterung in Legden stattfindet, und nicht in Ahaus. Eine
Begründung dafür wurde der Öffentlichkeit bisher nicht mitgeteilt. Die
Initiativen sind gespannt, wie die Bezirksregierung die Zulässigkeit der
Erörterung außerhalb von Ahaus begründen wird. Der AKU Gronau und der
NUG betonen in ihrem Schreiben: "Leider sind wir es bereits gewohnt,
dass Erörterungstermine fernab der betroffenen Kommune durchgeführt
werden."Die Initiativen erinnern daran, dass Erörterungstermine zur
Gronauer Urananreicherungsanlage in der Vergangenheit in Emsdetten und
auch in Legden durchgeführt wurden.

Weiter heißt es in dem Schreiben der Initiativen an die
Bezirksregierung: "Leider gab es im Vorfeld der Erörterung kein
Vorbereitungsgespräch zwischen der Genehmigungsbehörde und den
EinwenderInnen. (Vor der Erörterung zur UAA Gronau in Legden gab es
das). Daher in Schriftform einige wichtige Punkte, die Ihrerseits
frühzeitig geregelt werden sollten."

Konkrete Forderungen an die Bezirksregierung

Konkret fordern die Initiativen, dass die Erörterung durchgängig auch
für die breite Öffentlichkeit zugänglich sein soll, dass die Presse bei
der Erörterung durchgängig zugelassen wird und dass für die
Einwenderinnen und Einwender ein Besprechungsraum mit angemessener
technischer Infrastruktur (Kopierer, Faxgerät, Telefon) zur Verfügung
gestellt wird.

Weitere Forderungen: Für niederländische Einwenderinnen und Einwender
ist ein Dolmetscher / eine Dolmetscherin erforderlich, die Sitzordnung
(Genehmigungsbehörde, Antragsteller, EinwenderInnen ...) soll auf
Augenhöhe erfolgen und die Sitzplätze der Einwenderinnen und Einwender
sind mit Tischmikrofonen auszustatten. Außerdem fordern die Initiativen,
dass allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern das Recht einzuräumen ist,
jederzeit zu allen Punkten der Tagesordnung reden zu dürfen.
Abschließend weisen die Initiativen darauf hin, dass ein Busshuttle vom
Bahnhof Legden zum Erörterungssaal im Dorf Münsterland sinnvoll wäre.

Neben zahlreichen Einsprüchen aus Ahaus, Gronau und der Umgebung haben
auch der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) und das
Landesbüro der nordrhein-westfälischen Naturschutzverbände Einsprüche
gegen die beantragte längere Lagerdauer für Atommüll in Ahaus erheben.
Im BBU sind auch die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" sowie der
AKU Gronau organisiert. Der NUG ist Mitglied der Landesgemeinschaft
Naturschutz und Umwelt (LNU) NRW e. V. und wird auch deren Interessen
beim Erörterungstermin in Legden vertreten.


Anmerkung:

http://www.bezreg-
muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/strahlenschutz/zwischenlager_ahaus/index.html

Link zur Einwendung des BBU:

https://bbu-online.de/Einwendungen/BBU%20Stellungnahme%20Ahaus%20Maerz%202019.pdf

Weitere Informationen zum Atommülllager in Ahaus, zu drohenden
Castor-Atommülltransporten nach Ahaus und zu weiteren Aspekten des
weiten Themenfeldes "Atommüll" unter:

https://www.bi-ahaus.de

https://ahauser-erklaerung.de

https://atommuell-protest.de

https://ag-schacht-konrad.de

https://www.bi-luechow-dannenberg.de,

https://www.atommuellreport.de

http://www.atommuellkonferenz.de

https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 02.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/604: Klimakampf und Kohlefront - Scheinkonflikte ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum offenen Brief an Ministerpräsident Laschet:
Bündnis aus 40 zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bürgerinitiativen
fordert Moratorium für den Erhalt bedrohter Dörfer und den Hambacher Wald

Verlässliche Bestandsgarantien würden Beitrag zur sozialen Befriedung
leisten und Planungssicherheit für Tagebaurand-Kommunen schaffen



NRW/Buir, 31.05.2019. In einem offenen Brief an den NRW
Minister-präsidenten Armin Laschet hat ein Bündnis aus 40
zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bürgerinitiativen 
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) aufgefordert sich für den dauerhaften
Erhalt der bedrohten Dörfer und des Hambacher Waldes einzusetzen.

Seitdem Ministerpräsident Armin Laschet im November 2018 in Kuckum war und
die Menschen angehört hat, die nicht umsiedeln wollen oder können, weiss
er, dass Umsiedlungen für viele Menschen wegen der damit verbundenen
sozialen und wirtschaftlichen Härten nicht zumutbar sind.[1]

Es befremdet mich daher, dass Landesvater Laschet nach der EU-Wahl bei der
Lösung der sozialen Fragen erneut den Kontext des Erhaltes von NRW als
Industrieland 2 fokussiert und die von Tagebauen und Kraftwerksstandorten
betroffenen und beeinträchtigten Anwohner*innen wieder einmal vergisst. Das
zeugt von einer asozialen Haltung gegenüber den tagebaubetroffenen
Menschen, die gerne weiterhin in ihren bedrohten Dörfern leben möchten und
zum Teil auch müssen. Diese soziale Frage sollte, könnte und müsste der
Ministerpräsident mit einer Bestandsgarantie zuallererst lösen.

Wenn er den Kohlekompromiss und die Empfehlungen der Kommission "Wachstum,
Beschäftigung und Strukturwandel" ernst nimmt, dann muss er sich jetzt
endlich auch schützend vor den Hambacher Wald und die bedrohten Dörfer
stellen. Eine Bestandsgarantie würde dazu beitragen den sozialen Frieden
wieder herzustellen. Darüber hinaus hätten die betroffenen 
Tagebaurand-Kommunen endlich die notwendige Planungssicherheit. Durch die Neu- und
Umplanung vormals geplanter Abbaugebiete könnten sie die zurückgewonnenen
Flächen für die Umsetzung ihrer Strukturwandelprojekte fest einplanen und
nachhaltig nutzen, und dabei auch auf besondere Unterstützung aus
Strukturfördermitteln zurückgreifen.


Anmerkungen:

[1] https://www.erkelenz.de/dokumente/rat-und-verwaltung/top-themen/positionspapier-umsiedler-tagebaurandbewohner.pdf?cid=3yf

[2] "Das Kunststück wird ja sein, wie können wir Industrieland bleiben, wie
können wir die sozialen Fragen mit lösen und trotzdem unsere
Klimaschutzziele ambitiös erreichen."

Quelle: Armin Laschet bei "Anne Will - nach den Wahlen" am 26.05.2019 ab
Min. 4'18

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 31.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/603: Klimakampf und Kohlefront - die Landesregierung ist gefragt ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

Offener Brief: Bündnis fordert Moratorium für Erhalt bedrohter Dörfer
und Hambacher Wald



Die EU-Wahl hat gezeigt, dass die Bürgerinnen und Bürger mehr Klimaschutz
erwarten. Ein Bündnis aus 40 zivilgesellschaftlichen Organisationen und
Bürgerinitiativen fordert jetzt NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU)
in einem offenen Brief auf, die weitere Zerstörung für Kohle durch RWE zu
stoppen. Die Landesregierung NRWs solle ein Moratorium erlassen, "das die
weitere Zerstörung der von Tagebauen bedrohten Dörfer und des Hambacher
Waldes verhindert, bis die politischen Entscheidungen zum Kohleausstieg
getroffen und umgesetzt sind."

Die Unterzeichner fordern, dass die Dörfer und der Wald dauerhaft erhalten
bleiben. Dafür solle die Landesregierung grundsätzlich eine
Bestandsgarantie aussprechen.

Die Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung hat
empfohlen, bis zum Jahr 2022 Braunkohlekraftwerke mit einer Kapazität von
3,1 Gigawatt abzuschalten. Damit hat sie die Weichen gestellt, dass sowohl
der Hambacher Wald als auch die bedrohten Dörfer am Tagebau Garzweiler
erhalten bleiben können. Trotz des Kompromisses über einen Kohleausstieg
"treibt RWE die Umsiedlungsvorbereitungen in den Dörfern mit Hochdruck
voran, indem der Konzern Infrastruktur zerstört, zahlreiche Pumpanlagen für
den geplanten Tagebaubetrieb baut und Druck auf Dorfbewohner*innen ausübt,
möglichst bald umzusiedeln?, heißt es in dem offenen Brief an Laschet. Am
Tagebau Hambach grabe sich RWE trotz des vereinbarten Rodungsstopps mit
seinen Baggern immer näher an den Hambacher Wald heran. RWE heize mit
seinen Provokationen den schwelenden Konflikt um die Kohle weiter an.

Dieses Moratorium müsse so lange bestehen bleiben, bis die Vereinbarungen
zur Abschaltung der Braunkohlekraftwerke im Rheinland gesetzlich fixiert
seien und eine neue Leitentscheidung der Landesregierung vorliege. "Wir
erwarten von Ihnen, dass mit der neuen Leitentscheidung die Tagebaugrenzen
so verkleinert werden, dass sie den Erhalt des Hambacher Waldes und der
Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und Hambach sicherstellt", so die
Unterzeichner des offenen Briefes.

Den offenen Brief im Wortlaut finden Sie unten.


Hintergrund:

Mit den Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" können sowohl der Hambacher Wald als auch die Ortschaften
Keyenberg, Kuckum, Unter- und Oberwestrich und Berverath am Tagebau
Garzweiler sowie die Orte Manheim und Morschenich am Tagebau Hambach
erhalten werden. Durch ein Abschalten von sieben alten Blöcken an den
Kraftwerksstandorten Neurath und Niederaußem kann der Bedarf an Braunkohle
aus den Tagebauen Hambach und Garzweiler bis 2022 mehr als halbiert werden.
Somit wird eine Abbaggerung der bedrohten Orte überflüssig. Dies zeigt ein
aktuelles Gutachten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung. In
den Wochen nach der Empfehlung der Kohlekommission hat RWE
Umsiedlungsvorbereitungen weiter vorangetrieben, licht- und lärmintensive
Arbeiten in bewohnten Siedlungen durchgeführt und ein Waldstück in Kuckum
gerodet.

 * 

An den Ministerpräsidenten des Landes NRW

Armin Laschet

Staatskanzlei des Landes NRW

Horionplatz 1

40190 Düsseldorf

Berlin, den 30. Mai 2019

Moratorium zum Erhalt der bedrohten Dörfer und Schutz des Hambacher
Waldes 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Laschet,

wir wenden uns mit der dringenden Bitte an Sie, umgehend ein Moratorium zu
erlassen, das die weitere Zerstörung der von Tagebauen bedrohten Dörfer und
des Hambacher Waldes verhindert, bis die politischen Entscheidungen zum
Kohleausstieg getroffen und umgesetzt sind. Denn aktuell schafft RWE in den
Dörfern an den Tagebauen Garzweiler und Hambach weiter Fakten und treibt
die Umsiedlungen voran. Es liegt an Ihnen, die Anwohner*innen vor weiteren
sozialen Härten zu schützen. Wir erwarten, dass alle Orte in einem
lebenswerten Zustand erhalten bleiben. Deshalb muss die Landesregierung
grundsätzlich eine Bestandsgarantie für die Dörfer
aussprechen. Dazu gehört, dass alle Betroffenen, die bleiben wollen, die
Möglichkeit erhalten zu bleiben und allen, die umsiedeln wollen, dies ohne
Nachteile ermöglicht wird.

Die Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung hat mit der
Empfehlung, 3,1 GW Braunkohle bis 2022 abzuschalten, die Weichen dafür
gestellt, dass sowohl der Hambacher Wald als auch die bedrohten Dörfer am
Tagebau Garzweiler erhalten bleiben können. Dessen ungeachtet hat der
RWE-Vorstandsvorsitzende Rolf Martin Schmitz auf der Hauptversammlung im
Mai 2019 bekräftigt, dass die Umsiedlungen in den Dörfern am Tagebau
Garzweiler "vollständig abgeschlossen werden" und er den Erhalt des
Hambacher Waldes lediglich "prüfen" möchte.

Gleichzeitig treibt RWE die Umsiedlungsvorbereitungen in den Dörfern mit
Hochdruck voran, indem der Konzern Infrastruktur zerstört, zahlreiche
Pumpanlagen für den geplanten Tagebaubetrieb baut und Druck auf
Dorfbewohner*innen ausübt, möglichst bald umzusiedeln. Am Tagebau Hambach
gräbt sich RWE trotz des vereinbarten Rodungsstopps mit seinen Baggern
immer näher an den Hambacher Wald heran und setzt die Zerstörung von
Manheim unbeirrt fort, obwohl der Ort beim Erhalt des Hambacher Waldes
erhalten bleiben würde. Die Entweihung der Kirche St. Albanus und
Leonhardus in Manheim am Tagebau Hambach am 18. Mai 2019 steht exemplarisch
für die Zerstörung der Dorfgemeinschaft. RWE heizt mit seinen Provokationen
den schwelenden Konflikt um die Kohle weiter an.

Wir bitten Sie daher, ein sofortiges Moratorium zu erwirken, damit RWE in
den bedrohten Dörfern am Tagebau Garzweiler keine weiteren Zerstörungen
anrichtet und Umsiedlungsverhandlungen auf Wunsch der betroffenen Menschen
ausgesetzt werden. Dabei dürfen weder diejenigen, die in ihren Dörfern
bleiben wollen, noch diejenigen, die sich für eine Umsiedlung entschlossen
haben aufgrund ihrer Entscheidung schlechter gestellt werden. Zugleich muss
RWE im weiteren Tagebaubetrieb alle Arbeiten unterlassen, die den Hambacher
Wald gefährden können und entsprechende Mindestabstände wahren.

Dieses Moratorium muss so lange bestehen bleiben, bis die Vereinbarungen
zur Abschaltung der Braunkohlekraftwerke im Rheinland gesetzlich fixiert
sind und eine neue Leitentscheidung der Landesregierung vorliegt. Wir
erwarten von Ihnen, dass mit der neuen Leitentscheidung die Tagebaugrenzen
so verkleinert werden, dass sie den Erhalt des Hambacher Waldes und der
Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und Hambach sicherstellt.

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, seit Monaten protestieren
hunderttausende junge Menschen für mehr Klimaschutz und ein schnelles Ende
der klimaschädlichen Kohle. Wie auch schon bei den breiten Protesten um den
Erhalt des Hambacher Waldes zeigt sich dabei, dass immer weniger
Bürgerinnen und Bürger ein Zögern beim Klimaschutz und sinnlose Zerstörung
für die Kohle akzeptieren. Was es jetzt braucht, ist entschlossenes
Handeln, eine schnelle Umsetzung des Kohleausstiegs und ein Ende der
Zerstörung von Dörfern und Wäldern für die Kohle.

Die unterzeichnenden Organisationen und Initiativen bitten Sie daher, mit
einem Moratorium RWE Einhalt zu gebieten, den Bestand der Dörfer zu
garantieren und damit ein wichtiges Zeichen zu setzen, den
gesellschaftlichen Konflikt um die Kohle zu befrieden.

Dieser Brief geht in Kopie an Ursula Heinen-Esser, Ministerin für
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz und Prof. Dr. Andreas
Pinkwart, Minister für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie
des Landes Nordrhein-Westfalen.

Mit freundlichen Grüßen



Der Offene Brief als PDF mit Unterzeichnern ist zu finden unter:

http://p376185.mittwaldserver.info/fileadmin/2019_05_29_Brief_Laschet_final.pd

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 31.05.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/602: Klimakampf und Kohlefront - Gerichtskonsequenzen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 28. Mai 2019

RWE geht juristisch gegen Pressesprecherin von Ende Gelände vor +++
Bündnis kritisiert "hilflose Panikreaktion" des Konzerns +++ Tausende
werden vom 19.-24. Juni Braunkohle-Tagebau stilllegen 



Köln, 28. Mai 2019: Im Vorfeld der nächsten Ende Gelände-Massenaktion im
Rheinland geht RWE juristisch gegen die Pressesprecherin von Ende Gelände
vor. Die Sprecherin des Klima-Bündnisses erhielt letzte Woche ein Schreiben
von der Anwaltskanzlei des Kohlekonzerns, in dem sie ein Hausverbot für die
Tagebaue erteilen sowie eine Unterlassungserklärung einfordern. Sie
beziehen sich dabei auf ihre kohlekritische Öffentlichkeitsarbeit und ihre
Rede auf der RWE-Hauptversammlung am 3. Mai 2019 in Essen. Gleichzeitig
bereitet sich das Bündnis auf die nächste Massenaktion zivilen Ungehorsams
im Rheinischen Braunkohlerevier vor. Tausende Menschen werden vom 19.-24.
Juni die Kohle-Förderung rund um den Tagebau Garzweiler blockieren.

Die betroffene Pressesprecherin Kathrin Henneberger kommentiert: "RWE
versucht, mich mundtot zu machen. Ich lasse mich nicht von großen
Kohlekonzernen wie RWE einschüchtern, die gerade unsere Zukunft verfeuern.
Als Rheinländerin kann ich nicht tatenlos mitansehen, wie mein Zuhause ein
Ort ist, der global großes Leid verursacht. Ich sehe es als meine
Verantwortung, der Zerstörung der Erde Einhalt zu gebieten - auch mit
zivilem Ungehorsam. Zusammen mit tausenden Menschen werden wir mit unseren
Körpern die großen Bagger stoppen. Wir fordern den sofortigen Kohleausstieg
als Notbremse im Angesicht der Klimakrise."

"Der Brief von RWEs Anwälten liest sich wie ein hilflose Panikreaktion des
Konzernes. Sie wissen, dass ihr Rückhalt in der Bevölkerung schwindet und
werden in den nächsten Monaten und Jahren versuchen uns auszubremsen und
mundtot zu machen. Das Zeitalter der Fossilen ist vorbei und die junge
Klimabewegung erschafft eine neue Welt, in der für kurzfristige Profite auf
Kosten der Zukunft kein Platz mehr ist."

Das Bündnis ruft dazu auf, unter dem Hashtag #AlleGegenRWE dem Konzern
gehörig die Meinung zu sagen und weiterhin ungehorsam zu sein.


Link zum Brief der Anwälte von RWE: 


https://www.ende-gelaende.org/wp-

content/uploads/2019/05/rwe_TagebauHasuverbot.pdf

Link zu unserem Video "RWE will mich mundtot machen"

https://youtu.be/5I5MVgTnl0M

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.05.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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TREFF/1392: Kassel - Geflüchtete und nicht geflüchtete Jugendliche im lyrischen Dialog, 15.6.2019


Stadt Kassel

Lesung "Das Paradies wurde zur Schlacht"



Seit 2015 begegnen sich geflüchtete und nicht geflüchtete Jugendliche
im lyrischen Dialog und tauschen sich aus über das, was sie bewegt.
Diesen Dialog tragen sie nach außen, indem sie ihre Gedichte bei
Lesungen präsentieren. Vor allem minderjährige Jungen wurden häufig
allein nach Europa geschickt, um dem Krieg zu entkommen und sich eine
sichere Zukunft aufzubauen. Doch auch viele Mädchen machten sich
allein auf den Weg - und ihren Stimmen und Erfahrungen wollen wir in
einem rein weiblichen Workshop und Lesung besonderen Raum verleihen.
Die Berliner Mädchen-Gruppe wird von Musikerinnen aus Kassel
begleitet.

Die Lesung findet am 15.06 um 18.30 Uhr im Stadtmuseum Kassel statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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VORTRAG/8480: Bamberg - Die Macht der Sprache, 04.06.2019


Otto-Friedrich-Universität Bamberg

Die Macht der Sprache

Junge Wissenschaftlerinnen präsentieren ihre Forschungsergebnisse



Gesellschaftlicher Wandel verändert Sprache. Gleichzeitig hat Sprache die
Macht, Gesellschaft zu verändern. In diesem Spannungsfeld bewegt sich das
Kolloquium "Forschende Frauen" zum Thema "sprache macht gesellschaft" am
Dienstag, 4. Juni 2019. Einen Tag lang präsentieren junge
Wissenschaftlerinnen der Universität Bamberg öffentlich ihre
Forschungsergebnisse. Das Kolloquium von 9 bis 16 Uhr umfasst sieben
Vorträge, unter anderem zu Twitter-Bots im Journalismus und zum Fall Claas
Relotius. Die Forscherinnen präsentieren ihre 45-minüten Beiträge im
ehemaligen Senatssaal, Raum 02.08, Kapuzinerstraße 22. Der Eintritt ist
frei.

Wie Sprache gezielt genutzt werden kann, um Menschen zu bewerten,
schildert beispielsweise Lisa Dücker um 10 Uhr. Die Mitarbeiterin am
Lehrstuhl für deutsche Sprachwissenschaft hat untersucht, in welchen
Fällen Substantive in Hexenverhörprotokollen der frühen Neuzeit in Bamberg
großgeschrieben wurden. Ihre Erkenntnis: Insbesondere angeklagte Frauen
wurden lange Zeit kleingeschrieben, Bezeichnungen für Männer dagegen groß.

Sprache kann auch subtile Macht ausüben, wie Eleonore Schmitt vom
Lehrstuhl für deutsche Sprachwissenschaft zeigt. Sie hat analysiert, wie
das Wort "kinderlos" verwendet wird. Dafür betrachtete sie die Ausgaben
der Wochenzeitung "Die Zeit" der vergangenen zehn Jahre. In ihrem Vortrag
um 15.15 Uhr berichtet sie, dass die Tatsache, Mutter zu werden, immer
noch als vorbestimmt gilt - was sich in der verwendeten Sprache
niederschlägt.

Das Kolloquium "Forschende Frauen" ermöglicht es jungen
Wissenschaftlerinnen, innovative Forschungsprojekte vorzustellen,
Vortragspraxis zu sammeln, sich zu vernetzen und ihre Beiträge zu
publizieren. Außerdem rückt es die Arbeit von jungen Frauen in der
Wissenschaft in den Mittelpunkt.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-bamberg.de/frauenbeauftragte/foerderung/forschende-frauen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/694: Cuxhaven - E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek am 6. Juni 2019


Stadt Cuxhaven

E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek



Die nächste E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven findet
am Donnerstag, den 6. Juni statt. Von 16 bis 17 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Und wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Beratungstermine zu vereinbaren.
Anmeldung telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
anne.ulmer@cuxhaven.de oder auch persönlich in der Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 29. Mai 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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ASIEN/326: China - 30 Jahre nach den Tiananmen-Protesten


Amnesty International - Pressemitteilung vom 3. Juni 2019

30 Jahre nach den Tiananmen-Protesten: Menschenrechtslage in China hat
sich massiv verschlechtert



Vor 30 Jahren sind auf dem und um den "Platz des Himmlischen Friedens"
Hunderte, wenn nicht sogar Tausende Demonstrierende ums Leben gekommen, als
die chinesische Regierung den friedlichen Protest brutal niederschlug.
Manche Freiheiten wurden seitdem ausgeweitet, es gibt aber weiterhin
schwere Menschenrechtsverletzungen in dem Land, sagt Dirk Pleiter, 
China-Experte bei Amnesty International Deutschland. In den letzten Jahren müssen
wir eine deutliche Verschlechterung der Lage feststellen.

BERLIN, 03.06.2019 - "Statt Panzern setzt die chinesische Regierung
inzwischen zahlreiche andere Instrumente der Repression ein.", sagt
Pleiter. Positiv anzumerken sei, dass Teile der Bevölkerung größere
bürgerliche Freiheiten genießen, so könnten sie sich inzwischen ihre Wohn-
und Arbeitsorte selbst aussuchen. Und formal gibt es strengere Auflagen, um
die Willkür der Behörden einzuschränken, zum Beispiel wenn es um die
Verhängung der Todesstrafe geht.

Negativ ist dagegen eine ganze Reihe anderer Punkte: "Der aktuelle
Amnesty-Todesstrafenbericht hat erneut gezeigt, dass China mit Tausenden
Hinrichtungen pro Jahr die Liste der Henkerstaaten anführt", so Pleiter.
"Daneben hat die chinesische Regierung seit 1989 zahlreiche
Sicherheitsgesetze verabschiedet, die die Überwachung ausweiten und
willkürliche Verhaftungen, Hausarrest, Verschwindenlassen und Folter
begünstigen. Meinungs- oder Pressefreiheit gibt es weder im analogen noch
im digitalen Raum."

"Menschenrechtler, darunter auch zahlreiche Anwälte, werden verfolgt,
gleiches gilt für ihre Angehörigen. Kommen sie in Haft, drohen ihnen
Misshandlungen und Folter", sagt Pleiter.

Besonders eklatant ist aktuell die Unterdrückung der ethnischen
Minderheiten der Uiguren und Kasachen: Bis zu eine Million von ihnen sind
in der Region Xinjiang inhaftiert worden.

"Jedes Land, das Beziehungen zu China pflegt, ist aufgefordert, die
Menschenrechtslage kritisch zu beobachten und Maßnahmen zu ergreifen, um
die chinesische Regierung zu einer Verbesserung der Situation anzuhalten",
betont Pleiter. "Das gilt für die Europäische Union, die Vereinten Nationen
und auch für die deutsche Bundesregierung."

Chinas Regierung will Gedenken an Tiananmen-Proteste unterbinden

In den Wochen vor dem 30. Jahrestag der blutigen Niederschlagung der
Tiananmen-Proteste haben chinesische Behörden Dutzende Aktivisten bedroht,
inhaftiert oder unter Hausarrest gestellt, um ein öffentliches Gedenken an
die vielen Todesopfer von damals zu verhindern. So wurde unter anderem die
82-jährige Ding Zilin dazu gezwungen, Beijing zu verlassen und in ihre mehr
als 1100 Kilometer entfernte Heimatstadt zu reisen. Ihr damals 17 Jahre
alter Sohn gehört zu den Opfern des Militäreinsatzes vom 4. Juni 1989.
Gemeinsam mit anderen Müttern, deren Kinder auf dem Tiananmen getötet
wurden, hatte sie die Gruppe der Tiananmen-Mütter gegründet, die eine
Untersuchung der Ereignisse fordern. Andere Mitglieder der Gruppe werden
seit Wochen von der Polizei überwacht. Der Aktivist Chen Bing wurde zu
dreieinhalb Jahren Gefängnis verurteilt, weil er auf Flaschen-Etiketten an
den 30. Jahrestag der Proteste erinnern wollte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juni 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MUMIA/961: Free Mumia - Rundbrief Juni 2019 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief Juni 2019



Hallo,

hier kommen aktuelle Informationen über den seit 1981 gefangenen
Journalisten Mumia Abu-Jamal und aus der länderübergreifenden
Solidaritätsbewegung. Noch sind keine Prozeßtermine für Mumias
Revisionsverfahren bekannt, da die derzeitig damit befasste
Gerichtsebene innerhalb des US Bundesstaates Pennsylvania darüber berät,
ob sie sich überhaupt damit befassen oder den Fall nicht gleich an die
nächst höhere Instanz abgeben. Letzteres wäre auf jeden Fall eine
Beschleunigung für Mumia, der bereits über 37 Jahre in Haft ist.

Unabhängig davon haben Unterstützer*innen im bundesweiten
Free-Mumia-Netzwerk ( http://freiheit-fuer-mumia.de/ ) entschieden,
selbst Prozeßbeobachter*innen in die USA zu entsenden, wenn es soweit
ist. Denn was auch immer dort im Gerichtssaal beredet wird, sollte von
einer kritischen Öffentlichkeit begleitet werden und das in so vielen
Sprachen und Regionen der Erde wie möglich. Dafür werden derzeit Spenden
gesammelt. In diesem Zusammenhang ein riesiges Dankeschön an die Mumia
Unterstützer*innen aus Frankfurt am Main, die nicht nur jeden Monat vor
dem US Konsulat für die Freiheit von Mumia, Leonard Peltier und
Ana-Belén Montes demonstrieren (siehe Termine weiter unten), sondern vor
kurzem auch eine große Spende überwiesen haben.

FREE MUMIA Berlin organisiert ebenfalls zu diesem Zweck am 15. Juni
zusammen mit einigen Gefängnisabolitionist*innen ein Solidaritätskonzert
im Supamolly (siehe Termine weiter unten). Alle Berliner*innen sind
herzlich eingeladen. Wer selbst noch Plakate aufhängen und/oder Flyer
verteilen möchte, kann uns über info@mumia-hoerbuch.de erreichen.

Am 24. Mai 2019 wurden nach über 40 Jahren Haft zwei weitere MOVE
Aktivistinnen aus Philadelphia, Janine und Janet Africa freigelassen.
Mumia selbst hatte 1978 als Journalist ihren Prozeß beobachtet und auf
die repressive und voreingenommene Haltung des damaligen Richters
hingewiesen. Am 26. Mai kommentierte er nun ihre Freilassung in einem
Radiokommentar auf Prison Radio: "MOVE Women: Janet and Janine Africa
Free at Last" (audio, 2:21 minutes):

https://www.prisonradio.org/media/audio/mumia/move-women-janet-and-janine-africa-free-last-221-mumia-abu-jamal

Rund um Mumias Geburtstag (24. April) fanden in verschiedenen Ländern
wieder Kundgebungen und Demonstrationen für seine Freiheit statt. In den
"Berichte aus der Bewegung" weiter unten verlinken wir zwei Beispiele
aus Philadelphia und Berlin.

Mit New Hamshire hat nun ein weiterer US Bundesstaat endgültig die
Todesstrafe abgeschafft [1]. In Texas und einigen anderen Bundesstaaten
geht das staatliche Ermorden von Gefangenen allerdings noch immer weiter.


Zum weiteren Inhalt:

1. Termine

2. Berichte aus der Bewegung & Presse


1. Termine

Sa. 15. Juni 2019 - Berlin, Supamolly - 22 Uhr - SOLI KONZERT für die
Anti-Knast-Tage 2019 & FREE MUMIA Berlin: MAIORANO (Italy-Berlin),
MÜLLSCH (Bln), VIERTEL 4 (Bln), Willy McElroy (Australien) & DJ DOC
WEBSTER (Bln) - Eintritt: Spende, weitere Infos

antiknasttage.blackblogs.org und mumia-hoerbuch.de 

Supamolly, Jessnerstr. 41, 10247 Berlin-F'Hain, U5 + S - Bhf.
Frankfurter Allee

Montag, 17. Juni, Frankfurt a.M., US-Konsulat - 18:00 Uhr

Mahnwache für die die sofortige Freilassung der politischen
Langzeitgefangenen in den USA: Leonard Peltier, Mumia Abu-Jamal und Ana
Belén Montes, weitere Infos:

https://www.fgbrdkuba.de/termine/flyer/20190617-mahnwache.php

Vor dem US-Konsulat, Gießener Str. 30, Frankfurt a.M.

Fr. 13. September 2019 - Berlin, Buchladen Schwarze Risse

Lesung mit Michael Koch: Leonard Peltier

Buchladen Schwarze Risse, Gneisenaustr. 2a - 10961 Berlin-Kreuzberg,
U6/7 Mehringdamm

Anti-Knast-Tage vom 23. - 27.10.2019 in Berlin

https://antiknasttage.blackblogs.org/


2. Berichte aus der Bewegung & Presse

(The Guardian) Move 9 women freed after 40 years in jail over
Philadelphia police siege (May 25, 2019)

https://www.theguardian.com/us-news/2019/may/25/move-9-black-radicals-women-freed-philadelphia

(Gießener Anzeiger) "Gefangenes Wort" in Gießen beschäftigt sich mit
US-Journalist Mumia Abu-Jamal (3.05.2019)

https://www.giessener-anzeiger.de/lokales/stadt-giessen/nachrichten-giessen/gefangenes-wort-in-giessen-beschaftigt-sich-mit-us-journalist-mumia-abu-jamal_20120050

(The Real News) DA Krasner Drops Challenge: Most Significant Ruling in
Mumia's Case in Years - ex-political prisoner and BPP member Eddie
Conway interviews Michael Schiffmann (May 2, 2019)

https://www.youtube.com/watch?v=aMNlf9TlLD8

(Bln) Protest vor US Botschaft: Free Mumia - Free Them All!
(1.05.2019)

http://www.mumia-hoerbuch.de/demonstration.htm#protesteberlin270419

Hundreds march in Philly to "Free Mumia Now!" (April 30, 2019)

https://www.workers.org/2019/04/30/hundreds-march-in-philly-to-free-mumia-now/


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin


Anmerkung:

[1] https://www.marketwatch.com/story/new-hampshire-abolishes-its-death-penalty-2019-05-30

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Juni 2019

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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TAGUNG/237: Marbach - Systemwechsel, literarisch. Ost- und Westdeutschland um 1989 im internationalen Vergleich, 3.-5.7.19


Deutsches Literaturarchiv Marbach

Tagung: Systemwechsel, literarisch. Ost- und Westdeutschland um 1989 im
internationalen Vergleich

3.-5. Juli im Deutschen Literaturarchiv Marbach

Am Abend des 4. Juli ist die international bekannte Autorin Yoko Tawada zu
Gast.



Die internationale Tagung 'Systemwechsel, literarisch. Ost- und
Westdeutschland um 1989 im internationalen Vergleich' befasst sich mit dem
literarischen und kulturellen deutsch-deutschen Beziehungsgefüge vor und
nach 1989 und stellt die Frage nach dem Verhältnis von politischem
Systemwechsel zum Ästhetisch-Literarischen. Die Tagung findet in
Kooperation mit der Renmin University of China und der Duksung Women's
University Seoul statt und bildet den Auftakt zu einem größeren
Forschungs- und Ausstellungsprojekt. Auf der Tagung sprechen u.a.
Alexander Belobratow (St. Petersburg), Meredid Puw Davies (London), 
Jeang-Yean Goak (Seoul), Marcel Lepper (Berlin), Yuji Nawata (Tokio), 
Leilian Zhao (Peking), Chieh Chien (Taipeh). Für die Abendveranstaltung am 
4. Juli konnte die international bekannte Autorin Yoko Tawada gewonnen 
werden, die ihre Texte auf Deutsch und Japanisch schreibt und den 
Systemwechsel als Sprachwechsel thematisiert. Der Abend mit Yoko Tawada 
ist zugleich Auftakt der neuen Marbacher Veranstaltungsreihe 'Zwischen 
den Sprachen'.

Im Fokus der Tagung stehen Fallstudien zu einzelnen Autoren und Verlagen,
die auf den Marbacher Archivbeständen beruhen. Mit den Vor- und Nachlässen
von u.a. Helga M. Novak, Fritz Rudolf Fries und Durs Grünbein, den
persönlichen Nachlässen von Lektorinnen wie Elisabeth Borchers und den
zahlreichen Verlagsarchiven, darunter Suhrkamp, Insel, Luchterhand und
Limes, steht eine Fülle an Material zur Verfügung, das eine Diskussion
über die Rolle von Literatur in und für Systemwechsel ermöglicht.

Mit dem Begriff des Systemwechsels wird der Blick sowohl auf das Ende des
politischen Systems der DDR 1989 gerichtet als auch auf den persönlichen
Systemwechsel einzelner Autorinnen und Autoren, die vor 1989 die DDR
verließen und sich im Westen etablierten.

Kooperationspartner: Staatsbibliothek zu Berlin, in Verbindung mit der
Renmin University of China und der Duksung Women's University, Seoul
Gefördert aus Mitteln des Auswärtigen Amts.


Weitere Informationen unter:

http://www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1433

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Literaturarchiv Marbach, 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1210: Braunschweig - Gespräch über "Judith Butler und der Drogenboss aus dem hinteren Odenwald", 6.6.19


Stadt Braunschweig

Gespräch über: Judith Butler und der Drogenboss aus dem hinteren
Odenwald



Unter dem Titel "Judtih Butler und der Drogenboss aus dem hinteren
Odenwald" findet am Donnerstag, 6. Juni, um 19 Uhr ein Gespräch
zwischen Thomas Meinecke, dem Gewinner der diesjährigen Ricarda Huch
Poetikdozentur, und Prof. Dr. Bettina Wahrig des Braunschweiger
Zentrums für Gender Studies im Roten Saal, Schlossplatz 1 statt. Der
Eintritt ist frei.

Feminismus muss kein "Plastikwort" sein. Der "feministische
Schriftsteller" (Thomas Meinecke über sich selbst) bringt Autorinnen
und Autoren der Gender Studies und queere Lebensentwürfe zur Resonanz.
In dem Dialog mit der Wissenschaftshistorikerin und
Geschlechterforscherin Bettina Wahrig geht es um die Frage, wie
feministische Theorie mit Leben gefüllt werden kann, was ein Roman und
was historische Forschung dazu beitragen können.

Prof. Dr. Bettina Wahrig studierte Medizin und Philosophie in Marburg.
Sie arbeitete freiberuflich in Florenz und als wissenschaftliche
Assistentin und Hochschulassistentin im Institut für Medizin- und
Wissenschaftsgeschichte in Lübeck. Seit 1997 ist sie Professorin für
Pharmazie- und Wissenschaftsgeschichte an der Technischen Universität
Braunschweig. Gastaufenthalte am Max-Planck-Institut für
Wissenschaftsgeschichte Berlin und an der Universität Strasbourg.

Thomas Meinecke wurde 1955 in Hamburg geboren. Von 1978 bis 1986 war
er Mitherausgeber und Redakteur der Avantgarde-Zeitschrift Mode &
Verzweiflung, in den Achtzigerjahren schrieb er Kolumnen für die Zeit,
ab 1986 veröffentlichte er Erzählungen und zahlreiche Romane, zuletzt
den Roman "Selbst" (2016) im Suhrkamp Verlag. Außerdem war er von 2007
bis 2013 Kolumnist für das Berliner Magazin Groove. Sein Werk wurde
mehrfach ausgezeichnet, u.a. mit dem Düsseldorfer Literaturpreis
(2003) und dem Karl-Sczuka-Preis für Hörspiel als Radiokunst (2008).
Im Wintersemester 2012 hatte er die Poetikdozentur an der
Goethe-Universität Frankfurt inne, 2014 war er Writer in Residence an
der Queen Mary University in London und 2016 Fellow am IFK in Wien.
Thomas Meinecke ist außerdem Musiker und Texter in der 1980 von ihm
mitgegründeten Band Freiwillige Selbstkontrolle (FSK), Radio-DJ in
seiner Sendung Zündfunk Nachtmix (BR 2) und hat auch als Solokünstler
Platten aufgenommen. Am 16. Mai 2019 erhielt der Autor, Musiker und
Texter Thomas Meinecke für sein bisheriges Werk den Preis der Ricarda
Huch Poetikdozentur für Gender in der Literarischen Welt.

Veranstalter sind die Technische Universität Braunschweig und der
Fachbereich Kultur und Wissenschaft der Stadt Braunschweig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8659: Und morgen, den 04. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.06.2019 bis zum 05.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8659 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Blaue, rote, weiße, gelbe

Blüten auf den weiten Wiesen,

Regenschauer an der Elbe

und für Jean die Menschenriesen.
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TAGUNG/444: Chemnitz - Chancen und Risiken der Demokratie in Deutschland, 13.-15.06.2019


Technische Universität Chemnitz

Chancen und Risiken der Demokratie in Deutschland

Bundeszentrale für politische Bildung fördert eine Konferenz zur "Weimarer
Republik als Ort der Demokratiegeschichte" an der TU Chemnitz - Tagung
beginnt am 13. Juni 2019



Weimar als erster Demokratie auf deutschem Boden kommt eine besondere
Bedeutung zu: Doch welchen Stellenwert hat sie in unserer heutigen
Erinnerungskultur, 100 Jahre nach ihrer Gründung? Vom 13. bis 15. Juni
2019 gehen an der TU Chemnitz Experten aus dem In- und Ausland in mehreren
Sektionen u. a. dieser Frage nach. Die Tagung wird geleitet von Prof. Dr.
Alexander Gallus, Inhaber der Professur für Politische Theorie und
Ideengeschichte an der TU. Ziel der gemeinsam mit Prof. Dr. Ernst Piper
(Universität Potsdam) konzipierten Konferenz ist es, die Bedeutung der
Weimarer Republik für die deutsche Demokratie- und Freiheitsgeschichte
herauszuarbeiten.

"Da vermehrt von einer Krise des politischen Systems die Rede ist, lohnt
ein Blick zurück. Die Frage nach dem Bezug auf die Gegenwart erscheint
zunehmend relevant, ohne sogleich allerorten 'Weimarer Verhältnisse' zu
diagnostizieren. Die Konferenz ist mehr als eine kleinteilige Fachtagung:
Mit einem studentischen wie auch städtischen Chemnitzer und überregionalen
Publikum will sie einen breiten, historisch informierten Demokratiedialog
ermöglichen", so Gallus.

Der Freiburger Historiker Prof. Dr. Jörn Leonhard eröffnet die Tagung mit
dem Festvortrag "Eine Demokratiegeschichte aus der Erfahrung von Krieg und
Niederlage?". Am Freitagabend präsentieren Schauspieler des Chemnitzer
Schauspielhauses in einer szenischen Lesung Texte Weimarer Schriftsteller.
Abgerundet wird die Veranstaltung von einer Podiumsdiskussion, bei der
Wissenschaftler, Autoren und Journalisten wie Ines Geipel und Ijoma
Mangold gemeinsam mit der Chemnitzer Oberbürgermeisterin Barbara Ludwig
darüber sprechen und streiten, wie in widrigen Zeiten Demokratien
entstehen, erlebt und gelebt werden. Vor welchen Herausforderungen stehen
sie und welche Gestaltungschancen ergeben sich daraus?


Weitere Informationen zur Veranstaltung und Anmeldung unter:

https://www.tu-chemnitz.de/phil/politik/pti/intellectualhistory/tagung-weimar.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz, 31.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/798: Vechta - Debile Despoten? Gastvortrag des Althistorikers Prof. Dr. Michael Sommer, 5.6.19


Universität Vechta

Debile Despoten? 

Gastvortrag des Althistorikers Prof. Dr. Michael Sommer



Am Mittwoch, 5. Juni 2019, referiert der Oldenburger Althistoriker Prof.
Dr. Michael Sommer an der Universität Vechta zum Thema: "Debile Despoten?
Rom und seine 'verrückten' Kaiser". Der Vortrag ist öffentlich und findet
um 18.00 Uhr c.t. in Raum Q 110 statt. Um Anmeldung wird gebeten.

Caligula, Nero, Commodus - die Reihe vermeintlich pathologischer Fälle im
kaiserlichen Purpur des römischen Imperiums ließe sich nahezu beliebig
fortsetzen. Wie kam es, dass die römische Welt von einer beeindruckenden
Galerie von Männern regiert wurde, deren mentale Zurechnungsfähigkeit in
Zweifel stand? Und warum beherrschte Rom dessen ungeachtet ein Reich von
präzedenzloser Größe und Dauer? Der Vortrag lädt ein zu einer
unterhaltsamen Visite im römischen Kaiserpalast, um dort einem der großen
Geheimnisse der römischen Staatskunst auf den Grund zu gehen.

Michael Sommer ist einer der renommiertesten deutschen Althistoriker und
lehrt seit 2012 an der Universität Oldenburg. Sommer hat zahlreiche
Standardwerke zur römischen und phönizischen Geschichte verfasst und
versteht es immer wieder, die Alte Geschichte in einer Weise zu
präsentieren, die ihr Aktualität und Relevanz verleiht und sie auch für
Nicht-Spezialist*innen interessant macht. Zuletzt erschienen von ihm,
bereits in zweiter Auflage, Roms orientalische Steppengrenze. Palmyra -
Edessa - Dura-Europos - Hatra. Eine Kulturgeschichte von Pompeius bis
Diocletian (Steiner, 2018) sowie der mit Tassilo Schmitt herausgegebene
Sammelband Von Hannibal zu Hitler. "Rom und Karthago" 1943 und die
deutsche Altertumswissenschaft im Nationalsozialismus (WBG 2019).


Anmeldungen bitte an

Rita Becker

Sekretariat Geschichtswissenschaft

Fon +49 (0) 4441.15 335

E-Mail rita.becker@uni-vechta.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 30.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KALENDERGESCHICHTEN/102: 06-2019   Der kleine Elefant - ein Geheimnis ... (SB)





[image: Roland hockt traurig im Gras, neben ihm sitzt der freundliche Elefantenbulle und Nico läuft munter auf die beiden zu - Buntstiftzeichnung © 2019 by Schattenblick] 



Die gefährliche Begegnung mit dem Löwen am Wasserloch saß dem kleinen
Elefanten noch in den Knochen. Noch nie zuvor in seinem Leben hatte er
so viel Angst, noch nie zuvor fühlte er sich so hilflos und er
wusste nicht einmal wie er das Elefanten-Baby Nico vor dem
Löwen-Angriff hätte schützen können. Glücklicherweise rettete die
Elefantenherde die beiden kleinen Elefanten aus ihrer Notlage.

Nico verkroch sich unter seiner Mutter und weinte, was aber
niemand sehen sollte. Sanft tastete Mama Maja mit dem Rüssel nach
ihrem Sohn, der sich in ihrer Nähe und durch ihre Berührungen langsam
wieder beruhigte. Roland saß immer noch etwas abseits und beobachtete
verlegen Mutter und Sohn. Trotz all der gerade überstandenen Aufregungen
und der Todesangst wurde ihm bei diesem Anblick ganz warm ums Herz. Er
wünschte sich das erste Mal in seinem Leben, doch auch zu einer
richtigen Elefantenfamilie zu gehören.

Der große Elefantenbulle, der sich freundlicherweise zu ihm gesellt hatte,
ermunterte ihn, wieder aufzustehen und nicht traurig zu sein: "Ronny,
du bist zwar klein, aber erwachsen, also nimm dich zusammen
und lerne aus diesem unglückseligen Abenteuer!", brummte er.

"Aber ich hätte aufpassen sollen, Nico ist noch ein Baby und ich hätte ...",
seufzte der kleine Elefant.

"Klar, aber du bist fremd hier und kennst die Gefahren nicht, die hier
überall lauern. Wir hätten alle achtsamer und aufmerksamer sein
müssen, statt dessen amüsierten wir uns über eure Tollerei am
Wasserloch", gestand der Elefantenbulle.

Roland erhob und reckte sich, blickte zu dem großen Elefanten auf und
beschloss, sich zusammenzureißen, so fasste er neuen Mut. Just in dem
Moment trabte Nico auf ihn zu und schien schon wieder guter Dinge zu
sein.

"Hey, Ronny", flüsterte Nico ziemlich laut, "das war aber ganz schön
gefährlich! Mama meint, ich solle nicht verzagen und in Zukunft
achtsamer sein. Ja, das hat sie gesagt und dann auch noch, dass wir
Elefanten uns nicht wirklich vor jemanden fürchten müssen, wenn wir
erst mal richtig groß sind. Wir haben nur einen Feind und das ist der
Mensch!" Nico war ganz aufgeregt, weil er nun von einer weiteren, wohl
viel gefährlicheren Bedrohung gehört hatte, die noch grausamer und
schrecklicher ist als jene, die von einem Löwen ausgeht. "Ich habe
beschlossen, möglichst schnell sehr, sehr groß zu werden", sann Nico
nach, "Ronny, hast du selbst auch schon Menschen gesehen? Gibt es
dort, in dem Land in dem du bisher gelebt hast, etwa welche?"

Roland war sprachlos, erinnerte er sich doch seit langem einmal wieder
an die Gräfin und Johann. Seine Erlebnisse hatten ihn so
gefangen genommen, dass er überhaupt nicht mehr an die beiden gedacht
hatte. "Wo mögen sie wohl jetzt sein?", überlegte er und sorgte sich
gleichwohl, ob er sie überhaupt je wiedersehen würde. Und jetzt
erzählte ihm Nico, dass Menschen die schlimmsten Feinde der Elefanten
sein sollten? Wie passte das zusammen? Die Gräfin und Johann waren
immer gut zu ihm und auch zu all den anderen Tieren, die es noch in
seiner Heimat gab. Wie konnten sie böse Feinde sein?

Derweil wurde Nico ungeduldig: "Hallo, Ronny, träumst du? Ich glaube
nicht, dass es dort, wo du herkommst, Menschen geben kann. Wie sollten
denn sie in einem Steinland leben können, wo es nichts zu essen gibt."
Damit war für den kleinen Nico die Sache erledigt und er plapperte munter
weiter: "Weißt du, Ronny, was das Tollste ist, ich weiß zu wem wir gehen
müssen, ich weiß wen wir fragen müssen ..."

"Fragen, wonach denn fragen? Wohin gehen? Was meinst du Nico, ich
verstehe dich nicht", bekümmert hob der kleine Elefant seinen Kopf.
"Na, ja, nach der Pflanze suchen, nach dem Gras, von dem man riesig
groß wird, wenn man nur genügend davon isst."

"Oh, ich wusste doch gar nicht, dass es so etwas gibt", staunte Ronny.

"Hmm, komm mal mit!", forderte Nico und stratzte ohne weitere
Erklärung in Richtung Mama Maja. Roland folgte ihm.

"Mama, kannst du Ronny erklären, was es mit der Pflanze auf sich hat,
die, von der man so riesengroß wird?"

Mama Maja hatte sich gerade ein Büschel Blätter ins Maul geschoben und
kaute noch, deshalb nickte sie nur und zermalmte weiter das Blattwerk,
bis sie es hinunterschlucken konnte.

"Wieso wollt ihr darüber etwas wissen. Wie kommt ihr dazu, nach dem
uralten Elefanten-Geheimnis zu fragen?", wunderte sie sich doch sehr,
"Nico, hast du etwa wieder die alten Elefanten belauscht und Dinge
gehört, die dich noch gar nichts angehen?" Dabei schaute sie sehr
erbost drein und Nico machte ein zerknirschtes Gesicht, er gab es
jedoch lieber gleich zu, versuchte aber zu erklären: "Ich dachte,
ich wollte, ich bin, ... Mama, ich wollte ganz, ganz
schnell groß werden, damit mir niemand mehr gefährlich werden kann!",
stammelte Nico.

Mama Maja war gerührt, aber sie musste dennoch das Geheimnis der
Elefanten bewahren und konnte es nicht zulassen, dass ihr kleiner Sohn
es munter drauflos ausplapperte.

"Also, hört gut zu. Das ist eine sehr schwer zu findende Pflanze und
es gilt seit Ewigkeiten unter den Elefanten die Absprache, dass sie
nur in besonderen Notfällen gegessen werden darf. Man muss sie sehr
lange kauen, bis genügend Saft herausquillt, den schluckt man, nicht
aber die zerkauten Halme, die muss man unbedingt wieder ausspucken."

"Was ist denn ein Notfall?", wollte Roland gern wissen, denn insgeheim
sah er sich selbst auch schon die Pflanzenhalme kauen, in der Hoffnung
dann ebenso groß zu werden, wie der Elefantenbulle.

"Nun, wenn die Mutter eines Elefantenbabys getötet wurde und keine
seiner Tanten mehr Milch hat, die es trinken könnte, dann kaut eine
Elefantenkuh diese Pflanze und flößt dem Kleinen den Saft ein. Es
dauert dann nicht lange und das Baby wächst und gedeiht und niemand
braucht sich mehr um sein Überleben zu sorgen. Das wäre so ein
glücklicherweise seltener Notfall."

Roland konnte sich die Frage nicht verkneifen: "Könnte ich auch als
ein Notfall gelten. Vielleicht würde ich so groß werden wie die
anderen?"

"Hmm, also, hmmm", Mama Maja musste nachdenken, denn so eine Art
Notfall war in der gesamten Geschichte der Elefanten noch nicht
vorgekommen, "da muss ich mich erst einmal mit den anderen beraten,
Ronny, denn so jemandem wie dir sind wir noch nie zuvor begegnet."

"Und was ist mit mir, Mama, was ist mit mir, ich will auch ganz
schnell wachsen?!"

"Nein, Nico, du bist ganz bestimmt kein Notfall, du bist gesund und
kräftig, allenfalls bist du schrecklich ungeduldig - aber das ist kein
Notfall, das ist ganz normal", versicherte Mama Maja ihrem Sohn sehr
eindringlich und machte deutlich, dass es keinen Sinn hatte, weiter zu
betteln. Was aber Roland, den kleinen Elefanten betraf, war sie sich
nicht sicher, ob es vielleicht doch eine Möglichkeit gäbe, ihm zu
helfen.

Roland träumte derweil schon davon als ganz gewöhnlicher Elefant in
einer richtigen Elefantenfamilie zu leben. Abermals schwanden seine
Erinnerungen an die Gräfin und Johann, die sich allerdings sehr um ihn
sorgten und mittlerweile sogar einige Dorfbewohner gebeten hatten, sie
bei der Suche nach ihm zu unterstützen.

Fortsetzung folgt ...



zum 4. Juni 2019
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LESUNG/1866: Braunschweig - Zweisprachiges Bilderbuchkino mit dem kleinen Maulwurf am 7.6.19


Stadt Braunschweig

Zweisprachiges Bilderbuchkino mit dem kleinen Maulwurf



Braunschweig. Als Zweisprachiges Bilderbuchkino ist die Geschichte
"Vom kleinen Maulwurf, der wissen wollte, wer ihm auf den Kopf gemacht
hat" von Werner Holzwarth am Freitag, 7. Juni, ab 16 Uhr, in der
Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße 4, zu sehen.
Die Geschichte wird in Deutsch und Türkisch vorgelesen. Herzlich
eingeladen sind Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre Eltern. Im
Anschluss kann gemalt werden. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich. Das nächste Zweisprachige Bilderbuchkino
findet am 4. Oktober statt. Weitere Informationen unter Tel.: 26 30 94
73.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1865: Norden - "Günther sucht einen Freund" am 6. Juni 2019


Stadt Norden

Vorlesereihe "Hör zu - mach mit" in der Stadtbibliothek Norden

"Günther sucht einen Freund" am 6. Juni um 16.00 Uhr



Am Donnerstag, den 6. Juni um 16.00 Uhr ist der nächste Termin der
beliebten Vorlesereihe "Hör zu - mach mit!" in der Norder
Stadtbibliothek. Diesmal liest Vorlesepatin Hildegard Voss für Kinder
ab vier Jahren das Bilderbuch "Günther sucht einen Freund".

Günther Gans möchte so gern einen Freund. Also macht er sich auf die
Suche. Er trifft Herbert den Hasen. Die beiden beschließen die Suche
gemeinsam fortzusetzen. Doch alle Versuche der beiden scheitern.
Freunde kann man nicht fangen und auch nicht kaufen. Aber kann es
sein, dass man schon längst einen Freund an seiner Seite hat, ohne es
zu merken?

Nach dem Vorlesen gibt es wie jedes Mal eine kleine kreative Aktion.
Der Eintritt ist frei. Um Anmeldung unter der 04931/ 923 - 353 wird
gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 29. Mai 2019

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0

Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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BERICHT/061: Bauhausarchitektur - der Blick des Volkes ... (SB)




"Es hat sich ausgeweimart, wir gehen jetzt dessauern!":

Dessauer Bauhaus-Architektur zwischen sozialer Utopie und
gesellschaftlicher Realität

Festival !Architektur! !Radikal! startet 100-Tage-Count-Down
bis zur Eröffnung des Bauhaus-Museums Dessau

von Christiane Baumann, Juni 2019


Wer kennt sie nicht, die Stahlrohrmöbel Marcel Breuers oder die
berühmte Bauhaus-Kugelleuchte, kreiert von Wilhelm Wagenfeld und Carl
Jakob Jucker, das Holzspielzeug von Alma Buscher, die klaren,
schnörkellosen Formen der Bauhaus-Architektur. Der vor einhundert
Jahren geborene Bauhaus-Stil ist heute Teil unseres Alltagslebens und
vielfach Standard. Das Gestaltungsprinzip "Form folgt Funktion" hat
sich durchgesetzt. Im Jubiläumsjahr machen Festivals, neue Museen und
Ausstellungen gebündelt in einer bundesweiten "Grand Tour der Moderne"
auf Leistungen der Bauhaus-Architekten und -Künstler aufmerksam und
lassen dabei kaum Wünsche offen. Im April markierte die Eröffnung des
neuen Bauhaus-Museums in Weimar, wo die Geschichte des Bauhauses ihren
Anfang nahm, einen Höhepunkt. Nun hat Dessau mit dem Festival
!Architektur! !Radikal! die heiße Phase des Jubiläumsjahres
eingeläutet. Es sind noch einhundert Tage, bis auch dort ein neues
Bauhaus-Museum mit der weltweit zweitgrößten Sammlung am 8. September
seine Tore öffnet.
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Bauhaus-Kunst war radikal, was sich in der Formensprache bis zur
Typographie widerspiegelte. "warum groß schreiben, wenn man nicht groß
sprechen kann?", stand ab 1925 auf den Briefbögen. Doch radikal war
sie zuerst in ihrem gesellschaftlichen Anspruch, was häufig vergessen
wird. Das Dessauer Festival !Architektur! !Radikal! rückte dies
in den Fokus, indem es die Bauhausbauten als "Manifestationen einer
sozial motivierten Idee" diskutierte und die sich daran knüpfenden
Fragen in ihrer Aktualität für heutiges Planen und Bauen, für unser
gesellschaftliches Miteinander sichtbar machte. Wenn Gropius 1924
anlässlich der Stuttgarter Bau-Ausstellung fragte: "Wie werden wir
wohnen, wie werden wir siedeln, welche Formen des Gemeinwesens wollen
wir erstreben?", dann zielt das ins Herz unserer Zeit.

Mit Dessau verbindet sich die "Hoch"-Zeit der Bauhaus-Protagonisten um
Walter Gropius. Das dort von 1925 bis zur Schließung durch die
Nationalsozialisten 1932 entstandene Gebäude-Ensemble machte Dessau
bekannt und das Bauhaus zu einer international renommierten
Pilgerstätte für moderne Architektur. Das "Aus" für das Bauhaus in
Weimar wurde für Dessau zum Glücksfall, um den sich der dortige
sozialdemokratische Bürgermeister Fritz Hesse allerdings hartnäckig
bemüht hatte. Als nach den Wahlen in Thüringen am 10. Februar 1924 die
rechtskonservativen Parteien, die sich im Thüringer Ordnungsbund
zusammengeschlossen hatten, an die Macht kamen und dem Weimarer
Bauhaus, dem kommunistische Ideen und Tendenzen anhafteten, sukzessive
den Geldhahn zudrehten, war es der Dessauer Sozialdemokrat Hesse, der
alle Hebel in Bewegung setzte, um das Bauhaus an die Mulde zu holen.
"Es hat sich ausgeweimart, wir gehen jetzt dessauern!", frohlockte
Lyonel Feininger, ein Bauhaus-Meister. Eine Million Deutsche
Reichsmark stellte die Stadt für den Bau eines selbst entworfenen,
1926 eingeweihten Gebäudes zur Verfügung, das wir heute als "Bauhaus"
kennen.
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Das Dessauer Bauhausgebäude setzte die Ideen des neuen Bauens
konsequent um und wurde mit seiner funktionalen Anordnung,
Konstruktion und sensationellen Glasfassade schnell zum Inbegriff der
Moderne, ebenso die danach entstandenen Meisterhäuser, in denen neben
Gropius die Bauhaus-Meister Paul Klee, Wassily Kandinsky, Lyonel
Feininger, László Moholy-Nagy, Georg Muche und Oskar Schlemmer wohnten
- eine einzigartige Konzentration von Avantgarde-Künstlern in einer
kleinen Industriestadt.
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Meisterhäuser
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Stand in Weimar die Verbindung von Kunst und Handwerk auf der Agenda,
so fanden nun Kunst und Technik zu einer neuen Symbiose. Mit dem
Dessauer Arbeitsamt konnte Gropius einen modernen Verwaltungsbau
realisieren, einen Rundbau, in dem die Architektur der Funktionalität
diente. Dessau mit seinem industriellen Umfeld wie den Junkers-Werken
oder auch dem Versandhandel Seiler machte die Verbindung von
Architektur, Kunst und Design mit industrieller Produktion möglich.
Die Stadt, die sich aufgrund des rasanten Anstiegs der Arbeiterschaft
im Zuge der Industrialisierung vor schwierige soziale Fragen gestellt
sah und dringend bezahlbaren Wohnraum benötigte, bot Gropius die
Möglichkeit, mit der Siedlung Dessau-Törten Prinzipien des rationellen
Bauens zu erproben, das Architektur und Bauen mit normierten,
industriell vorgefertigten Teilen verband. Preiswerter Wohnraum, den
sich auch Arbeiter leisten konnten, mit einer neuen Funktionalität und
Hygiene war das Ergebnis.
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Sein von der Idee des Gesamtkunstwerkes geprägtes, sozial motiviertes
Programm legte Gropius bereits im ersten Bauhaus-Manifest von 1919,
unmittelbar nach dem Ende des Ersten Weltkriegs, nieder:

"Architekten, Bildhauer, Maler, wir alle müssen zum Handwerk! Denn
 es gibt keine 'Kunst von Beruf'. Es gibt keinen Wesensunterschied
 zwischen dem Künstler und dem Handwerker [...] Bilden wir also eine
 neue Zunft der Handwerker ohne die klassentrennende Anmaßung, die
 eine hochmütige Mauer zwischen Handwerkern und Künstlern errichten
 wollte! Wollen, erdenken, erschaffen wir gemeinsam den neuen Bau
 der Zukunft, der alles in einer Gestalt sein wird: Architektur und
 Plastik und Malerei, der aus Millionen Händen der Handwerker einst
 gen Himmel steigen wird als kristallenes Sinnbild eines neuen
 kommenden Glaubens."



Ziel war die Verbindung von Kunst und Volk, eine Kunst für das Volk.
Am Bauhaus gab es folglich keine "Professoren" als Lehrende, sondern,
den mittelalterlichen Dombauhütten nachempfunden, "Meister",
Handwerker, Gesellen und Werkstätten. Auf dem Titelblatt des Manifests
prangte Lyonel Feiningers Holzschnitt Kathedrale, der auf die gotische
Dom-Baukunst Bezug nahm. Dieses Werk, häufig auch "Kathedrale des
Sozialismus" genannt, symbolisierte die Einheit der Künste wie auch
eine starke Gemeinschaft. Nach den Schrecken des Krieges bestimmte die
Hoffnung auf Weltverbesserung und der Wunsch, für den "neuen Menschen"
zu wirken, das Denken vieler Künstler. Walter Gropius wie auch der
dritte und letzte Bauhaus-Direktor Ludwig Mies van der Rohe gehörten
zur Novembergruppe, einer im Dezember 1918 im Reflex auf die
Novemberrevolution in Deutschland gegründeten Künstlervereinigung, die
gesellschaftliche Veränderungen anstrebte. Menschheitsdämmerung
nannte Kurt Pinthus 1919 seine berühmt gewordene expressionistische
Anthologie, der ein sozial-utopisches Moment eingeschrieben war. Im
gleichen Jahr fanden sich in Magdeburg bildende Künstler,
Schriftsteller und Musiker in der Künstlervereinigung Die Kugel
zusammen und hofften auf die "Erweckung einer neuen Menschheit".
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Diese "Erweckung" wurde auch am Bauhaus unterschiedlich gedacht,
verlief widersprüchlich und führte zu Konflikten und Brüchen. So
versammelten sich in Weimar unter dem Dach des Bauhauses Anhänger
sozialistischer, anarchistischer, lebensreformerischer und
esoterischer Ideen. Zahlreichen Frauen wurde, gemäß dem propagierten
Gleichheitsgrundsatz, der Weg in die Werkstätten eröffnet. Doch das
gängige patriarchalische Korsett führte auch im Bauhaus sehr schnell
zur Erneuerung alter Geschlechterstereotype. Nur wenigen Frauen,
darunter Marianne Brandt und Alma Buscher, gelang es, sich in der
Metall- bzw. Möbelwerkstatt zu behaupten und nicht in die Weberei
abgeschoben zu werden. Doch bei aller Widersprüchlichkeit und
Heterogenität zielte die Bauhaus-Idee immer auf soziale Wirksamkeit.
Eine Dessauer Führung, die "unsichtbare Bauhausorte" in Erinnerung
ruft, nimmt diese gesellschaftliche Rolle in den Blick. Das Wirken der
Bauhaus-Künstler beim Siedlungsbau Dessau-Törten, ihre Zusammenarbeit
mit rund einhundert Dessauer Firmen, ihre Interieur- und
Fassadengestaltungen sowie Theateraufführungen bis zu den Galerien,
die in den 1920er Jahren Bilder von Feininger, Klee und Kandinsky
kauften und ausstellten, dazu vierzehn Bauhausbücher und die
Zeitschrift bauhaus - überall lassen sich im öffentlichen Raum
Spuren ausmachen.

Nach dem Rücktritt von Walter Gropius als Bauhausdirektor Anfang 1928
übernahm der Schweizer Architekt Hannes Meyer für drei Jahre das Amt.
Erstaunlicherweise ist von ihm nur wenig bekannt, was auf seine
politische Haltung zurückzuführen ist. Aus Meyers Sicht hatte sich das
Bauhaus von seinen einstigen Idealen entfernt. Er leitete eine
umfassende Reform der Werkstätten ein. Meyers Neuausrichtung des
Bauhauses folgte dem Grundsatz "Volksbedarf statt Luxusbedarf". Das
Bauhaus sollte für den "Volksbedarf", für den Arbeiter, modellhaft
wirken. Sein Ziel war es beispielsweise, Standardmöbel zu entwerfen,
die in Serie gefertigt, für breite Bevölkerungsschichten bezahlbar
waren. In einer Musterwohnung, der "Volkswohnung", wurde dieser
soziale Ansatz seines gestalterischen Konzepts realisiert. Diese
Politisierung und sein Bekenntnis zu marxistischen Positionen sowie
das Erstarken der kommunistischen Studierenden am Bauhaus, deren
Aktivitäten Meyer nicht unterband, führten schließlich 1930 zu seiner
Entlassung. Aber auch der Amtsnachfolger Mies van der Rohe, der Meyers
Reformkonzept radikal zurückdrehte und für ein "unpolitisches Bauhaus"
einstehen sollte, konnte die Hochschule nicht retten. Nach der
Machtübernahme der Nationalsozialisten auf Kommunal- und Landesebene
wurde im August 1932 die Schließung des Bauhauses in Dessau besiegelt.
Angebote aus den noch sozialdemokratisch regierten Städten Magdeburg
und Leipzig zog Mies van der Rohe nicht in Erwägung, da er das Bauhaus
in Berlin als private Schule führen wollte, doch auch diese Bemühungen
vereitelten die Nazis, so dass sich die Hochschule am 19. Juli 1932
auflöste.

Die Bauhaus-Idee, aus der sozialen Katastrophe eines Krieges geboren,
vernichtete der aufziehende Nationalsozialismus, der direkt in den
nächsten Weltkrieg führte. Werke zahlreicher Bauhaus-Protagonisten,
darunter Lyonel Feininger, Wassily Kandinsky, Paul Klee und Oskar
Schlemmer, galten schon bald in Nazideutschland als "entartete Kunst".
Ein Besuch der einzigartigen Bauhaus-Stätten in Dessau kann unser
Bewusstsein für diese politischen Kontexte und unsere Geschichte
schärfen.




[image: Foto: © 2019 by Christiane Baumann]

Bauhaus Glasfassade (Atelierteil)
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AUSSTELLUNG/9663: Jena - Kristalline Weltraumskulpturen im Frommannschen Garten, 05.06.-14.07.2019


Friedrich-Schiller-Universität Jena

Kristalline Weltraumskulpturen im Frommannschen Garten in Jena

• Neue Ausstellung bringt Graffiti-Skulptur
in den FrommannschenSkulpturenGarten der Universität Jena

• Vernissage am 5. Juni



Der Erfurter Künstler Dr. Molrok alias Michael Ritzmann ist ein
prominentes Mitglied der Thüringer Graffiti-Szene. Doch auf Graffitis ist
seine Kunst nicht zu beschränken. Dr. Molrok ist bekannt für das Verbinden
von zwei- mit dreidimensionalen Objekten. Als einer der ersten
Graffiti-Künstler vereint er in seinen Großfassadengestaltungen Malerei und
Plastik. Außerdem arbeitet er rein skulptural mit den Materialien Metall
und Holz und installiert großformatige Arbeiten in Landschaften und
Gärten.

Wie der Weg vom Graffiti zur Gartenskulptur real aussehen kann, ist vom 6.
Juni bis zum 14. Juli 2019 im Frommannschen Anwesen (Fürstengraben 18,
07743 Jena) der Universität Jena zu erleben. Im Rahmen des
FrommannschenSkulpturenGartens wird seine ortsbezogene Installation
"Kwant-3" den Besucherinnen und Besuchern ermöglichen, den Frommannschen
Garten neu zu entdecken. Die feierliche Eröffnung der Ausstellung findet
am 5. Juni um 19 Uhr statt. Die Vernissage wird eröffnet durch die
Kunsthistorikerin Prof. Dr. Verena Krieger von der Uni Jena und Robert
Sorg vom Kunstverein Jena e. V. Die diesjährige Kuratorin Claudia Dell
führt in das Werk ein. Zudem wird es ein musikalisches Rahmenprogramm mit
experimenteller elektronischer Musik von dem Erfurter und Wahl-Leipziger
DJ "Blechdachs" geben.

Inspiriert von wissenschaftlichen Experimenten

Der Ortsbezug ist für Dr. Molrok von grundlegender Bedeutung. Daher hat er
für den FrommannschenSkulpturenGarten eine völlig neue Arbeit entworfen.
Inspiriert von wissenschaftlichen Experimenten mit Pflanzen und Kristallen
im Weltraum, untersucht er den Garten auf seinen sprichwörtlichen
Untergrund. Seine spektakuläre Installation ist zwischen Organischem und
Anorganischem angesiedelt.

Die Ausstellung ist bei freiem Eintritt von Montag bis Freitag zwischen 8
und 20 Uhr zu besichtigen. Zum Rahmenprogramm gehören eine Führung durch
die Kuratorin (13.6.), ein Gespräch mit dem Künstler (14.7.) sowie ein
Podiumsgespräch über die vielfältigen Tendenzen in der Thüringer
Graffiti-Szene (2.7.). Außerdem geben Studierende der
Friedrich-Schiller-Universität Jena eine Begleitpublikation heraus.

Der FrommannscheSkulpturenGarten

Der vom Lehrstuhl für Kunstgeschichte der Universität Jena und dem Jenaer
Kunstverein e. V. veranstaltete FrommannscheSkulpturenGarten präsentiert
in jährlich wechselnden Ausstellungen zeitgenössische Kunst in einem
historischen Umfeld. Das heute durch Universitätsinstitute genutzte
Anwesen öffnet sich so einem breiteren Publikum. Bereits um 1800 war das
Frommannsche Haus ein offener Raum für Kunst und Diskurs. Diese Tradition
wird durch den Skulpturengarten weitergetragen und fruchtbar aktualisiert.
Ziel der Schau ist es, den Facettenreichtum zeitgenössischer Skulptur zu
vergegenwärtigen.

Daten auf einen Blick:

Vernissage: Mi, 5.6.2019, 19 Uhr

Kuratorinnenführung: Do, 13.6.2019, 18 Uhr

Künstlergespräch: So, 14.7.2019, 15 Uhr, Frommannsches Anwesen,
Fürstengraben 18, 07743 Jena

Podiumsgespräch: Di, 2.7.2019, 19 Uhr, "The Writing on the Wall -
Initiativen und Tendenzen der Thüringer Graffiti-Szene", Jenaer
Kunstverein, Markt 16, 07743 Jena




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEGENWIND/807: Raub und Rückgabe


Gegenwind Nr. 368 - Mai 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Raub und Rückgabe

Wissenschaftler*innen des Humboldt Tanzania Lab befassten sich mit
Kriegsbeute aus Deutsch-Ostafrika

von Rainer Beuthel



In den Sammlungen des Ethnologischen Museums in Berlin-Dahlem
(ehemals Königliches Museum für Völkerkunde) lagern unter vielen
anderen Objekten ca. 10.000 aus der ehemaligen Kolonie
Deutsch-Ostafrika (heute: Tansania, Burundi und Ruanda). "Erworben"
wurden sie von Kolonialbeamten, "Schutztruppen"Offizieren,
Missionaren, PlantagenbesitzerInnen, Forschungsreisenden, allgemein
gesagt: von Angehörigen des Gesamtsystems kolonialistischer
Herrschaft, die ihre Machtposition benutzten, um sich Gegenstände
afrikanischer Kultur anzueignen, zumeist um sie nach Deutschland zu
schaffen.


Als ideologische Begründung diente die Vorstellung, man wolle
einen Beitrag zur Rettung afrikanischer Kulturen leisten (bzw. eine
zukünftige Erinnerung an sie sicherzustellen), an Kulturen, deren
Minderwertigkeit als erwiesen zu gelten habe, und deren Untergang
zwangsläufig bevorstehe. In der Logik der Kolonisatoren resultierte
diese Zwangsläufigkeit nicht zuletzt aus zahlreichen
"Strafexpeditionen" gegen die in der Kolonie lebenden "Stämme", die
sich der "Kulturmission" einer "Hebung des Afrikaners", seiner
Bekehrung zum Christentum, dem "Kampf gegen Sklaverei und
Vielweiberei" zu widersetzen wagten, realpolitisch: die sich gegen die
Etablierung kolonialistischer Herrschaft zur Wehr setzten.

Nachdem bereits 1888/89 unter Befehl des "Reichskommissars" Hermann
von Wissmann ein Aufstand der Küstenbevölkerung blutig
niedergeschlagen worden war, verging seit der offiziellen Übernahme
des Territoriums als "Schutzgebiet" durch das Deutsche Reich 1891 kein
Jahr ohne größere oder kleinere Militäraktionen der "Schutztruppe"
gegen die afrikanische Bevölkerung. Genannt sei der
Vernichtungsfeldzug gegen die Wahehe unter ihrem Anführer Mkwawa in
den Jahren 1891 bis 1898 mit mehreren tausend Toten. Schauriger
Höhepunkt der "Befriedung" war der Maji-Maji-Krieg (1905-1907) im
südlichen Teil der Kolonie, dessen Strategie der "Verbrannten Erde"
250.000 bis 300.000 Todesopfer forderte, ein Drittel der
Gesamtbevölkerung im Kriegsgebiet.(1)

Ein Großteil der einst in der Berliner Sammlung vorhandenen Objekte
aus Deutsch-Ostafrika wurde in Kriegszeiten geraubt.(2) Nachdem das
Museum für Völkerkunde 1889 laut Bundesratsbeschluss zur zentralen
Sammelstelle für "ethnografische" Objekte avancierte, die Bestimmungen
dieses Beschlusses seit 1896 "auch auf die Angehörigen der
Schutztruppen und auf die in den Schutzgebieten befindlichen
kommandierenden Offiziere ausgedehnt" wurde, wuchsen die Bestände der
Abteilung "Afrika" erheblich an. 1914 verzeichnete der Bestandskatalog
55.079 Nummern (1880 noch 3361).(3)

Der Umgang der Berliner Ethnologen mit den explizit als "Kriegsbeute"
deklarierten Objekten war grundsätzlich von einer Ideologie
eurozentristischer Überlegenheit gegenüber afrikanischen Kulturen
geprägt. Gegenstände, die nicht dem Bild unberührter "Naturvölker"
entsprachen, galten häufig als museal "minderwertig", wurden
aussortiert, an lokale Museen weiterverschenkt, oder verschwanden
wissenschaftlich nicht bearbeitet im Depot Felix von Luschan, seit
1904 Direktor der Afrika-Abteilung des Museums, beschwerte sich "über
den angeblich geringen wissenschaftlichen Wert der im Maji-Maji-Krieg
in großen Mengen erbeuteten und an das Museum gesandten Objekte." Es
waren zu einem Großteil Waffen, nachdem der Völkerkundler Karl Weule
in Dar-es-Salaam bereits hunderte von Schusswaffen (Vorderlader)
selektiert hatte. Diese waren entweder aus dem arabischen Raum
importiert oder in Afrika hergestellt werden, entsprachen von
vornherein nicht dem kanonisierten Bild eines geschichtslosen, von
primitiven Völkern besiedelten Kontinents, und wurden erst gar nicht
nach Berlin geliefert.

Im Rahmen des Forschungsprojekts "Humboldt Tanzania Lab" haben sich in
den Jahren 2016 bis 2018 Wissenschaftler*innen aus Tanzania und
Deutschland intensiv mit 94 Objekten aus der "Kriegsbeute" des
Ethnologischen Museum befaßt, deren kulturelle Bedeutung von deutscher
Seite teilweise bisher überhaupt nicht verstanden worden war. Zum
Beispiel ein Metallteller aus einer Kupferlegierung aus dem Besitz von
Hassan bin Omari Makunganya aus Machakama bei Kilwa, im Südosten
Deutsch-Ostafrikas. Dieser leistete ab 1890 wirksamen Widerstand gegen
die Kolonialmacht und wurde 1895 mit seinen Anhängern hingerichtet.
Der Teller gelangte 1896 in den Besitz des Museums und wurde nie
gründlich untersucht oder ausgestellt. Im Katalog wird er als
"Kriegsblech" bezeichnet, "mit anscheinend sinnlosen Zauberformeln in
arabischer Schritt."(5) Nun wurde herausgefunden, dass die Inschrift
einer Koransure entstammt, worin der Prophet Mohammed die Muslime
auffordert, trotz ihrer Unterzahl den Kampf gegen die Ungläubigen
nicht aufzugeben, sie würden die Schlacht trotzdem gewinnen - ein
klarer Hinweis auf den Widerstandskampf gegen die Kolonisatoren.

Zweites Beispiel: ein "Zaubersack" mit einer Reihe von Objekten, die
teilweise in Verbindung mit der Maji-Maji-Ideologie zur Vorbereitung
des großen Aufstandes stehen. Der Sack wurde höchstwahrscheinlich kurz
vor Beginn oder während des Krieges in Mohoro "gesammelt". Hier wurden
zu fraglicher Zeit mehrere "Zauberer" verhaftet und hingerichtet.
Nicht weit von dort begann im Juli 1905 der Aufstand.

Mit dem Plan, das Berliner Ethnologische Museum aus Dahlem ins
"Humboldt-Forum" im anstelle des Palastes der Republik
wiedererrichteten Stadtschloss zu verlegen, ist eine breite Debatte
darüber entstanden, wie "Völkerkundliche" Objekte bzw. Raubkunst und
Kriegsbeute aus der deutschen Kolonialzeit zukünftig präsentiert
werden sollen. Ob es ausreicht, als Ergebnis von
"Provenienzforschung", da wo sie zu Erkenntnissen führt, lediglich auf
die genaue Herkunft der Objekte zu verweisen und ansonsten alles beim
alten zu lassen, muss bezweifelt werden. Ebenso die Vorstellung, man
solle in einem Gebäude, das durch seine bloße architektonische Präsenz
den preußisch-wilhelminischen Größenwahn und somit auch die Idee eines
kolonialistischen "Platzes an der Sonne" repräsentiert, einen
Gedenkraum für die Opfer des Kolonialismus einzurichten, vielleicht
dekoriert mit ein paar "gesammelten" Beutestücken... Solch ein Raum
hinter einer Fassade Stein gewordenen Herrschaftswissens diente eher
als Alibi, denn der wirklichen Aufarbeitung der finsteren Epoche.

Notwendig wäre eine eigene zentrale Gedenkstätte, die die
Kolonialepoche umfassend kritisch aufarbeitet, sozusagen ein auf den
Kopf gestelltes Kolonialmuseum aus Sicht der Opfer. Und der größte
Teil der geraubten Objekte aus Dahlem müsste zurückgebracht werden, an
die Tatorte.

Anmerkungen

(1) Gwassa, Gilbert Clement Kamana: The Outbreak and Development of
the Maji Maji War 1905-1907.- Köln: Köppe, 2005.- S. 219.

Kuß, Susanne: Kriegführung ohne hemmende Kulturschranke. Die
deutschen Kolonialkriege in Südwestafrika (1904-1907) und Ostafrika
(1905-1908). - in: Kolonialkriege. Militärische Gewalt im Zeichen des
Imperialismus. Hamburg: Hamburger Edition, 2006. - S. 216

(2) Vgl. Humboldt Lab Tanzania. Objekte aus den Kolonialkriegen im
Ethnologischen Museum, Berlin - Ein tansanisch-deutscher Dialog.
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SPD-Vorsitzende Nahles tritt zurück

Von Peter Schwarz

3. Juni 2019



Andrea Nahles hat am Sonntag ihren Rücktritt vom Partei- und
Fraktionsvorsitz der SPD erklärt. Sie reagierte damit auf das verheerende
Ergebnis der SPD bei der Europawahl und der Bremenwahl vom 26. Mai.

"Die Diskussion in der Fraktion und die vielen Rückmeldungen aus der Partei
haben mir gezeigt, dass der zur Ausübung meiner Ämter notwendige Rückhalt
nicht mehr da ist", begründete Nahles ihren Schritt in einer schriftlichen
Erklärung. In den Tagen davor hatte es innerhalb der SPD heftige Kritik an
ihr gegeben. Die 48-Jährige will sich vollständig aus der Politik
zurückziehen und in absehbarer Zeit auch ihr Bundestagsmandat niederlegen.

Politiker quer durch das politische Spektrum drückten Nahles ihre
Wertschätzung und ihr Beileid aus. "Hochachtung vor Andrea Nahles. So
brutal darf Politik nicht sein", erklärte Linken-Fraktionschef Dietmar
Bartsch. Juso-Chef Kevin Kühnert, der als innerparteilicher Gegner von
Nahles gilt, twitterte, man dürfe "nie, nie, nie wieder so miteinander
umgehen, wie wir das in den letzten Wochen getan haben. Ich schäme mich
dafür."

Der Vorsitzende der FDP, Christian Lindner, lobte Nahles als "ehrliche und
kompetente" Politikerin und mahnte, der Umgang mit ihr solle "alle in
Politik und Medien" zum Nachdenken bringen. Bundeskanzlerin Angela Merkel
nannte sie einen "feinen Charakter". Die Grünen-Vorsitzenden Annalena
Baerbock und Robert Habeck bekundeten ihren Respekt für Nahles "klare
Entscheidung" und erklärten: "Wir hoffen, dass die SPD rasch ihre
Personalfragen klärt und sich dann mit neuer Kraft auf ihre Aufgaben
konzentrieren kann."

Die Krise an der Spitze der SPD ist eine weitere Stufe des Niedergangs
einer Partei, die seit 1987 15 Parteivorsitzende verschlissen hat. In den
41 Jahren davor hatte sie nur drei Vorsitzende gehabt.

Wie bei früheren Führungswechseln in der SPD sind die Medien voll mit
Spekulationen über die Ursachen. Die SPD habe ihre "Erfolge" in der Großen
Koalition nicht richtig kommuniziert; sie sei zu sehr mit sich selbst als
mit der Zukunft beschäftigt - so oder ähnlich lauten fast alle Kommentare.

Das alles ist, gelinde gesagt, Unsinn. Die Gründe für die Krise und den
Niedergang der SPD liegen klar auf der Hand - und daran werden noch so
viele Personalwechsel und Bemühungen, sich neu darzustellen, nichts ändern.
Seit die Sozialdemokraten 1998, nach 16 Jahren in der Opposition, in die
Bundesregierung zurückkehrten, spielen sie die führende Rolle bei der
Umverteilung der Einkommen und Vermögen von unten nach oben, bei der
Aufrüstung des Staatsapparats und bei der Rückkehr des deutschen
Militarismus.

Die Agenda 2010 von Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD), der die
Bundesregierung von 1998 bis 2005 führte, hat Millionen zu prekärer Arbeit
und niedrigen Renten verurteilt, während die Steuern für Unternehmen und
Reiche drastisch sanken. Das unterste Zehntel der Bevölkerung verdient
heute zehn Prozent weniger als 1990, zum Zeitpunkt der deutschen
Wiedervereinigung, das reichste Zehntel dagegen 35 Prozent mehr. Dieses
Auseinanderdriften fand zum größten Teil in den sieben Jahren der Regierung
Schröder statt.

Seither hat die SPD dieselbe Politik als Juniorpartner der CDU/CSU in der
Großen Koalition vorangetrieben. Angela Nahles spielte dabei als
Bundesarbeitsministerin von 2013 bis 1917 eine führende Rolle. der
gesetzliche Mindestlohn, den sie einführte und als großen Erfolg feierte,
ist derart niedrig, dass er die Löhne nach unten nivelliert.

Im April 2018 löste sie Martin Schulz an der Spitze der SPD ab, der nur ein
Jahr vorher als angeblicher Retter der Partei zum Vorsitzenden gewählt
worden war. Gegen erheblichen Widerstand aus den eigenen Reihen setzte sie
eine Neuauflage der Großen Koalition auf der Grundlage eines ultrarechten
Programms durch, in dessen Zentrum die Aufrüstung der Bundeswehr, ein
strikter Sparkurs und die Übernahme der Flüchtlingspolitik der AfD stehen.

Als Folge dieser Politik haben sich große Teile der Arbeiterklasse, die
früher die wichtigste Wählerbasis der SPD bildeten, von ihr abgewandt.
Städtische Mittelschichten, die einst ebenfalls die SPD unterstützten,
haben sich den Grünen zugewandt, während sich unter Jugendlichen kaum mehr
jemand für die SPD interessiert.

Die Wahlergebnisse der SPD legen ein beredtes Zeugnis von dieser
Entwicklung ab. Hatte sie 1998, als sie in die Regierung zurückkehrte, noch
40,9 Prozent erhalten, waren es 2005, am Ende der Regierung Schröder, nur
noch 34,2 Prozent. Bei der Bundeswahl 2017 wählten nur noch 20,5 Prozent
die SPD. Und bei der Europawahl vor einer Woche erzielte sie mit 15,8
Prozent ihr schlechtestes Ergebnis bei einer nationalen Wahl. Im Stadtstaat
Bremen, den sie seit Kriegsende ununterbrochen regiert, verlor sie ihre
Stellung als stärkste Partei erstmals an die CDU.

Die arbeiterfeindliche Politik der SPD ist nicht das Ergebnis persönlicher
Fehler oder taktischer Fehlkalkulationen. Sie ergibt sich unausweichlich
aus dem sozialen und politischen Charakter dieser Partei, die sich auf
privilegierte Teile der Mittelklasse sowie Staats- und
Gewerkschaftfunktionäre stützt und uneingeschränkt die Interessen der
deutschen Wirtschaft verteidigt - gegen ihre internationalen Rivalen wie
gegen die Arbeiterklasse. Ihre Rechtsentwicklung und ihr Niedergang werden
weitergehen - ganz unabhängig davon, wer Nahles ablöst.

Welche Auswirkungen Nahles Rücktritt auf die Große Koalition haben wird,
ist offen. Ihr Vorgänger als SPD-Fraktionschef, Thomas Oppermann, deutete
an, dass sich die SPD aus der Regierung zurückziehen könnte. "Wir stehen
vor der Frage: Gibt es die GroKo Weihnachten noch?", sagte er.

Bundeskanzlerin Angela Merkel, die CDU-Vorsitzende Annegret
Kramp-Karrenbauer und CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt appellierten
an die SPD, in der Koalition zu bleiben. "Ich gehe davon aus, dass die SPD
die jetzt anstehenden Personalentscheidungen zügig trifft und die
Handlungsfähigkeit der großen Koalition nicht beeinträchtigt wird", sagte
Kramp-Karrenbauer. Für die CDU gelte: "Wir stehen weiter zur großen
Koalition."

Auch Thüringens Ministerpräsident Bodo Ramelow (Die Linke) forderte die SPD
indirekt auf, an der Großen Koalition festzuhalten. "Häme ist wirklich
nicht angebracht, aber Sorge", kommentierte er Nahles Rücktritt auf
Twitter. "Was passiert wenn das Parteiensystem endgültig ins Rutschen
kommt, kann man in Italien besichtigen. Ein Komiker verhilft mit fünf
Sternen dem Neofaschismus in den Sattel und hält dazu denen die Steigbügel.
Nein Danke!"

Die Grünen, die derzeit in Umfragen weit vor der SPD liegen, deuteten an,
dass sie für eine Regierungsbeteiligung nach dem Rückzug der SPD nicht zur
Verfügung stehen und Neuwahlen bevorzugen. Daran haben aber weder die SPD
noch die CDU/CSU ein Interesse, die mit massiven Verlusten rechnen müssten.

Auch Vertreter der Wirtschaft warnten vor Neuwahlen oder einem vorzeitigen
Ende der Großen Koalition. So mahnte Mittelstandspräsident Mario Ohoven:
"Angesichts des einsetzenden Abschwungs in Deutschland und weltweiter
Krisen braucht der Mittelstand Planungssicherheit und Stabilität."
Neuwahlen und eine schwierige Regierungsbildung würden "für Verunsicherung
der Wirtschaft im In- und Ausland sorgen. Einen monatelangen
Regierungsstillstand kann sich Deutschland nicht mehr leisten."

Vieles deutet also darauf hin, dass die Große Koalition auch ohne Nahles im
Amt bleibt und ihre rechte, arbeiterfeindliche und militaristische Politik
fortsetzt, obwohl ihre Unterstützung bei den Wählern in raschem Tempo
kollabiert.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2019 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 03.06.2019

SPD-Vorsitzende Nahles tritt zurück

https://www.wsws.org/de/articles/2019/06/03/nahl-j03.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GRASWURZELREVOLUTION/1877: Stichworte zum Postanarchismus - Ungehorsam


graswurzelrevolution Nr. 439, Mai 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Stichworte zum Postanarchismus 13

Ungehorsam. Dauerveranstaltung und Denkweisen

von Oskar Lubin



Schülerinnen und Schüler streiken freitags für ihre Zukunft. Sie
setzen sich für den Erhalt der menschlichen Lebensbedingungen ein und
fordern ein Handeln gegen die menschengemachte Klimakatastrophe. Man
könnte meinen, das sei auch für Politikerinnen und Politiker der
Partei Bündnis 90/Die Grünen eine gute Nachricht. Immerhin hat die
Partei eine Geschichte, in der ökologische Belange von verschiedenen
sozialen Bewegungen politisiert wurden.

Aber dem ist nicht so. Anfang April 2019 meldete sich
Baden-Württembergs grüner Ministerpräsident Winfried Kretschmann in
Springers "Die Welt" zu Wort und meinte, das könne "nicht ewig so
weitergehen".

Gemeint waren die "Fridays for Future"-Demos, nicht die
Umweltzerstörung. Dann erklärte er: "Ziviler Ungehorsam ist ein
symbolischer Akt. Das kann keine Dauerveranstaltung sein."(1)
Aus dieser Belehrung spricht nicht nur die sprichwörtliche Arroganz
der Macht. Sie ist für einen Grünen-Politiker bemerkenswert, denn sie
kann nur zweierlei bedeuten: Entweder der Herr Ministerpräsident kennt
die Geschichte seiner eigenen Partei nicht. Oder er kennt sie und will
sie verleugnen und am liebsten ungeschehen machen.

Deshalb eine kleine Belehrung mit umgekehrten Vorzeichen. Vor dem
Einzug in den Bundestag 1983 und auch noch einige (wenige) Jahre
danach standen nicht kleine Anfragen und große Ministerämter im
Mittelpunkt des politischen Schaffens der damals noch sogenannten
"Anti-Parteien-Partei", sondern gewaltfreie Aktionen,
antimilitaristische Kampagnen, ziviler Ungehorsam. Dass es sich bei
Aktionen zivilen Ungehorsams bloß um "symbolische" Praktiken handelt,
hätte wohl - wenn man "symbolisch" nur im Sinne von "bloß angedeutet",
"für etwas anderes stehend", "nicht real wirksam" versteht - der
Großteil jener verneint, die sich als Aktivist*innen an solchen
Praktiken beteiligt haben.

Vom Schriftsteller Henry David Thoreau inspiriert, richteten sich
Aktionen zivilen Ungehorsams zunächst gegen staatliche Politiken, die
nicht mitgetragen werden sollten: Thoreau weigerte sich, Steuern zu
zahlen, weil er den Krieg der USA gegen Mexiko (1846-1848) und die
Sklaverei falsch fand und beides nicht unterstützen wollte. Diese
Weigerung führte er in seinem Text "Über die Pflicht zum Ungehorsam
gegen den Staat" aus. Respekt solle man nicht vor dem Gesetz haben, so
Thoreau in seinem 1849 erstmals erschienenen Essay, "sondern vor der
Gerechtigkeit".(2)

Ziviler Ungehorsam legte es in der Geschichte immer wieder darauf an,
herrschende Verhältnisse nicht nur in Frage zu stellen, sondern auch
ganz praktisch und grundlegend zu verändern. Der soziale Ungehorsam im
Indien der 1930er und 40er Jahre führte tatsächlich zur Beendigung des
Kolonialismus und wies nicht nur "symbolisch" kurz auf ihn hin, um
dann der Staatspolitik wieder die "realen" Veränderungen zu
überlassen. Auch Rosa Parks setzte sich nicht auf den "weißen" Platz
im Bus, um nur "symbolisch" auf Rassismus aufmerksam zu machen.

Sicher, es gab auch reformistische Anwendungen zivilen Ungehorsams.
Wer in den Neuen Sozialen Bewegungen der bundesrepublikanischen 1970er
und 80er Jahren an die revolutionäre Tradition zivilen Ungehorsams
anknüpfte, sah sich, wie Lou Marin in einem schönen Überblickstext
schreibt, "mit reformistischen Neuinterpretationen des Zivilen
Ungehorsams"(3) konfrontiert. Es gab jene Fraktion, die zivilen
Ungehorsam bloß als dramatische Zuspitzung eines Konflikts verstanden
wissen wollte. Aber selbst VertreterInnen dieses reformistischen
Flügels wie etwa Theodor Ebert, sahen zivilen Ungehorsam keineswegs
auf die Beeinflussung von Wahlen als "eigentliche" politische Aktion
beschränkt.

Der zivile Ungehorsam erziele seine Wirkung, schrieb Ebert Anfang der
1980er Jahre, nicht nur durch "das Erregen öffentlicher
Aufmerksamkeit, sondern auch durch die Sympathie für die Widerstand
Leistenden."(4) Positive Bezugnahmen auf Widerstand waren angestrebt,
langfristige Veränderungen von Denk- und Wahrnehmungsweisen waren das
Ziel.

"Das kann keine Dauerveranstaltung sein", meint jetzt Kretschmann, und
das ist keine Beschreibung zivilen Ungehorsams, sondern der Versuch,
ihn in seine Schranken zu weisen, also eine regulierende
Festschreibung. Denn selbst aus der Geschichte der grün-alternativen
Bewegung könnte zu lernen sein: Ziviler Ungehorsam muss eine
Dauerveranstaltung sein! Denkweisen ändern sich schließlich nicht von
heute auf morgen.

Mittlerweile sind die Diskussionen eigentlich weiter. Angemerkt wurde,
dass das "Zivile" des Ungehorsams problematisch ist, weil es
einerseits noch in der Ablehnung die bürgerlich-demokratische
Rechtsordnung stillschweigend als Norm setzt. Wie wichtig aber sind
Gesetze noch in der Aufrechterhaltung der kapitalistischen
Verhältnisse? Ist Herrschaft nicht längst in Fleisch und Blut
übergegangen? Ist Herrschaft nicht "gouvernemental" geworden, wie
Michel Foucault meinte, d.h. dadurch charakterisiert, dass die
Menschen sich selbst führen statt geführt zu werden? Gegen wen oder
was kann Ungehorsam da noch ein widerständiges Mittel sein?
Andererseits ignoriert das "Zivile" des Ungehorsams die
Klassendimension von Praxis. Ziviler Ungehorsam ist bürgerlicher
Ungehorsam und blendet, so das Argument, die Risiken und Gefahren
nicht-konformen, widerständigen Handelns für weniger abgesicherte und
schlechter mit Ressourcen ausgestattete Menschen systematisch aus.(5)
Beide Einwände ließen sich auch als postanarchistische
Diskussionsbeiträge begreifen, weil sie die (im Anarchismus) lange
geltenden Grundannahmen vom normierenden Staat und vom einheitlichen
Subjekt des Widerstands in Frage stellen.

Und die Diskussion ging weiter. Schon im Rahmen der
globalisierungskritischen Bewegung wurde von "sozialem Ungehorsam"(6)
gesprochen, um die Beschränkung auf Recht und Gesetz zu vermeiden und
nicht regelkonformes Verhalten auch im Alltag zu betonen.

Aus den Reihen der dekolonialistischen Theorie wird zudem ein
"epistemischer Ungehorsam"(7) gefordert. Denn auch die Episteme - die
Erkenntnis, das Wissen und das Wissbare - sind nicht neutral, sondern
durch und durch von kolonialer Herrschaft und ihren Effekten geprägt.

Letztlich leistet auch die von der Schülerin Greta Thunberg initiierte
Klimabewegung zivilen und epistemischen Ungehorsam. Jugendliche gehen
nicht zum Unterricht und auch wenn sie vielleicht noch nicht
konsequent die kapitalistische Produktions- und imperialistische
Lebensweise als Ursachen der Klimakatastrophe benennen: Sie stellen
Grundlagen des Denkens in Frage. Ökonomisches Wachstum und die
verwertungslogische Verfügungsgewalt über die natürlichen Ressourcen
werden delegitimiert.

Dagegen macht der Staat jetzt mobil, auch in seiner grünen Version.
Auch wenn aus postanarchistischer Sicht immer wieder hinterfragt
wurde, ob der Staat wirklich das repressive, strafende,
unterdrückerische Monster ist, als das er in weiten Teilen des
Anarchismus gezeichnet wird, aufgegeben wurde der Blick auf die
gewaltsamen Aspekte staatlicher sozialer Ordnung nie. So gilt es auch
heute darauf hinzuweisen, dass zum Staat immer legitimierte (physische
und symbolische) Gewalt gehört. Das führt uns der grüne
Ministerpräsident eindrücklich vor Augen. In der Welt droht er den
Schülerinnen und Schülern, die aus ihrem Protest eine
"Dauerveranstaltung" machen wollen, nicht nur unverhohlen mit
Sanktionen. Er meint auch die Reaktion auf die angedrohten Strafen
noch regulieren zu können: "Wenn man sanktioniert wird, darf man nicht
jammern", dekretiert er. Eben das darf man doch (und noch viel mehr),
wenn man, wie Thoreau schon sagt, Gerechtigkeit und nicht das Gesetz
zur Grundlage von Ungehorsam nimmt. Klimagerechtigkeit ist das Gebot
der Stunde.

Daran sollte mit Mitteln des radikalen, zivilen, sozialen und
epistemischen Ungehorsams gemahnt werden, auch und gerade gegen die
ordnungspolitische Verleugnung dieser Tradition und gegen die
Verleugnung der Dringlichkeit ihrer Anliegen.


Anmerkungen:

(1) Vgl. "Das kann nicht ewig so weitergehen", in: Die Welt,
3.4.2019,

https://www.welt.de/politik/deutschland/article191245663/Fridays-for-Future-Gruener-Kretschmann-hat-genug-von-den-Schulstreiks.html

(2) Henry David Thoreau: Über die Pflicht zum Ungehorsam gegen den
Staat und andere Essays. Zürich: Diogenes Verlag 1973, S. 7-35,
hier S. 9.

(3) Lou Marin: "Ein Jahrhundert des Revolutionären Zivilen
Ungehorsams. Kurzer Abriss des aktivistischen Zivilen Ungehorsams aus
gewaltfrei-anarchistischer Sicht." In: Jens Kastner und Elisabeth
Bettina Spörr (Hg.): nicht alles tun. Ziviler und sozialer Ungehorsam
an den Schnittstellen von Kunst, radikaler Politik und Technologie.
Münster: Unrast Verlag 2008, S. 43-59, hier S. 52.

(4) Theodor Ebert: Ziviler Ungehorsam. Von der APO zur
Friedensbewegung. Waldkirch: Waldkircher Verlagsgesellschaft 1984,
S. 267.

(5) Vgl. hierzu etwa Jens Kastner und Gerald Raunig: "Offensive Flucht
statt Gesetzesbruch". In: Jens Kastner und Elisabeth Bettina Spörr
(Hg.) 2008, a.a.O., S. 143-150.

(6) Andrea Pabst: "Vom zivilen zum sozialen Ungehorsam und zurück?"
In: Bildpunkt. Zeitschrift der IG Bildende Kunst, Nr. 11,
Sommer 2008,

www.igbildendekunst.at/bildpunkt/2008/nichtallestun/pabst.htm

(7) Walter D. Mignolo: Epistemischer Ungehorsam. Rhetorik der Moderne,
Logik der Kolonialität und Grammatik der Dekolonialität.
Wien: Verlag Turia + Kant 2012.
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FESTIVAL/402: 32. Bundes.Festival.Film. - Von Lippenstift, Umweltschutz und dem Leben als Influencerin (KJF)


Deutsches Kinder- und Jugendfilmzentrum - 23. Mai 2019

Von Lippenstift, Umweltschutz und dem Leben als Influencerin

Wettbewerbsfilme beim Deutschen Jugendfilmpreis und beim Deutschen
Generationenfilmpreis geben Zeugnis unmittelbarer Lebenswirklichkeit



KJF, 23. Mai 2019 - Warum trägt ein junger Mann Lippenstift? Oder: Wieviel
Wasser verbrauche ich täglich? Mit solchen und ähnlichen Fragen befassen
sich die Filme, die in diesem Jahr zu den Bundeswettbewerben Deutscher
Jugendfilmpreis und Deutscher Generationenfilmpreis eingereicht wurden. Vom
21. bis 23. Juni 2019 findet im Thega-Filmpalast Hildesheim das 32.
Bundes.Festival.Film. statt. Während der drei Tage sind dort die 44 besten
Filme aus beiden Wettbewerben zu sehen.

Beim Deutschen Jugendfilmpreis und Deutschen Generationenfilmpreis werden
oft Themen behandelt, die direkt Bezug zur Lebenswirklichkeit der
Filmemacherinnen und Filmemacher nehmen. Damit sind ihre Produktionen ein
unmittelbares Abbild gesellschaftlicher Realität - so, wie sie die
Beteiligten wahrnehmen, verarbeiten und anderen zeigen möchten.

Beim Deutschen Jugendfilmpreis fallen in diesem Jahr kritische
Auseinandersetzungen mit dem digitalen Wandel und dem Einfluss von Medien
und Medientechnik auf. Viele Filmemacherinnen und Filmemacher reflektieren
das Verhältnis von Schein und Sein innerhalb der Sozialer Netzwerke. Die
Umsetzung gelingt den jungen Filmschaffenden technisch virtuos und
inhaltlich überzeugend.

Der Deutsche Generationenfilmpreis dient vor allem älteren Menschen ab 50
Jahre als Plattform für eigene Filmproduktionen. Im aktuellen Jahrgang ist
zu beobachten, dass die Themen Umweltschutz und Ressourcenverbrauch sowie
aktuelle gesellschaftspolitische Debatten, wie beispielsweise
Fremdenfeindlichkeit, aufgegriffen werden.

Mit besonderem Interesse haben sich die Jurys auch 2019 den Einsendungen zu
den beiden Jahresthemen "Nobody is perfect" (Deutscher Jugendfilmpreis) und
"Filmarchiv reloaded - Neuer Blick auf alte Bilder" (Deutscher
Generationenfilmpreis) gewidmet. Anzahl und Qualität der Einreichungen zu
den Jahresthemen sind weiterhin erfreulich hoch.

"Die Stoffe, die in den eingereichten und nominierten Filmen bearbeitet
werden, sind auch 2019 wieder Spiegel authentischer Sichtweisen und
Perspektiven. Besonders spannend dabei ist, wie junge und ältere
Filmemacherinnen und Filmemacher unsere Sehgewohnheiten herausfordern. Ich
kann schon jetzt ein spannendes Filmwochenende in Hildesheim versprechen",
so Thomas Hartmann, Leiter des Bundes.Festival.Film. beim Deutschen Kinder-
und Jugendfilmzentrum.


Das Bundes.Festival.Film. bildet den jährlichen Höhepunkt der
Bundeswettbewerbe Deutscher Jugendfilmpreis und Deutscher
Generationenfilmpreis. Beide Wettbewerbe sowie das Bundes.Festival.Film.
werden im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend vom Deutschen Kinder- und Jugendfilmzentrum (KJF) organisiert und
durchgeführt.

Zusätzliche Förderung erhält das Festival durch das Niedersächsische
Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung, die Stadt
Hildesheim und die Friedrich Weinhagen Stiftung.

Kooperationsveranstalter vor Ort sind die Stiftung Universität Hildesheim
(Institut für Medien, Theater und Populäre Kunst, Abteilung Medien), sowie
die Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst (HAWK).

Weitere Informationen zum Bundes.Festival.Film.:

www.bundesfestival.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2019

Deutsches Kinder- und Jugendfilmzentrum
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FILM/039: Chaplins "Moderne Zeiten" - ein noch immer moderner Film (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Chaplins "Moderne Zeiten" - ein noch immer moderner Film

Von Ulrich Behrens, Untergrund-Blättle, 1. Juni 2019



"Moderne Zeiten" ist sicherlich auch und vor allem eine
Liebesgeschichte - wie fast alle Chaplin-Filme, insbesondere aber
"Lichter der Grossstadt". Eine Love-Story, die sich so ganz von den
postmodernen Romanzen unterscheidet. Aber Chaplin wäre nicht Chaplin,
wenn er es dabei belassen hätte.

Die vorsichtige, und dennoch intensive Liebesgeschichte zwischen den
erfolglosen Fabrikarbeiter und dem armen Mädchen Paulette Goddard,
dessen Vater bei einem Konflikt zwischen demonstrierenden Arbeitslosen
und Polizisten während der Weltwirtschaftskrise erschossen wird und
deren beide kleine Geschwister ins staatliche Waisenhaus transportiert
werden, ist eingebettet in eine der wohl schärfsten und zugleich mit
der typischen Chaplinschen Komik versehenen Kritiken des (damals)
modernen Kapitalismus, die man sich vorstellen kann.

Chaplin ist einmal mehr der "Looser", der Ausgestossene, aber nicht
irgendein Verlierer, nicht einer, der vor Selbstmitleid zerfliesst,
sondern einer, der das beste aus seinem ihm auferlegten Schicksal zu
machen versucht, einer, der nicht aufgibt, ein Stehaufmännchen, der
seine ganz besondere Art hat, gegen die Umstände der Zeit zu
rebellieren. Die Figur des Tramps katapultiert Chaplin hier aus der
Zeit des Kapitalismus, wie er seit dem 19. Jahrhundert herrschte, in
den fordistischen Kapitalismus der späten 20er Jahre. Der Tramp ist
kein Aufsteiger, keiner, der aufsteigen will, aber er ist einer, der
letztlich siegt.

Schon in der Anfangssequenz in der modernen Fabrik, in der (fast)
alles automatisiert erscheint, macht Chaplin überdeutlich, wen er im
Visier hat: Henry Ford, den Erfinder der Fliessbandarbeit, und den
Taylorismus, zusammen später als Fordismus bezeichnet, ein System der
Industriearbeit, in der der einzelne zum wirklichen Rädchen im
Getriebe des Maschinensystems und deren Besitzer verkommt oder
verkommen soll. Menschenmassen drängen in die Fabrik wie eine
Schafherde. Wenn man aufmerksam hinsieht, erkennt man unter lauter
weissen Schafen ein schwarzes, das Chaplins Tramp symbolisiert.

Die Fabrik wird zur modernen Schlachtbank. Ein über allem thronender
Direktor überwacht, per Kamera, den gesamten Ablauf - und doch
zeichnet Chaplin selbst diesen Herrn als Menschen: Der Direktor
versucht sich an einem Puzzle, bevor er wieder zum Antreiber wird. Der
Tramp, der hier zum Rädchen zu verkommen droht, steht am Fliessband,
um je zwei Muttern festzuziehen, und in der Pause bewegt sich unser
Tramp noch immer im Rhythmus des Arbeitsgangs am Fliessband - bis er
schliesslich über das Band in die Maschine hineingezogen wird.

Auch die sich unter dem Deckmantel des Fortschritts verbergende
Technikgläubigkeit erfährt bei Chaplin harsche Kritik - am Beispiel
einer Essmaschine, die dem Direktor von einer Fa. Bellows angeboten
wird und für deren Test unser Tramp als Versuchskaninchen herhalten
muss. Die Maschine soll Zeit sparen und würde die Fabrikarbeiter
selbst in den Zeiten, in denen sie ihren natürlichen Bedürfnissen
nachgehen wollen - also in Zeiten der Freiheit vom Fordismus - zu
Anhängseln der Maschine degradieren. Das Experiment geht schief, die
Maschine fängt an zu "spinnen" und das Versuchskaninchen muss fast
Metallmuttern schlucken, die ein Techniker beim Versuche, die Maschine
zu reparieren, auf dem Teller deponiert hat.

Doch es wäre verfehlt zu meinen, der Tramp würde sich alldem
bedingungslos unterwerfen. Er wird "irre". Er schraubt an den Knöpfen
am Kleid einer Sekretärin herum, bringt alles durcheinander. Er
zaubert aus der eintönigen Mechanik, die das Fabriksystem beherrscht,
ein Ballett, mit der Ölkanne in der Hand - und wird schliesslich in
die Irrenanstalt überwiesen. Nicht die Maschinen und das System des
Fordismus sind irre, sondern derjenige, der sich ihnen nicht
unterwerfen kann und will.

Chaplins Weg aus dem Fordismus ist eine Art individuelle Rebellion,
aber keine individualistische. Wieder arbeitslos geworden, wird er
durch einen der vielen "dummen", prächtig und komisch inszenierten
Zufälle zum Anführer einer kommunistischen Demonstration, und ein
ebensolcher "dummer Zufall" - der unabsichtliche "Genuss" von
Rauschgift im Gefängnis - verschafft ihm die Gelegenheit, ein paar
Ausbrecher zu überwinden, wofür er vom Sheriff zur Belohnung wieder
freigelassen wird.

Auch hier verdeutlicht Chaplin unverblümt ein Markenzeichen des
Systems: Nur wer sich, und sei es zufällig, "verdient" macht, wird
belohnt. Chaplin "garniert" dieses Strukturmerkmal mit einer guten
Portion Komik, die allein es - wie die ganze Geschichte des Films -
erträglich machen kann. Der Tramp rebelliert - in einer Mischung aus
inszeniertem Zufall und individuellem Trotz gegen die Vereinnahmung
von Millionen.

Doch der zum Fabrikarbeiter respektive Arbeitslosen degradierte Tramp
ist, wie gesagt, nicht einer jener individualistischen "Helden", die
sich in blindem Egoismus ergehen. Als ihn das wunderschöne Mädchen,
die gerade ein Brot gestohlen hat (garniert mit der Zeitungsmeldung
"Pöbel stiehlt Brot"), bei der Flucht in die Arme fällt, bekennt er
sich statt ihrer des Diebstahls. Gerade in dieser Szene verdeutlicht
Chaplin seinen Helden als einen durchaus nicht nur
menschenfreundlichen Zeitgenossen. Denn auch wenn er von der jungen
Frau sofort begeistert ist, hat er auch im Sinn, wieder ins Gefängnis
zu kommen - denn dort geht es ihm immer noch besser, als wenn er als
Arbeitsloser durch die Strassen ziehen müsste.

"Wir werden ein Zuhause haben, selbst wenn ich dafür arbeiten muss",
sagt er nach der Entlassung aus dem Gefängnis zu Paulette Goddard -
und fortan kämpfen beide gemeinsam um ihre Position in einer fast
aussichtslosen Lage. Auch die Szene im Kaufhaus, in der der Tramp mit
dem Empfehlungsschreiben des Sheriffs als Nachtwächter einen Job
bekommt, verdeutlicht dies. Endlich kann man sich einmal den Bauch
vollschlagen, Rollschuhfahren, das Leben, wenn auch nur eine Nacht
lang, geniessen. Man lebt von einem Tag zum anderen.

Als Gegenbild zur Essmaschine zeichnet Chaplin eine Szene, in der er
als Assistent eines Mechanikers wieder eingestellt wird, dieser durch
die Zahnräder der Maschine getrieben wird und stecken bleibt und der
Tramp ihn füttert - zwar nicht unbedingt erfolgreich, aber zutiefst
solidarisch und menschlich.

Als die junge Frau - die sich mit Tanzen auf der Strasse ein paar Cent
verdient - von einem Cafébesitzer als Tänzerin eingestellt wird,
bekommt auch unser Tramp eine Chance, zunächst als Bedienung - das
geht schief -, dann als Sänger, der, weil er die Manschette beim Tanz
verliert, auf den seine Liebste den Text des Liedes geschrieben hatte,
einen dem Italienischen ähnlichen Text erfindet, ein Kauderwelsch, mit
dem der Tramp zum ersten Mal Erfolg hat. Und in diesem Moment, in der
die Chance für beide, sich auf eigene Füsse zu stellen, so gross
erscheint, will die Polizei die junge Frau, die als Landstreicherin
gesucht wird, verhaften.

Der Tramp wird wieder zum Tramp - und die Schlussszene zeigt beide (im
Unterschied zu anderen Chaplin-Filmen, in denen der Tramp allein
wieder loszieht), wie sie die Landstrasse entlang gehen.

Gerade in diesen Szenen des Traums vom Glück, des
Immer-wieder-auf-die-Beine-Kommens, des Nicht-Aufgebens entpuppt sich
Chaplin in seinen Filmen als jemand, der von einer tiefen, ja man
könnte sagen "abgrundtiefen" Menschlichkeit geprägt ist - nicht etwa
von jener Sorte Gutmenschentums, das die Postmoderne oftmals prägt,
nein. Bei Chaplin verbindet sich Solidarität gegenüber anderen (hier
der jungen Frau) mit dem individuellen Widerstand gegen etwas
Entfremdetes, Millionen Menschen Oktroyiertes - und mit einer fast
schon als natürlich erscheinenden Respektlosigkeit vor dem
spezifischen privaten Eigentum, das den Kapitalismus prägt (besonders
deutlich zu sehen in der Kaufhausszene), aber auch mit einer zwar
nicht frontalen Kritik, aber dennoch distanzierten Sicht auf den
Kollektivismus (er gerät nur zufällig in eine kommunistische
Demonstration).

Dass für Chaplin einzig die Kunst, der Film, das Kino die spezifische
Rebellion gegen die Entfremdung und das Elend seiner Zeit darstellen,
wird nicht nur in "Moderne Zeiten" sichtbar. Auch Kirche und Polizei
bekommen klar zu spüren, was Chaplin von ihnen hält (etwa in der
Szene, als er der Frau des Kaplans im Büro des Sheriffs
gegenübersitzt).

Dass "Moderne Zeiten" zu jenen wenigen Filmen gehört, die alle Zeiten
zu überdauern scheinen, liegt an seiner Grundaussage, die bis heute
als aktuell gelten kann, wenn auch unter veränderten Umständen
modifiziert werden müsste. Es sind jene Prozesse der
Sozialdisziplinierung in der Moderne, die der Historiker Gerhard
Oestreich vor etlichen Jahren beschrieben hat, die seit Beginn des
Kapitalismus wirken und in modifizierter Form noch immer wirken, die
den Grundton von "Moderne Zeiten" angeben. "Moderne Zeiten" ist daher
im wahrsten Sinn des Wortes ein moderner und anti-modernistischer Film
zugleich.

Und der letzte grosse Stummfilm, der gedreht wurde. Chaplins
jahrelange Abneigung gegen den Tonfilm hinderte ihn allerdings nicht
darin, selbst in diesem Film gezielt Ton an einigen Stellen
einzusetzen - etwa in der Szene mit der Frau des Kaplans, als man
während des Teetrinkens die Geräusche des Magens zu hören bekommt.
Oder in der Caféhausszene, als Chaplin singt - damals eine faustdicke
Überraschung. Prägend für den Film ist auch die eindrückliche
Verzahnung von Tragik und Komik, vor allem wenn es Chaplin gelingt,
die extreme Traurigkeit der Geschichte in Komik aufzulösen, ohne dass
die Tragik dabei verloren ginge. Und last but not least prägt Chaplins
Spiel selbst ein guter Schuss Selbstironie, etwa bezüglich der
zuweilen zu Tage tretenden Unbeholfenheit des Tramps. Chaplins Tramp
ist ein Held, aber kein postmoderner Held ohne Fehl und Tadel (und
ohne wirkliches Leben), sondern ein Held des Alltags - mit allen
Schwächen und Fehlern.

Man könnte sagen: "Moderne Zeiten" ist für das fordistische Zeitalter,
was Kubricks "2001: A Space Odyssee" für die Postmoderne ist. So
unterschiedlich beide Filme in ihrer Konzeption, ihrer Inszenierung,
ihrer Darstellung auch sein mögen, so ähnlich sind sie doch in ihrer
tiefgehenden und prinzipiellen zivilisationskritischen Grundaussage.
Dass "Try it again", das am Schluss von Kubricks Meisterwerk
durchscheint, stellt sich bei Chaplin dar als unverbrüchlicher
Optimismus des Tramps, der zum Fabrikarbeiter wurde, und wieder zum
Tramp werden musste, dem nur die Kunst, das Varieté, das Spielerische
bleiben, um zu leben und zu überleben. Try it again. Das Verlorensein,
der Verlust, das Defizit bekommen den Tramp nicht klein.

Ursprünglich hatte Chaplin ein anderes Ende des Films im Auge. Die
junge Frau sollte als Nonne im Kloster "enden", der Tramp allein
wieder fortziehen. Diese Szene wurde auch gedreht - doch zum Glück
entschied sich Chaplin für das Ende zu zweit: Zwei Tramps ziehen, mit
allem Mut, den sie haben, die Landstrasse entlang. Und vielleicht ist
es auch der Liebe Chaplins zu Paulette Goddard (die er, im Alter von
43 Jahren, mit 20 kennen und lieben lernte und mit der er zehn Jahre
zusammenlebte) zu verdanken, dass er diesen Schluss wählte - der
übrigens weder kitschig, noch romantizistisch daher kommt.


Moderne Zeiten 

USA 1936 - 87 min. 

Regie: Charlie Chaplin

Drehbuch: Charlie Chaplin

Darsteller: Charlie Chaplin, Paulette Goddard, Tiny Sandford

Produktion: Charlie Chaplin

Musik: Charlie Chaplin

Kamera: Roland Totheroh, Ira Morgan

Schnitt: Charlie Chaplin

Erstveröffentlicht bei:

https://www.xn--untergrund-blttle-2qb.ch/kultur/film/moderne_zeiten_modern_times_charlie_chaplin_5468.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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FORSCHUNG/149: Anleitung zum Datenjournalismus - Analysewerkzeug und Handbuch für die Praxis (idw)


Fachhochschule St. Pölten - 31.05.2019

Anleitung zum Datenjournalismus: Analysewerkzeug und Handbuch für die
Praxis



Das von der Fachhochschule St. Pölten koordinierte Forschungsprojekt
"VALiD - Visual Analytics in Data-Driven Journalism" analysierte und
entwickelte Methoden für den Datenjournalismus und zur
Datenvisualisierung. Ergebnisse des Projekts sind unter anderem eine
Anleitung für die Praxis und ein Open-Source-Analysetool.

In großen Datenmengen verstecken sich mitunter spannende Geschichten, doch
die Stories müssen erst aufgespürt und interpretiert werden.
Datenjournalismus extrahiert komplexe Informationen aus einer großen Menge
an Daten und präsentiert sie anschaulich. Oft fehlen jedoch geeignete
Analysemethoden. Das Forschungsprojekt "VALiD - Visual Analytics in
Data-Driven Journalism" entwickelte neue Techniken, die Journalistinnen und
Journalisten dabei unterstützen sollen.

Als Ergebnis des mehrjährigen Projekts wurde nun ein Handbuch für
Journalistinnen, Journalisten und alle Interessierten veröffentlicht. Es
beschreibt Arbeitsabläufe im Datenjournalismus und stellt Ausbildungen zum
Thema sowie Tools für die Praxis vor. Das Projektteam hat auch ein eigenes
Analysetool "Netflower" entwickelt, mit dem dynamische Netzwerkdaten
einfach visualisiert werden können und das als Open-Source-Software zur
Verfügung steht.

"Es wird immer wichtiger, komplexe Phänomene zu verstehen, um
Entscheidungen zu treffen. Traditionell spielen Journalistinnen und
Journalisten eine wichtige Rolle in diesem Bestreben, indem sie verborgene
Muster aufdecken, über Zusammenhänge informieren, aufklären und
unterhalten. Mit dem Handbuch und dem Analyse- und Visualisierungs-Tool
unterstützt unser Projekt Journalistinnen und Journalisten, die sich für
Datenjournalismus interessieren, und bietet Einblicke in aktuelle
Entwicklungen", sagt Wolfgang Aigner, Leiter des Projekts sowie des
Instituts für Creative\Media/Technologies der FH St. Pölten.

Teamwork in der Produktion und hohe Nachfrage nach Daten-Geschichten
"Unsere Untersuchung hat gezeigt, dass Datenjournalismus kollaborativer
als traditioneller Journalismus ist. Es gibt klassischerweise nicht den
'Datenjournalisten' oder die 'Datenjournalistin'. Meist arbeiten Teams aus
mindestens drei Personen zusammen: jemand zum Programmieren, jemand für
die Grafik und jemand als Autor oder Autorin", erklärt Aigner. Zu den
untersuchten Arbeitsschritten gehören etwa das Beschaffen der Daten, deren
Aufbereitung, die Analyse, das Data-Storytelling, die Visualisierung und
letztlich die Publikation.

Twitter ist der Studie zufolge eine zentrale Verteil- und
Diskussionsplattform im Datenjournalismus. Interesse am Datenjournalismus
auf Seiten der Medienkonsumentinnen und -konsumenten scheint jedenfalls
gegeben: Laut der Untersuchung nehmen sich Menschen mehr Zeit für das
Lesen von datenintensiven Berichten und teilen diese auch öfter mit
anderen.


Booklet zum Projekt:

http://validproject.at/booklet

Analysewerkzeug Netflower:

http://netflower.fhstp.ac.at

Projekt VALiD

Das Forschungsprojekt "VALiD - Visual Analytics in Data-Driven Journalism"
entwickelt neue Techniken zum Datenjournalismus, die JournalistInnen
unterstützen sollen. Das Projekt wird vom Bundesministerium für Verkehr,
Innovation und Technologie (BMVIT) über das Förderprogramm "IKT der
Zukunft" der Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft FFG
finanziert (Projekt 845598). Partner im Projekt sind die Universtität Wien
(Department of Computer Science, Visualization and Data Analysis research
group), die Landsiedl, Popper OG - drahtwarenhandlung film & animation und
die FH JOANNEUM (Institut für Journalismus und Public Relations).

Projektwebseite:

http://www.validproject.at

Projekt auf der Forschungswebseite der FH St. Pölten:

https://research.fhstp.ac.at/projekte/valid

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1888

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten, 31.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





THEMENREIHE/419: ARD-alpha/BR - Das neue Museum der Bayerischen Geschichte in Regensburg, 4.6.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 28. Mai 2019

Live-Übertragung und Programmschwerpunkt

Das neue Museum der Bayerischen Geschichte in Regensburg



Am Dienstag, 4. Juni 2019, wird das Museum der Bayerischen Geschichte
in Regensburg feierlich eröffnet, ARD-alpha überträgt den Festakt mit
Ministerpräsident Markus Söder live ab 16.00 Uhr. Am Abend widmet das
BR Fernsehen dem neuen Museum einen Programmschwerpunkt.

Nach einer Zusammenfassung der Eröffnungsfeier um 22.00 Uhr folgen ein
"Capriccio - Extra" und eine "nacht:sicht extra". Auch der BR-Hörfunk
und das Online-Nachrichten-Angebot BR24.de berichten am 4. Juni
aktuell. Am Tag zuvor, am 3. Juni, läuft um 21.00 Uhr in der Reihe
"Bayern erleben" eine 45-minütige Doku, die die Entstehung des Museums
zwei Jahre lang begleitet hat. Der BR ist Kooperationspartner des
Museums und hat dafür zahlreiche Multimedia-Ausstellungsstücke aus
seinen Archiven zur Verfügung gestellt.


Die Sendungen zur Eröffnung des Museums der Bayerischen
Geschichte im Überblick


Montag, 3. Juni, 21.00 Uhr, BR Fernsehen

Bayern erleben - Geschichte weiß-blau: Das Museum der Bayerischen
Geschichte

(Wdh. Dienstag, 4. Juni, 15.15 Uhr, ARD-alpha)

BR Mediathek: Der Film ist bereits jetzt vorab und für 5 Jahre hier in
der Mediathek verfügbar

Ein Filmteam des BR hat den Museumsbau seit Frühjahr 2017 begleitet
und den für die Planung zuständigen Direktor des Hauses der
Bayerischen Geschichte Richard Loibl und seine Mitarbeiter in dieser
Zeit immer wieder getroffen. Das Team hat die Enttäuschung nach dem
Brand im Sommer 2017 genauso miterlebt wie die Herausforderung, in
einer unscheinbaren Scheune dem bayerischen Wappentier neuen Glanz zu
verleihen: einem vier Meter hohen, ramponierten Löwen, der einst als
Kopie des bekannten Oktoberfest-Löwen auf Volksfesten als "Wanderlöwe"
brüllte und nun zu den zentralen Ausstellungsstücken gehört.

Die entscheidende Frage der Museumsmacher ist auch der rote Faden des
Films: Wie erzählt man bayerische Geschichte in einem neuen Museum?
Die Dauerausstellung befasst sich in einem ungewöhnlichen Konzept vor
allem mit den vergangenen 200 Jahren bayerischer Geschichte: Statt
Kunstschätzen soll Geschichte "von unten" gezeigt werden wie sie vor
allem in Alltagsgegenständen zum Ausdruck kommt. Maximilian Maier war
mit Historikern unterwegs, als sie König Ludwigs Taschenuhr oder den
Koffer eines Flüchtlings mit selbst gezeichnetem Pinup-Motiv
entgegengenommen und dabei berührende und kuriose Geschichten erfahren
haben. So erlebt der Zuschauer nicht nur die Entstehung eines Museums,
sondern lernt gleichzeitig unbekannte Details aus der bayerischen
Geschichte kennen.


Dienstag, 4. Juni 2019 

16.00 Uhr, ARD-alpha

Eröffnung des Museums der Bayerischen Geschichte

Live aus Regensburg

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 12 Monate verfügbar

Das neue Museumsgebäude in der historischen Altstadt versteht sich als
neues Tor zur jahrtausendealten Welterbestadt an der Donau. ARD-alpha
überträgt den feierlichen Festakt zur Eröffnung mit Bayerns
Ministerpräsident Markus Söder und hunderten geladenen Gästen live aus
Regensburg. Es kommentiert Stefan Meining.

22.00 Uhr, BR Fernsehen

Eröffnung des Museums der Bayerischen Geschichte

Zusammenfassung der Eröffnungsfeierlichkeiten aus Regensburg

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 12 Monate verfügbar

22.30 Uhr, BR Fernsehen

Capriccio - Extra

Vom wahren Wesen Bayerns!

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 12 Monate verfügbar

Capriccio blickt hinter die Kulissen eines noch nie besonders
klischeefreien Bayernbegriffs. Das bayerische Wesen lässt sich am
besten über seine Widersprüchlichkeit erklären und über die
geheimnisvolle Kraft, die das Gegensätzliche immer wieder zu einem
Ganzen formt. Es geht um die Geschichte, die Eigenarten und die
Besonderheiten dieses wundersamen Landes. Das bayerische Heimatgefühl
entspringt vor allem aus der Schönheit der Landschaft, dem Reichtum an
Bräuchen und den eigenwilligen Dialekten. Doch all das ist längst auch
gefährdet und teilweise schon fast verschwunden.

23.00 Uhr, BR Fernsehen

nacht:sicht extra

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 12 Monate verfügbar

Wenige Tage vor der Eröffnung des Museums der Bayerischen Geschichte
hat Moderator Andreas Bönte vorab einen exklusiven Rundgang mit
Bayerns Staatsminister für Wissenschaft und Kunst, Bernd Sibler, und
Museumsleiter Richard Loibl unternommen. Anhand der vielfältigen
Ausstellungsstücke sprechen sie über die verschiedenen Stationen in
der bayerischen Geschichte: vom Prunkschlitten König Ludwigs II., über
einen Eiswagen, der an die Ankunft der italienischen Gastarbeiter
erinnert, bin hin zum Füller, mit dem Theo Waigel den Vertrag von
Maastricht unterschrieb.


Berichterstattung im BR Hörfunk und bei BR24

In Bayern 2 sendet die radioWelt am Morgen am Dienstag, den 4. Juni,
zwischen 06.05 und 08.30 Uhr ein Gespräch mit dem Museumsleiter und
Direktor des Hauses der Bayerischen Geschichte, Richard Loibl. Am
Mittwoch, den 5. Juni blickt Thomas Muggenthaler in der kulturWelt
zwischen 08.30 und 09.00 Uhr auf die Museumseröffnung am Vortag. Sein
Feature "Ein bisserl vornehm und ein bisserl leger ..." über das neue
Museum in Regensburg, gesendet am Samstag, den 18. Mai in Bayern 2,
ist noch als Podcast zu hören.

Aktuell im Regelprogramm berichten im BR Hörfunk außerdem BAYERN 1, B5
aktuell und BR Heimat. Online wird die Eröffnung des Museums der
Bayerischen Geschichte ausführlich begleitet unter www.br24.de.
Der Bayerische Rundfunk als Kooperationspartner

Im Rahmen einer im Juli 2017 abgeschlossenen Kulturpartnerschaft
zwischen dem Haus der Bayerischen Geschichte und dem Bayerischen
Rundfunk hat der BR dem Museum für Bayerische Geschichte knapp 140
Multimedia-Ausstellungsstücke aus seinen Archiven zur Verfügung
gestellt. Die Original-Töne und Filmausschnitte des BR dienen als
Quellen zu vielen historischen Ereignissen. Der BR unterstützt damit
Medienstationen in der Dauerausstellung sowie den Aufbau der
Bavariathek, in der bayerische Geschichte multimedial und innovativ
erzählt wird. Die historischen Bestände werden digital in einem
Medienarchiv gespeichert und über ein eigenes Online-Portal für
Recherche und Dokumentation öffentlich zugänglich gemacht.

BR24, die digitale Informationsmarke des BR, steuert etwa
die #BR24Zeitreise bei - Schätze aus den Fernseharchiven des BR,
digitalisiert und den jungen Sehgewohnheiten angepasst, als
Web-Videos.

Die Bavariathek gibt es aber nicht nur virtuell, sondern auch ganz
konkret vor Ort in Regensburg: Neben dem Museum entstehen am
Donaumarkt Medienräume mit moderner technischer Ausstattung, die als
Schulungszentrum dienen. Dort können Schulklassen ihr Wissen in
Geschichte vertiefen und zugleich ihre Medienkompetenz ausbauen - ein
Feld, auf das der BR großen Wert legt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1257: Deutschlandfunk - Tiananmen. 30 Jahre Amnesie, 4.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

30 Jahre Amnesie

Von Lilian Baum und Fritz Apfel

Deutschlandfunk/SWR 2019

Das Feature

Dienstag, 4. Juni 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



30 Jahre nach der Niederschlagung der Studentenbewegung 1989 ist das
Schweigen in China zur Norm geworden. Der schwarze Fleck in der
Erinnerung wird kaum mehr wahrgenommen; Zensur funktioniert nahezu
lückenlos. Wie erinnert sich die Generation, die das Massaker
miterlebt hat? Was hingegen wissen die um 1989 Geborenen? Politik
interessiert heute nur die wenigsten jungen Menschen in China. Wer
kritisch denkt, wird kaum Karriere machen. Wie also schauen Vertreter
ihrer Generation auf die Geschehnisse, die ihre Eltern unmittelbar
betrafen? Das Feature stellt Stimmen zweier chinesischer Generationen
gegenüber und beleuchtet so, wie die staatlich orchestrierte Amnesie
die Weltmacht China charakterisiert.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1256: Deutschlandfunk Kultur - Aufwachsen ohne Naturerfahrung, 4.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kein Kindlein steht im Walde

Aufwachsen ohne Naturerfahrung

Von Anja Schrum und Ernst-Ludwig von Aster

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 4. Juni 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Auf einen Baum klettern - die Hälfte aller befragten Vier- bis
Zwölfjährigen haben das noch nie getan, ein eindrucksvolles
Naturerlebnis schildern - über 40 Prozent fällt keins ein. Immer mehr
Kindern und Jugendlichen fehlt der Kontakt zur Natur, klagen Pädagogen
und Wissenschaftler und sprechen vom Phänomen der Naturentfremdung.
Die Gründe dafür sind mannigfaltig: ängstliche Eltern, asphaltierte
und betonierte Landschaften, digitale Medien. Der Radius, in dem
Kinder sich frei bewegen können, schrumpft seit Jahrzehnten. Etliche
Vereine und Initiativen versuchen die kindlichen Erfahrungsdefizite
auszugleichen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/1941: Deutschlandfunk Kultur - "Die Zecke" von Andra Joeckle, 5.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Zecke

Von Andra Joeckle

Deutschlandfunk Kultur 2017/46'32

Hörspiel

Mittwoch, 5. Juni 2019, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ragna, eine Malerin, wird von einer Zecke gestochen, als sie versucht,
ihren Bildern neuen Schwung zu geben, indem sie plein air malt. Sie
spürt eine körperliche Veränderung. Hat sie sich mit der modernen
Syphilis infiziert? Eine Periode des Bangens und der Recherchen in der
Insektenwelt beginnt. Die kuriosen Erlebnisse mit der Zecke
versprechen, Ragna aus ihrer Schaffenskrise herauszuholen. Eine
erfreuliche Sache!

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1901: Deutschlandfunk - Zingsheim braucht Gesellschaft, 5.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Zingsheim braucht Gesellschaft (2/2)

Die politische Radio-Show

Querköpfe _ Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 5. Juni 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Musikkabarettist Martin Zingsheim braucht wieder einmal gute
Gesellschaft und bekommt auch in der nächsten Ausgabe der politischen
Radioshow der "Querköpfe" nur die allerbeste. Zu Gast bei "Zingsheim
braucht Gesellschaft" sind die Liedermacherin Dota und die politischen
Kabarettisten Florian Schroeder und Philip Simon. Gemeinsam mit Gästen
aus Politik und Gesellschaft werden sie sich diesmal in
Programmauschnitten, Musiken und Talks mit "70 Jahre Grundgesetz"
befassen, einem der Themen der Denkfabrik von Deutschlandradio. Heute
hören Sie den zweiten Teil des Abends.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1913: Unna - "PC aufräumen und Daten sichern" am 12. und 19. Juni


Stadt Unna

VHS-Aktuell: PC aufräumen und Daten sichern



Kreisstadt Unna. Die Teilnehmenden lernen, mit Fenstern und Ordnern
übersichtlich zu arbeiten und Ordner sowie Dateien zu sortieren, zu
verschieben und zu löschen. Außerdem wird gezeigt, wie Ansichts- und
Filterfunktionen im Windows Explorer genutzt und doppelte Dateien
gefunden werden. Im Bereich der Internetnutzung wird die Löschung des
Internetverlaufs und von Cookies behandelt, um Speicher nicht unnötig
zu vermüllen. Selbstverständlich werden auch Wartungs- und
Systemprogramme von Windows vorgestellt, mit denen das Betriebssystem
einsatzbereit und vollfunktionsfähig gehalten wird.

Voraussetzungen: Einfache PC-Grundkenntnisse sind Voraussetzung für
diesen Kurs. Gerne kann auch der eigene Laptop zur Veranstaltung
mitgebracht werden. Die Volkshochschule haftet nicht für private
Geräte.

Das Seminar "PC aufräumen und Daten sichern" mit der Kursnummer
191-4426H findet jeweils am Mittwoch, 12. und 19. Juni 2019 von 15 bis
18 Uhr in der Begegnungsstätte Holzwickede statt. Die Gebühr beträgt
36 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 64 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - EDV-Kurse in Holzwickede" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 28. Mai 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





AUGEN/495: Was hilft beim Gerstenkorn? (AOK)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 29.05.2019

Augenerkrankung: Was hilft beim Gerstenkorn?



Bad Homburg - Ein Gerstenkorn ist unangenehm und schmerzhaft.
Ausgelöst wird es durch eine Infektion mit Bakterien. Meist verläuft
die Entzündung harmlos: Mit einem Eiterknötchen am Augenlid beginnt
die Erkrankung, es schwillt an und ist druckempfindlich. Nach einiger
Zeit platzt das Gerstenkorn auf und der angesammelte Eiter tritt aus.
Bilden sich Gerstenkörner häufiger, kann das auf ein schwaches
Immunsystem oder eine Krankheit hinweisen. Die AOK Hessen informiert
darüber, was bei der Behandlung der Augenerkrankung beachtet werden
sollte.

Ein Gerstenkorn, in der Fachsprache Hordeolum genannt, entsteht am
Rand oder auf der Innenseite des Augenlids. Es gibt ein inneres und
ein äußeres Gerstenkorn. Das äußere Gerstenkorn entsteht durch die
Entzündung von Schweiß- und Talgdrüsen am Augenlid. Es kommt seltener
vor als das innere, bei dem sich die Talgdrüsen am Innenrand des Lids
entzünden. Oft versucht man, an der betroffenen Stelle herumzudrücken.
Das kann jedoch dazu führen, dass sich die Entzündung weiter
ausbreitet und zum Beispiel auch das andere Auge in Mitleidenschaft
gezogen wird. Die wichtigste Regel ist daher, Finger weg vom
Gerstenkorn. Damit sich andere Menschen nicht anstecken, wird
empfohlen, sich regelmäßig die Hände zu waschen und eigene Handtücher
zu benutzen.

In der Regel heilt ein Gerstenkorn nach einigen Tagen von selbst
wieder ab. Zu Komplikationen, wie beispielsweise einer
Bindehautentzündung, einer Entzündung der Augenhöhle oder einem
Lidabszess, kommt es nur selten. Zeigt sich jedoch nach einer Woche
keine Besserung oder werden die Symptome schlimmer, sollte man einen
Augenarzt aufsuchen. Im Internet finden sich viele Hausmittel gegen
Gerstenkörner, die aber nicht immer zielführend sind. Oft werden
feuchte Kompressen, zum Beispiel Teebeutel, oder Breiauflagen als
Hilfsmittel empfohlen. Die Feuchtigkeit kann die Haut jedoch
aufweichen und dafür sorgen, dass sich die Erreger weiter verteilen.
Feuchtwarme Kompressen sind daher eher ungeeignet.

Sinnvoller ist trockene Wärme, zum Beispiel mithilfe einer
Rotlichtlampe. Mit dieser kann das Gerstenkorn zwei- bis dreimal am
Tag für einige Minuten bestrahlt werden. Die Lampe wird dabei 20 bis
40 Zentimeter vor dem geschlossenen Auge positioniert. Dank der Wärme
wird sich das Gerstenkorn schneller öffnen und, nachdem der Eiter
abgeflossen ist, abheilen. Öffnet sich das Gerstenkorn nicht von
allein und nimmt der Druckschmerz weiter zu, muss es vom Augenarzt
unter örtlicher Betäubung geöffnet werden. Treten häufiger
Gerstenkörner auf, können ein geschwächtes Immunsystem oder
Krankheiten wie Diabetes mellitus dahinterstecken.

 * 

Quelle:

AOK Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressmitteilung vom 29.05.2019

61352 Bad Homburg

Telefon: 0800 0000 255, Fax: 069 / 85 091 - 7920
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INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





NEUROLOGIE/1007: Multiple Sklerose - "Stoffwechsel-Bremse" als Schlüssel zu neuen Therapien? (idw)


GEMEINSAME PRESSEMELDUNG

DMSG-Bundesverband e.V.

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 28.05.2019

Multiple Sklerose (MS): "Stoffwechsel-Bremse" als Schlüssel zu neuen Therapien?



Multiple Sklerose (MS) ist eine chronisch-entzündliche Erkrankung des
zentralen Nervensystems, die durch eine Autoimmunreaktion entsteht. Für
die Erkrankten stellt die Diagnose MS einen tiefen Einschnitt im Leben
dar, worauf der Welt-MS-Tag am 30. Mai 2019 aufmerksam machen möchte. Die
verfügbaren antientzündlichen bzw. Immuntherapien können den
Krankheitsverlauf zwar modifizieren bzw. die Häufigkeit der Schübe
reduzieren - eine Heilung gibt es aber derzeit nicht. Ein international
besetztes Forscherteam aus Münster untersuchte Patienten, die mit dem
Medikament Teriflunomid behandelt wurden, und analysierte die direkte
Wirkung auf Immunzellen - mit ersten vielversprechenden Ergebnissen.

Multiple Sklerose (MS) ist die häufigste chronische Erkrankung des
zentralen Nervensystems (ZNS) bei jüngeren Erwachsenen. Weltweit sind ca.
2,5 Millionen Menschen betroffen, deutschlandweit rund eine
Viertelmillion. Jährlich erkranken in Deutschland 2.500 Menschen neu,
meist zwischen dem 20. und 40. Lebensjahr. Bei MS kommt es meist zu einem
schubförmigen Verlauf mit zu vielfältigen Symptomen wie
Sensibilitätsstörungen (Missempfindungen, Fehlwahrnehmungen),
Sehstörungen/Sehnervenentzündung (mit Schleiersehen oder Doppelbildern),
Störungen der Feinmotorik, Beinschwäche, Gangstörung bzw.
Gangunsicherheit. Kognitive Einschränkungen, Depression und Fatigue kommen
oft im Krankheitsverlauf hinzu und führen nicht selten zu sozialem
Rückzug. Etwa ein Drittel der Patienten wird im Verlauf vorzeitig
berentet.

Ursächlich für die MS sind autoimmune, chronisch-entzündliche Prozesse im
ZNS (Gehirn und Rückenmark), die zur sogenannten Entmarkung von
Nervenfasern ("Demyelinisierung") führen, das bedeutet, die aus Myelin
bestehende Schutz- bzw. Isolierschicht der Nervenfasern
(Markscheiden/Myelinscheiden) wird zerstört. In der Folge können
Nervensignale nicht mehr richtig fortgeleitet und übertragen werden. Die
verfügbaren Therapien können den Krankheitsverlauf heute recht gut
modifizieren, indem die beteiligten Immun- bzw. Entzündungsprozesse
gehemmt werden, was die Häufigkeit der Schübe deutlich reduzieren kann.
Eine Heilung gibt es aber derzeit nicht.

Bei vielen Autoimmunkrankheiten, beispielsweise bei rheumatischen
Erkrankungen, spielt der Energiestoffwechsel der Zellen (Metabolismus)
eine besondere Rolle. In einer im renommierten Fachjournal "Science
Translational Medicine" publizierten Arbeit [1] haben Wissenschaftler der
Universität Münster nun erstmals gezeigt, dass auch die Immunzellen bei
der MS stark abhängig von Abläufen im Zellstoffwechsel sind - der
Immunmetabolismus von bestimmten weißen Blutkörperchen (T-Lymphozyten) ist
nämlich während eines akuten MS-Schubs deutlich verändert:
Bei der Vermehrung aktivierter B und T Lymphozyten ist das
Stoffwechsel-Enzym Dihydro-Orotat-Dehydrogenase (DHODH) für die Pyrimidin Biosynthese
und damit der Verfügbarkeit von DNA und RNA Bausteinen von hoher Relevanz.
Die Wissenschaftler konnten zeigen, dass die medikamentöse DHODH-Hemmung
mit Teriflunomid selektive Veränderungen in der Zusammensetzung der
T-Zell-Subpopulationen und der Zusammensetzung des T Zell Repertoires bei
RRMS-Patienten verursacht.

Der Mechanismus ist, dass die DHODH-Blockade bei aktivierten T-Zellen in
den Stoffwechselschritt der sogenannten oxidativen Phosphorylierung
(OXPHOS) sowie in die Glykolyse eingreift, was den Energiestoffwechsel im
Rahmen der Zell Aktivierung inhibiert. Interessanterweise unterdrückt die
DHODH-Hemmung insbesondere die Vermehrung von hochaffinen T-Zellen, da
diese nämlich besonders stark auf die oxidative Phosphorylierung, einem
Prozess zur Energiegewinnung, während der frühen Aktivierungsphase
angewiesen sind. Verglichen mit T-Zellen von Gesunden weisen T-Zellen von
Patienten mit schubförmiger MS ("relapsing-remitting", RRMS) eine erhöhte
OXPHOS- und Glykolyse-Aktivität auf, die durch Teriflunomid wieder
reduziert wird.

"Das Medikament greift gezielt in den Energiestoffwechsel der
Mitochondrien, die ja Zellatmung regulieren, ein - und zwar umso stärker,
je aktiver die Zelle ist", erklärt Frau Prof. Dr. med. Luisa Klotz,
Erstautorin des Artikels und Oberärztin der Klinik für Neurologie mit
Institut für Translationale Neurologie. "Der Wirkstoff tritt quasi bei
diesen Zellen mitten im Kickstart mit voller Kraft auf die Bremse."

Die Erkenntnis bietet Potenzial für weitere Untersuchungen. "Künftige
Studien können uns helfen, Störungen des Immunmetabolismus bei
Autoimmunerkrankungen genauer zu verstehen und gezielter zu beeinflussen",
erläutert Luisa Klotz. Neue Therapieansätze, die ausschließlich den
Metabolismus der hyperaktiven, schädigenden Immunzellen verändern bzw.
wieder normalisieren, könnten einen neuen Weg in der spezifischen
Immuntherapie eröffnen. So würden auch die unerwünschten Nebenwirkungen
auf das Immunsystem minimiert - die Schattenseite vieler moderner
Therapieansätze.


Literatur

[1] Klotz L, Eschborn M, Lindner M et al. Teriflunomide treatment for
multiple sclerosis modulates T cell mitochondrial respiration with
affinity-dependent effects. Sci Transl Med 11, eaao5563 (2019) 1 May 2019


Multiple Sklerose (MS) ist eine chronisch entzündliche Erkrankung des
Zentralnervensystems (Gehirn und Rückenmark), die zu Störungen der
Bewegungen, der Sinnesempfindungen und auch zur Beeinträchtigung von
Sinnesorganen führt. In Deutschland leiden nach neuesten Zahlen des
Bundesversicherungsamtes mehr als 240.000 Menschen an MS. Trotz intensiver
Forschungen ist die Ursache der Krankheit nicht genau bekannt.

MS ist keine Erbkrankheit, allerdings spielt offenbar eine genetische
Veranlagung eine Rolle. Zudem wird angenommen, dass Infekte in Kindheit
und früher Jugend für die spätere Krankheitsentwicklung bedeutsam sind.
Welche anderen Faktoren zum Auftreten der MS beitragen, ist ungewiss. Die
Krankheit kann jedoch heute im Frühstadium günstig beeinflusst werden.
Weltweit sind schätzungsweise 2,5 Millionen Menschen an MS erkrankt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dmsg.de

http://www.dgn.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276
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NOTFALL/339: Neue Behandlungschance bei plötzlichem Herzstillstand? (idw)


Klinikum der Ruhr-Universität Bochum - Berufsgenossenschaftliches Universitätsklinikum Bergmannsheil GmbH - 29.05.2019

Neue Behandlungschance bei plötzlichem Herzstillstand?

150 Experten diskutieren im Bergmannsheil Nutzen der mobilen Herz-Lungen-Maschine bei Notarzteinsätzen



Herzinfarkt und Kreislaufstillstand: Jetzt ist schnelles Handeln nötig,
denn bereits nach sechs Minuten kann ein Kreislaufstillstand zu einer
schweren Schädigung der Gehirnzellen führen. Doch was passiert, wenn die
Reanimation nicht gelingt? Kann eine tragbare Mini-Herz-Lungen-Maschine
(ECMO) die lebensrettende Lösung sein, an die der Patient während des
Notarzteinsatzes angeschlossen wird? Diese Frage diskutierten gestern über
150 Experten aus dem Rettungsdienst, der Herzchirurgie und der Kardiologie
im BG Universitätsklinikum Bergmannsheil in Bochum. Das Symposium unter
Leitung von Prof. Dr. Justus Strauch, Direktor der Klinik für Herz- und
Thoraxchirurgie am Bergmannsheil, thematisierte sowohl medizinische als
auch juristische Fragestellungen. Im Rahmen einer aufwändigen
Live-Simulation wurde gezeigt, wie ein Reanimationsteam und ein ECMO-Team in
einer akuten Notfallsituation gemeinsam lebensrettende Maßnahmen vornehmen
können.

Einsatz der Mini-Herz-Lungen-Maschine während der Reanimation

Erleidet ein Mensch einen Kreislaufstillstand, besteht höchste
Lebensgefahr. Jeder kann jetzt Hilfe leisten, denn sofortige
Wiederbelebungsmaßnahmen können die Überlebenschancen verbessern. So kann
wichtige Zeit gewonnen werden, bis der Notarzt eintrifft. Die Mitarbeiter
der Rettungsdienste sind geschult, alles zu unternehmen, um den Kreislauf
wieder in Gang zu bringen. Doch selbst bei professioneller und
leitliniengerechter Vorgehensweise kann der gewünschte Erfolg ausbleiben.
Eine vielversprechende Lösung kann der Einsatz einer tragbaren
Mini-Herz-Lungen-Maschine sein. Der Patient wird hierbei noch während der laufenden
Wiederbelebung an die Maschine angeschlossen, die den Kreislauf
wiederherstellt. Derartige Geräte sind in Kliniken wie dem Bergmannsheil
bereits erfolgreich im Einsatz. In Fachkreisen wird nun diskutiert, diese
mobilen Lebensretter auch bei Notarzteinsätzen anzuwenden.

Enorme logistische und personelle Herausforderungen

Im Rahmen des Symposiums wurden erste Ergebnisse und Erfahrungen von
Referenten der Universitätskliniken Regensburg und Freiburg vorgetragen
und diskutiert. In einer sehr realitätsnahen Einsatzübung wurde dem
Fachpublikum demonstriert, welche neuen Herausforderungen sich ergeben,
wenn zwei Rettungsteams mit unterschiedlichen Aufgaben gleichzeitig an
einem Patienten lebensrettende Maßnahmen durchführen. "Es lohnt sich, über
diese Therapieoption intensiv nachzudenken, denn trotz aller ärztlichen
Bemühungen ist ein länger andauernder Kreislaufstillstand mit dem Leben
nicht zu vereinbaren", sagt Dr. Dirk Buchwald, Kardiotechniker im
Bergmannsheil und Organisator der Veranstaltung. "Geeignete
Mini-Herz-Lungen-Maschinen stehen uns bereits zur Verfügung. Wenn wir uns den
enormen logistischen und personellen Herausforderungen stellen, die mit
diesem Verfahren verbunden sind, hoffen wir Menschenleben effektiver
retten zu können."

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bergmannsheil.de

Website des BG Universitätsklinikums Bergmannsheil

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1409
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MELDUNG/996: Gesundheitsministerkonferenz der Länder in Leipzig - bessere Arbeitsbedingungen gefordert (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 3. Juni 2019

Gesundheitsministerkonferenz der Länder in Leipzig: ver.di fordert
bessere Arbeitsbedingungen - Demonstration und Kundgebung mit
Aktionen vor dem Konferenzhotel



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) bekräftigt
anlässlich der Gesundheitsministerkonferenz der Länder am Mittwoch
(5. Juni) in Leipzig ihre Forderung, alle Versorgungsbereiche wie
Krankenhäuser, Altenpflegeeinrichtungen, ambulante Dienste,
Psychiatrie und Reha-Einrichtungen zusammen in den Blick zu nehmen.
"Für eine gute Versorgung müssen die Strukturen ineinandergreifen,
und die Beschäftigten in allen Berufsgruppen brauchen für ihre
verantwortungsvolle und oft belastende Arbeit gute Bedingungen und
eine faire Bezahlung, egal, ob sie in der Klinik, im Pflegeheim oder
im ambulanten Dienst arbeiten", sagte Sylvia Bühler, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand. Das Gesundheitswesen müsse als eine
einheitliche Branche betrachtet werden, in der gleiche
Arbeitsbedingungen gelten müssten. "Es ist fatal für die Altenpflege,
wenn immer mehr Pflegekräfte in andere Bereiche wechseln, weil zum
Beispiel in Krankenhäusern die Entgelte um mehrere hundert Euro im
Monat höher liegen", so Bühler. "Dieser Fehlentwicklung kann am
besten mit einem einheitlichen und guten Vergütungsniveau begegnet
werden."

Die jüngst veröffentlichten Zahlen der Bundesagentur für Arbeit
belegen, dass sich der Fachkräftemangel in der Alten- und
Krankenpflege dramatisch verschärft hat: In der Altenpflege besteht
bundesweit Fachkräftemangel, und bei Krankenpflegekräften herrscht
mit Ausnahme von drei Bundesländern ebenfalls ein Mangel. Bühler:
"Nur mit guten Arbeitsbedingungen und einer fairen Bezahlung können
Pflegekräfte gehalten, in den Beruf zurückgeholt und neue
Beschäftigte gewonnen werden."

Zur Gesundheitsministerkonferenz der Länder ruft ver.di am Mittwoch
zu einer Demonstration und Kundgebung unter dem Motto "Mehr von uns
ist besser für alle!" in Leipzig auf, zu der Beschäftigte aus dem
Gesundheitswesen aus ganz Deutschland erwartet werden.
Kernforderungen der Gewerkschaft ver.di sind gesetzliche Vorgaben für
die Personalausstattung, Sofortprogramme zur kurzfristigen Entlastung
der Beschäftigten, ein bundesweiter Tarifvertrag Altenpflege, ein
Ende der Tarifflucht bei Tochtergesellschaften sowie die Abkehr von
befristeten Arbeitsverträgen und erzwungenen Teilzeitverträgen.

Treffpunkt für die Demonstration, die zur
Gesundheitsministerkonferenz im Hotel Steigenberger in der
Reichsstraße führt, ist am Leipziger Hauptbahnhof um
11 Uhr. Ab 12.45 Uhr beginnt eine Kundgebung vor dem Tagungsort der
Konferenz. Dort übergeben Beschäftigte des Gesundheitswesens Rezepte
an Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, mit denen Therapien wie
bedarfsgerechte Personalvorgaben zur Bekämpfung des
Personalnotstandes verordnet werden.

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 3. Juni 2019

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de
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POLITIK/1949: Von Krankenkassen und Politik verbesserte Begutachtung von Behandlungsfehlern gefordert (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 29.05.2019

DIVI fordert von Krankenkassen und Politik verbesserte Begutachtung von Behandlungsfehlern



Intransparente Methoden und Verunsicherung von Patienten und Angehörigen:
Nach der Veröffentlichung der Jahresstatistik zur
Behandlungsfehler-Begutachtung durch den Medizinischen Dienst der Krankenkassen (MDK)
kritisiert die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin (DIVI) dessen Vorgehen bei der Ergebnisgewinnung.

"Die DIVI begrüßt generell jede Initiative zur transparenten Darstellung
von Behandlungsfehlern bei ambulanten, aber auch stationär versorgten
Patienten", sagt DIVI-Präsident Professor Uwe Janssens, Chefarzt der
Klinik für Innere Medizin und Internistische Intensivmedizin am St.-Antonius-Hospital
in Eschweiler. "Wie auch in den vergangenen Jahren
vermissen wir jedoch eine transparente Darstellung medizinischer
Behandlungsfehler sowie konkrete Ansatzpunkte zur Verbesserung der
Patientensicherheit."

Die DIVI unterstützt den transparenten Umgang mit Fehlern und ihren
Folgen. "Durch die einseitige Darstellung des MDK-Berichts, der Mitte Mai
veröffentlicht wurde, müssen Patienten und Angehörigen jedoch den Eindruck
erlangen, dass die medizinische Versorgung im ambulanten wie auch im
stationären Bereich für sie eine potenzielle Bedrohung darstellt", sagt
Janssens. Dies werde besonders bei der Darstellung der Intensivmedizin
deutlich: Dort würden laut Bericht "Fehler für Geschädigte oft schwieriger
zu erkennen sein, weshalb Vorwürfe ausblieben". Dies erwecke den Eindruck,
dass in der Intensivmedizin Fehler verschleiert würden. "Eine solche
Aussage kann nur Verunsicherung bei Patienten und deren Angehörigen
auslösen", sagt Janssens.

Stellungnahmen von Ärzten fehlen als Bewertungskriterium

Aus Sicht der DIVI ist die derzeitige Berichterstattung vor allem in zwei
Punkten zu verbessern:

1. Wie bereits in den Vorjahren vermisst die Fachgesellschaft eine
Offenlegung der Qualifikation der Gutachter des MDK. "Eine gutachterliche
Beurteilung eines Behandlungsfehlers erfordert jahrelange klinische
Expertise und praktische Tätigkeit in dem betreffenden Fachgebiet", sagt
DIVI-Präsident Janssens.

2. "Zudem bleibt unklar, welche Kriterien zur Beurteilung der
Behandlungsfehler herangezogen wurden." Ein einseitiges Bild entsteht
jedoch besonders durch das Fehlen von Stellungnahmen der behandelnden
Ärzte als Bewertungskriterium. Bisher werden nur Behandlungsunterlagen und
Gedächtnisprotokolle der Betroffenen herangezogen.

Behandlungsfehler spiegeln nicht Versorgunglage wider

Der MDK legt in seinem Bericht absolute Zahlen vor, ohne diese auf die
tatsächliche Anzahl der jährlichen Behandlungsfälle im ambulanten wie
stationären Bereich zu beziehen. So werden 107 Todesfälle aufgezählt, die
kausal auf einen Behandlungsfehler zurückzuführen seien - ein Vorwurf, der
nicht ohne weitere gutachterliche Prüfungen oder juristische Aufarbeitung
erhoben werden sollte. Erfreulicherweise gibt der Bericht jedoch auch zu,
dass der verwendete Datensatz zu Behandlungsfehlern in Deutschland nicht
mit dem tatsächlichen Versorgungsgeschehen verwechselt werden solle.

Politik gefordert: Mehr Geld und Personal für Patientensicherheit

"Die DIVI fordert sowohl die Krankenkassen als auch die verantwortlichen
Politiker auf, von der Strategie einer Verunglimpfung der medizinischen
Behandlung durch derart undifferenzierte Berichte abzuweichen und in einem
gemeinsamen, konstruktiven Dialog die Patientensicherheit nachhaltig zu
verbessern", sagt Janssens. Die dazu nötigen Maßnahmen erfordern
gesetzliche Vorgaben sowie eine ausreichende Gegenfinanzierung. "Um
mögliche und tatsächliche Behandlungsfehler, ihre Ursachen sowie die sich
daraus ergebenden Konsequenzen und präventiven Maßnahmen zu dokumentieren,
ist ein erheblicher personeller, zeitlicher und finanzieller Aufwand
notwendig", so DIVI-Präsident Janssens. "Gelder werden hierfür nicht in
ausreichendem Maß zur Verfügung gestellt. Dringend sollte aber die bislang
verzerrte und daher irreführende Darstellung medizinischer Behandlungen in
Zukunft vermieden werden."


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e.V. (DIVI)

Die 1977 gegründete Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für
Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) ist ein weltweit einzigartiger Zusammenschluss
von mehr als 2.500 persönlichen Mitgliedern und entsprechenden
Fachgesellschaften. Ihre fächer- und berufsübergreifende Zusammenarbeit
und ihr Wissensaustausch machen im Alltag den Erfolg der Intensiv- und
Notfallmedizin aus.

Die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige
Zwecke im Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24.12.1953 und ist
damit ein nicht-wirtschaftlicher Verein gemäß § 21 ff BGB.

Mehr über die DIVI im Internet: www.divi.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-divi-fordert-von-krankenkassen-und-politik-verbesserte-begutachtung-von-behandlungsfehlern

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72095

DIVI fordert von Krankenkassen und Politik verbesserte Begutachtung von Behandlungsfehlern

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 29.05.2019
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ALLERGIE/377: Studie untersucht Einfluss psychischer Faktoren (idw)


Technische Universität München - 28.05.2019

Pollenallergie tritt häufiger bei Angstpatienten auf



Saisonale Allergien gegen Gräser oder Baumpollen treten bei Menschen mit
Angststörungen vermehrt auf, während Patienten mit Depressionen häufiger
unter ganzjährigen Allergien wie etwa gegen Tierhaare leiden. Das hat ein
Team der Technischen Universität München (TUM) erforscht.
Nahrungsmittel- oder Medikamentenallergien werden von diesen beiden psychosozialen
Erkrankungen dagegen nicht beeinflusst.

Das Team befragte über 1700 Personen aus dem Raum Augsburg zu ihren
Allergien. Hierbei unterschieden die Forscherinnen und Forscher um Claudia
Traidl-Hoffmann, Direktorin am Universitären Zentrum für
Gesundheitswissenschaften am Universitätsklinikum Augsburg (UNIKA-T) und
Professorin für Umweltmedizin an der TUM zwischen ganzjährig auftretenden
Allergien wie Hausstaub- oder Tierhaarallergien, saisonalen Allergien wie
gegen Gräserpollen und anderen Allergien wie Nahrungsmittelallergien.

Zudem beantworteten die Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer Fragen zu
ihrem psychischen Zustand. Hierbei lag das Augenmerk auf Depressionen,
generalisierten - das heißt den kompletten Alltag betreffenden -
Angsterkrankungen und akutem mentalen Stress. "Es gibt Untersuchungen, die
sich auf die psychische Komponente von Hauterkrankungen oder allergischem
Asthma konzentrieren. Wir zeigen erstmals einen Zusammenhang mit
saisonalen Allergien auf", erklärt Katharina Harter, Erstautorin der
Publikation. Etwa ein Viertel der Befragten (27,4 %) gaben an, unter
Allergien zu leiden; davon 7,7 Prozent an ganzjährigen, 6,1 Prozent an
saisonalen und 13,6 Prozent an anderen Formen von allergischen
Reaktionen.

Einfluss von psychischen Faktoren nachgewiesen

Es zeigte sich, dass Menschen, die an einer generalisierten Angststörung
litten, auch häufiger Pollenallergien hatten, nicht aber das ganze Jahr
andauernde Allergien. Diese traten in der Gruppe der Angsterkrankten sogar
statistisch seltener auf. Eine mögliche Erklärung hierfür könnte sein,
dass Personen mit andauernden Allergien andere
Stressverarbeitungsstrategien entwickelt haben, die sie vor Angststörungen
schützten.

Bei den ganzjährigen Allergien gab es dagegen einen positiven Zusammenhang
mit Depressionen und depressiven Phasen. Durch den Aufbau der Studie
konnte aber nicht geklärt werden, ob Allergien die Angreifbarkeit für
Depressionen erhöht oder ob sie selbst ein Risikofaktor für Allergien
sind. Für das Forschungsteam überraschend war die Tatsache, dass das
Auftreten von Nahrungsmittel- oder Medikamentenallergien nicht oder nur
geringfügig von psychischen Faktoren beeinflusst wurde.

Weitere Untersuchungen geplant

In der Studie wurden mögliche Störfaktoren, die den Zusammenhang
fälschlicherweise beeinflussen könnten, statistisch herausgerechnet.
Hierzu zählten Alter, der Status Raucher/Nichtraucher, das Geschlecht und
familiäre Vorbelastungen (z. B. allergisches Asthma). Katharina Harter
erklärt aber auch die Schwachstellen der Studie: "Wir haben ein relativ
hohes Durchschnittsalter von 61 Jahren, somit sind jüngere Menschen eher
unterrepräsentiert. Außerdem handelt es sich nur um eigene Angaben und
nicht um echte Allergiediagnosen. Wir haben aber Blutproben von allen
Probanden und wollen diesen Punkt wissenschaftlich überprüfen.", sagt sie.
Insbesondere zeige diese Studie, so Prof. Traidl-Hoffmann, wie wichtig es
sei, dem Patienten ausreichend Zeit zu widmen. Nur so könnten
psychosoziale Aspekte neben den klinischen Untersuchungen in eine
ganzheitliche Therapie einfließen, wie sie in der Hochschulambulanz für
Umweltmedizin am UNIKA-T praktiziert wird.


Die Daten der Studie wurden im Rahmen der zweiten Nachfolgestudie zur
KORA-Studie S4 erhoben. Das Universitäre Zentrum für
Gesundheitswissenschaften am Universitätsklinikum Augsburg, UNIKA T, ist
ein vom Universitätsklinikum Augsburg, der Universität Augsburg, der
Technischen Universität München (TUM) und der
Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU) gemeinsam getragener Forschungsverbund mit Sitz
in Augsburg. Die aktuelle Studie wurde vom Lehrstuhl für Epidemiologie am
UNIKA-T unterstützt.


Originalpublikation:

Katharina Harter, Gertrud Hammel, Lisa Krabiell, Birgit Linkohr, Annette
Peters, Lars Schwettmann, Johannes Ring, Hamimatunnisa Johar, Karl-Heinz
Ladwig, Claudia Traidl-Hoffmann, Different Psychosocial Factors Are
Associated with Seasonal and Perennial Allergies in Adults: Cross-Sectional
Results of the KORA FF4 Study, International Archives of Allergy
and Immunology, April 2019

DOI: 10.1159/000499042
https://www.karger.com/Article/Abstract/499042

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/article/35463/ 

(Dieser Text im Web)

https://www.professoren.tum.de/traidl-hoffmann-claudia/ 

(Profil von Prof. Claudia Traidl-Hoffmann)

https://www.unika-t.de/lehrstuehle/umweltmedizin/willkommen/ 

(Webseite des Lehrstuhls und Instituts für Umweltmedizin)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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GENETIK/143: Diskussion zur Einführung einer genomischen Medizin in Deutschland (idw)


TMF - Technologie- und Methodenplattform für die vernetzte medizinische Forschung e.V. (TMF) - 28.05.2019

Die Blaupausen sind da: Deutschland darf in der Genommedizin nicht länger abseits stehen

Europäische Genomforscherinnen und -forscher diskutieren Möglichkeiten der
schnellen Einführung einer genomischen Medizin in Deutschland



28.05.2019. Die genomische Medizin entwickelt sich rasant: für die
Therapiesteuerung von Krebserkrankungen und die Diagnose seltener
Krankheiten ist sie von großer Bedeutung. Anlässlich des TMF-Workshops
"Genomic Medicine in Europe - Blueprints for Germany" kamen am 27. Mai
2019 in Berlin mehr als 100 nationale und internationale
Genomforscherinnen und -forscher in Berlin zusammen, um die Perspektiven
der Einführung einer genomischen Medizin in Deutschland zu diskutieren.
"Wir brauchen eine nationale Strategie zur Einführung der Genommedizin in
Deutschland", fordert Prof. Dr. Michael Krawczak, Vorstandsvorsitzender
der Technologie- und Methodenplattform für die vernetzte medizinische
Forschung (TMF e. V.). "Art und Umfang der genomischen Diagnostik in
Deutschland sind im internationalen Vergleich nicht mehr zeitgemäß."

Die Gesamtgenomsequenzierung (engl. Whole Genome Sequencing, WGS) erlaubt
die Erkennung nahezu aller Veränderungen im menschlichen Genom. Durch die
Sequenzierung des gesamten Genoms können in der Onkologie medikamentöse
Therapien beispielsweise gezielt auf die genetische Beschaffenheit eines
Tumors zugeschnitten werden. So eröffnen sich spezifischere und
effizientere Behandlungsoptionen für die Patientinnen und Patienten.

Großbritannien führt Ganzgenomsequenzierung in die Regelversorgung ein

Nach sechsjähriger Erprobung im Rahmen eines 100.000 Genome umfassenden
Pilotprojekts hat das Nationale Gesundheitssystem Englands die WGS jüngst
als weltweit erstes Land in die genetische Routinediagnostik eingeführt.
Ziel ist es, die dabei anfallenden großen Datenmengen für die Verbesserung
der Krankenversorgung und die Entwicklung neuer Medikamente zu nutzen.
"Aufgrund des enormen Potenzials für Forschung und Versorgung wird die
Ganzgenomsequenzierung nun auf fünf Millionen Analysen ausgeweitet",
erläutert Prof. Tim Hubbard, Leiter der Genomanalyse des Genomics England
Projects. Die hohe Auslastung der Infrastrukturen bringt Kostenvorteile:
Während in Deutschland eine Teilsequenzierung des Genoms noch mit rund
2.300 Euro vergütet wird, liegen die entsprechenden Kosten in
Großbritannien nur noch bei umgerechnet unter 1.000 Euro. Weitere Keynotes
von renommierten Genomforschern aus europäischen Nachbarländern wie
Frankreich, Schweden und den Niederlanden zeigen, wie Genommedizin
erfolgreich und zum Vorteil der Patienten im Gesundheitssystem
implementiert werden kann.

Neben den großen Erfolgen der maßgeschneiderten Krebstherapie bedeutet die
WGS auch für die Betroffenen von seltenen Erkrankungen neue Chancen. Han
Brunner vom Radboud UMC+ im niederländischen Nijmegen erklärte:
"Tatsächlich sind seltene Erkrankungen in der Gesamtschau alles andere als
selten. Allein in Deutschland sind mehr als fünf Millionen Menschen von
einer der geschätzt mehr als 6.000 bekannten seltenen Erkrankungen
betroffen." In der Diagnose seltener Erkrankungen könnten einer aktuellen
Studie zufolge durch die WGS fast 30 Prozent der Betroffenen mit einer
therapieleitenden Diagnose rechnen, wohingegen in der Kontrollgruppe nur
knapp über sieben Prozent der Patientinnen und Patienten nach oftmals
einer langen Odyssee einen treffenden Befund erhielten. Julia Wilkins von
Imperial College Health Partners London stellte in Berlin neueste Zahlen
zum Systemnutzen der WGS bei der Behandlung der seltenen Erkrankungen vor.
So lägen aufgrund der hohen Aufwände für diagnostische Tests die Kosten
vor einer Diagnosestellung fast um den Faktor 3 höher als danach.

Deutschland liegt im europäischen Vergleich weit hinten

Deutschland hinkt der europäischen Entwicklung in großem Abstand
hinterher, mit erheblichen Nachteilen für Patientinnen und Patienten,
Forschung und Wirtschaft. Genomexpertinnen und -experten,
Patientenvertreterinnen und -vertreter, Kostenträger und Industrie sind
sich hingegen einig, dass die Gesamtgenomsequenzierung mit den drei Säulen
"Krebs", "seltene Krankheiten" und "Pharmakogenomik" für die Diagnostik,
Prävention und Behandlung von Erkrankungen im Sinne einer personalisierten
Medizin zukünftig unabdingbar wird. Sie fordern deshalb im Rahmen des
Workshops auch für Deutschland nicht nur eine Vergütungsreform und ein
durchgreifendes Qualitätsmanagement für Genomsequenzierungen, sondern
zugleich ein umfassendes Genommedizin-Programm, das sich an den Vorbildern
der Nachbarländer orientiert. Als ein erster Schritt soll kurzfristig ein
nationales Expertengremium gebildet werden, das Vorschläge für eine
nationale Strategie für die Genommedizin unter Einbeziehung aller
relevanten Stakeholder erarbeiten wird.

Standardisierung, zentrale Datenhaltung und Qualitätssicherung sind entscheidend

Prof. Dr. Hans-Hilger Ropers vom gastgebenden Max-Planck-Institut für
molekulare Genetik fordert mit Blick auf die künftige Struktur einer
genomischen Medizin im deutschen Gesundheitswesen, dass die
Ganzgenomsequenzierung nach internationalem Vorbild auf wenige
universitäre Standorte mit methodisch und technisch standardisierter
Infrastruktur beschränkt werden müsse. "Nur so können wir eine Qualität
und Kosteneffizienz erreichen, die internationalen Standards entspricht",
erklärt Ropers. "Weiterhin müssen die Daten in einer zentralen Datenbank
gespeichert und verfügbar gemacht werden, die im Schulterschluss zwischen
Forschung und Versorgung funktioniert. Das sind wir unseren Patienten
schuldig."

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution806
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LUNGE/280: Chronisch obstruktive Lungenerkrankung - hohe Sterblichkeit und fehlendes Krankheits-Bewusstsein (idw)


Medizinische Universität Innsbruck - 28.05.2019

COPD: hohe Sterblichkeit und fehlendes Krankheits-Bewusstsein



Kaum bekannt, aber tödlich - so könnte das Urteil über die Chronisch
obstruktive Lungenerkrankung (COPD) lauten, die weltweit bereits die
dritthäufigste Todesursache ist. Eine Untersuchung zum öffentlichen
Interesse an COPD mittels der Applikation Google Trends durch ein
Ärzti*nnen-Team der Medizin Uni Innsbruck bestätigt diesen Befund: Beim
Vergleich der Suchanfragen unter den zehn, nach WHO-Klassifikation
häufigsten Todesursachen rangiert COPD nur auf Platz 8. Das mangelnde
Bewusstsein hat fatale Folgen.

Innsbruck, am 28.5.2019: Obwohl die Prävalenz und die Sterblichkeitsrate
von COPD weltweit kontinuierlich ansteigen, bleibt die Chronisch
obstruktive Lungenerkrankung oft unerkannt und nicht diagnostiziert. "COPD
ist in den Köpfen der Menschen viel zu wenig verankert", weiß Alex
Pizzini, Facharzt an der Innsbrucker Univ.-Klinik für Innere Medizin II
(Direktor: Günter Weiss), der zusammen mit Anna Böhm und Studienleiter
Ivan Tancevski die aufschlussreiche Analyse durchführte.

Stagnierendes Interesse an COPD trotz steigender Todesraten

Um das mangelnde Bewusstsein für die Erkrankung quantifizieren zu können,
hat das Pneumologie-Team um Böhm, Pizzini und Tancevski mithilfe der
Analyse-Applikation Google Trends die Frequenz der globalen Suchanfragen
nach COPD im Zeitraum von 2004 bis 2018 untersucht. Dabei wurde das
relative Suchvolumen für COPD mit neun weiteren, aus der von der WHO in
einer jährlichen Statistik veröffentlichten Liste der weltweit häufigsten
Todesursachen verglichen. Um die Analyse nicht zu verzerren, beschränkten
sich die Forscher*innen in ihrer Internetsuche auf Industrienationen, also
auf Länder, in denen rund 80 Prozent der Bevölkerung das Internet nutzen.
"Wir konnten zeigen", so Pizzini, "dass medizinische Themen grundsätzlich
ein geringeres Suchvolumen aufweisen, am häufigsten aber nach Diabetes,
Schlaganfall und Brustkrebs gegoogelt wird. COPD findet sich erst auf dem
achten Platz, saisonal bedingt interessieren sich Nutzerinnen und Nutzer
der Suchmaschine Google im ersten und vierten Jahresquartal, also in den
Wintermonaten, ein bisschen mehr als sonst für COPD".
COPD wird also viel seltener gesucht, als Menschen daran erkranken. Im
zeitlichen Verlauf lässt sich seit 2004 gar ein stagnierendes Suchveralten
feststellen - ein Trend, der der Neuerkrankungsrate zuwider läuft.
Immerhin leidet in Österreich jede/r Zehnte an COPD, nach dem 70.
Lebensjahr schon jede/r Vierte. Den Daten von Statistik-Austria zufolge
wurde von 2002 bis 2016 in Österreich ein Anstieg der Todesraten von COPD
Patient*innen von über 60 Prozent registriert - ein Trend, der mit einem
Anstieg von 130 Prozent vor allem auch Tirol betrifft.

Unbekannte bleibt Unerkannte mit tödlichen Folgen

Dabei ist COPD als systemische Entzündung mit zahlreichen
Begleiterkrankungen und sich stetig verschlechternder Lebensqualität
verbunden. Schon eine geringe Abnahme der Lungenfunktion steigert das
Herzinfarktrisiko. Das Risiko, eine Herzinsuffizienz zu entwickeln ist bei
COPD sechsmal erhöht, das Schlaganfallrisiko zehn Mal höher. Sogenannte
Exazerbationen (akute Verschlimmerung der Erkrankung), die in der dritten
und vierten Krankheitsstufe zunehmend auftreten und in schweren Fällen
eine Aufnahme in der Intensivstation notwendig machen, führen in zehn
Prozent der Fälle zum Tod, das Sterblichkeitsrisiko bleibt bis zu einem
Jahr danach noch um bis zu 40 Prozent erhöht. Mit einem höheren
Bewusstsein und einer rechtzeitigen Diagnose könnten jedoch Risikofaktoren
wie etwa das Rauchen eliminiert, Exazerbationen verhindert und
Begleit- bzw. Folgeerkrankungen entsprechend behandelt werden. Über 90 Prozent
aller COPD Patient*innen rauchen oder haben über lange Zeit geraucht.
Symptome wie erhöhte Schleimbildung und chronischer Husten sollten deshalb
vor allem für Raucher*innen Grund genug sein, Atemwege und Lunge
untersuchen zu lassen. "Vor dem Hintergrund des fehlenden
Krankheitsbewusstseins wird der Raucherhusten allzu oft bagatellisiert.
Rauchen, auch das Passiv-Rauchen, steht jedoch an erster Stelle der
Risikofaktoren für COPD", warnt Studienleiter Ivan Tancevski, der die
Ergebnisse der im Fachjournal European Respiratory Journal
veröffentlichten Internet-Analyse als wichtigen Impuls für gezielte
Maßnahmen zur Awareness-Bildung sieht. Das Team in Innsbruck arbeitet
derzeit bereits an Folgeprojekten, um die Patient*innenversorgung weiter
zu verbessern.


Hintergrundinformation

Die chronisch obstruktive Lungenerkrankung geht von einer chronischen
Entzündung der unteren Atemwege aus. Diese andauernde Entzündungsreaktion
bewirkt Veränderungen und Umbauprozesse, die eine bleibende Verengung der
Bronchien und Bronchiolen bedingen. Chronische Symptome wie Husten,
Auswurf und Atemnot sind möglich, fortgeschrittene Stadien sind häufig mit
Lungenemphysem assoziiert, betroffene Patient*innen benötigen häufig eine
chronische Sauerstoffversorgung.


Originalpublikation:
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REISEMEDIZIN/116: Kontakt mit giftigen Tieren vermeiden und im Notfall richtig handeln (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 28. Mai 2019

Kontakt mit giftigen Tieren vermeiden und im Notfall richtig handeln



fzm, Stuttgart, Mai 2019 - Auch wenn Unfälle mit Gifttieren bei
Reisenden selten vorkommen, sollten gerade Familien sich vor der
Abreise über mögliche Gefahren im Urlaubsland informieren. Das gilt
insbesondere bei exotischen Reisezielen. Denn für Kinder kann ein
Skorpionstich oder Schlangenbiss ungleich gefährlicher sein als für
Erwachsene. In der Fachzeitschrift "Kinder- und Jugendmedizin" (Georg
Thieme Verlag, Stuttgart. 2019) gibt eine Expertin Tipps, wie sich
Klein und Groß vor unliebsamen Bekanntschaften mit Gifttieren an Land
und im Meer schützen können und was im Notfall zu tun ist.

Weltweit gibt es mehr als tausend giftige Tierarten. Jedes Jahr
sterben allein in Afrika südlich der Sahara 7300 Menschen an
Schlangenbissen, die Zahl der tödlich verlaufenden Skorpionstiche wird
auf 3000 jährlich geschätzt. Auch wenn die Gefahr für Pauschalreisende
geringer ist als für Einheimische, sei dennoch Vorsicht geboten,
schreibt Dr. med. Judith Lindert in ihrem Beitrag. Die Medizinerin ist
seit 2018 Vorstandsmitglied der Gesellschaft für Tropenpädiatrie &
Internationale Kindergesundheit e. V. und befindet sich derzeit in der
Weiterbildung zur Kinderärztin und Kinderchirurgin am
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) in Lübeck.

Schlangen Fluchtweg bieten

Vor Schlangen schützt man sich am besten mit einer Taschenlampe, so
Dr. Lindert. Die meisten sind nachtaktiv. Bei Licht ziehen sie sich
zurück. Menschen werden nur angegriffen, wenn die Tiere sich bedroht
fühlen. Deshalb empfiehlt die Autorin, sich den Tieren niemals zu
nähern und ihnen immer einen Fluchtweg zu lassen. Da einige Schlangen
auch in Häusern nach Beute suchen, sollte man nicht auf dem Boden
schlafen und das Essen getrennt vom Schlafplatz aufbewahren, rät Dr.
Lindert.

Skorpione können sich in Schuhen und abgelegter Kleidung verbergen

Skorpione verbergen sich normalerweise in Felsspalten, hinter
Baumrinden, in Hausritzen und im Sand. Aber auch Schuhe oder abgelegte
Kleidungsstücke sind als Rückzugsgebiete beliebt. Vor dem Anziehen
sollte man Schuhe und Kleidungsstücke stets ausschütteln. Vorsicht ist
laut Dr. Lindert auch beim Abbau von Zelten oder beim Einrollen von
Isomatten geboten, weil sich die Tiere darin versteckt haben könnten.
Wo Skorpione verbreitet sind, sollte man niemals barfuß laufen und
nachts Wege mit der Taschenlampe ausleuchten.

In Ländern wie Australien Quallenwarnung ernst nehmen

In Gebieten mit bekanntem Quallenrisiko sollten Badende "Stinger
suits" tragen. Die Schutzanzüge verhindern nach Einschätzung von Dr.
Lindert Quallenverletzungen zu annähernd 100 Prozent. In manchen
Ländern, wie beispielsweise Australien, gibt es zudem Stinger Net
Areas. Die ausgewiesenen Strandabschnitte sind mit Netzen gegen
Quallen gesichert. Sie bieten jedoch nur Schutz gegen die größeren
Arten.

Badeschuhe schützen gegen Seeigel und andere Meeresbewohner

Im seichten Wasser kann der Tritt in einen Seeigel oder Seestern
schmerzhaft sein. Auch die Petermännchen in der Nordsee können
zustechen. In unbekannten Gewässern sollten deshalb Kinder und
Erwachsene stets Badeschuhe tragen.

Im Notfall besonnen handeln und einen Arzt aufsuchen

Wenn es dennoch zu einer Verletzung durch Gifttiere kommt, sollten
Betroffene möglichst schnell einen Arzt aufsuchen. Bei Schlangenbissen
gilt es, Ruhe zu bewahren und die betroffene Extremität
ruhigzustellen. "Auf keinen Fall die Bissstelle ausschneiden oder
aussaugen", mahnt Lindert. Auch Abbinden sowie das aktive Kühlen oder
Wärmen der Bissstelle mache keinen Sinn. Viel wichtiger sei es, zu
wissen, welche Schlange zugebissen hat. Wer ein Handy zur Hand hat und
das Tier gefahrlos fotografieren kann, hilft sich oder dem Betroffenen
sowie dem behandelnden Arzt am besten. Von Hausmitteln, wie etwa dem
Auftragen von Haushaltsessig nach einem Quallenkontakt, rät Dr.
Lindert ebenfalls ab. "Essig deaktiviert die Nesselkapseln nur bei
bestimmten Arten, wie der in Australien vorkommenden Würfelqualle", so
die Expertin. Bei anderen ist die Behandlung nutzlos oder kann die
Verletzung noch verschlimmern.


J. Lindert und S. Kotsias-Konopelska:

Urlaubsbekanntschaft mit Gifttieren an Land und im Meer

Kinder- und Jugendmedizin 2019; 19 (2); S. 107-116
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FORSCHUNG/1340: Antibiotikum aus dem Mikrobiom tötet Bakterien durch Störung des Energiestoffwechsels (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 28.05.2019

Antibiotikum aus dem Mikrobiom tötet Bakterien durch Störung des Energiestoffwechsels

Forschungsteam der Universitäten Tübingen und Göttingen gewinnt Einblick
in den Wirkmechanismus von Fibupeptiden



Ein Forschungsteam der Universitäten Tübingen und Göttingen sowie des
Deutschen Zentrums für Infektionsforschung hat die Wirkungsweise einer
neuen Klasse von Antibiotika untersucht, die gegen multiresistente
Krankheitserreger hochwirksam ist. Wie Dr. Nadine Schilling vom Institut
für Organische Chemie der Universität Tübingen erklärte, beeinträchtigen
die sogenannten Fibupeptide die Energieversorgung der Bakterienzelle, was
zu deren Tod führt. Die Forschungsergebnisse wurden kürzlich im
Wissenschaftsjournal "Angewandte Chemie" veröffentlicht.

Tübinger Wissenschaftler hatten 2016 in einer weithin beachteten Studie
ein erstes Fibupeptid entdeckt, das von unserem Mikrobiom selbst gebildet
wird. Die Wissenschaftler nannten den Stoff Lugdunin, nach seinem
Produzenten, dem Bakterium Staphylococcus lugdunensis, das die menschliche
Nasenschleimhaut besiedelt. Lugdunin hat eine ungewöhnliche chemische
Struktur und ist damit möglicherweise ein Prototyp für eine völlig neue
Klasse von Antibiotika. Es wirkt unter anderem gegen die für Menschen
besonders gefährlichen Methicillin-resistenten Bakterien der Art
Staphylococcus aureus (MRSA). Besonders gefürchtet ist MRSA in Kliniken,
da er häufig immungeschwächte Patienten befällt. Nach einer im November
2018 im Fachmagazin "The Lancet Infectious Diseases" veröffentlichten
Studie gab es in der EU allein im Jahr 2015 rund 670.000 Infektionen durch
multiresistente Erreger, an deren Folgen 33.000 Patienten starben.

Die Forscherinnen und Forscher haben nun verschiedene Lugdunin-Substanzen
mittels chemischer Synthese produziert und die für die Wirkung von
Lugdunin notwendigen chemischen Strukturelemente bestimmt. Damit wurden
Hinweise auf den Wirkmechanismus des Antibiotikums erlangt. "Jede
Bakterienzelle braucht zum Leben eine sogenannte Transmembranspannung",
erklärt Schilling. "Das heißt, für den Krankheitserreger ist es
entscheidend, dass sich die Konzentrationen elektrisch geladener Teilchen
im Inneren der Zelle und im umgebenden Milieu unterscheiden." Fibupeptide
wie Lugdunin sind dazu in der Lage, positiv geladene Wasserstoffionen
durch die Membran zu transportieren und den Ladungsunterschied aufzuheben.
"Dadurch kommt es zu einer Art Energiestillstand", sagt die Forscherin.
Die Bakterienzelle stirbt.

Test mit dem strukturellen Spiegelbild

Die Entwicklung von Antibiotikaresistenzen macht die Behandlung von
bakteriellen Infektionen zunehmend schwieriger. Viele der zurzeit
verwendeten neuen Antibiotika unterscheiden sich nur geringfügig von
solchen, gegen die schon mehrere Resistenzen bekannt sind. Womöglich ist
es nur eine Frage kurzer Zeit, bis auch jene neuen Medikamente unwirksam
werden. "Daher ist das Interesse an neuen antibiotischen Strukturen wie
dem Lugdunin und deren Wirkungsweise enorm", betont Stephanie Grond,
Professorin für Organische Chemie und Naturstoffforschung an der
Universität Tübingen. Lugdunin habe eine einzigartige chemische Struktur,
erklärt Grond. Es bestehe aus einem Ring von Aminosäurebausteinen (eine
Peptidstruktur), in den eine charakteristische ringförmige
Schwefel-Stickstoffverbindung, Thiazolidin genannt, wie eine Schmuck-Schnalle
(lateinisch fibula) eingebaut ist. Daher erhielt die neue Stoffklasse den
Namen Fibupeptide. Der besondere Thiazolidinring gehört zu den Bausteinen
im Lugdunin, die für die antibakterielle Wirkung unverzichtbar sind.

Um die für die antibiotische Wirkung notwendigen Strukturen des Lugdunins
zu identifizieren, hat das Forschungsteam eine Vielzahl von Abkömmlingen
hergestellt. Nach und nach wurden Teile der chemischen Struktur verändert
und jeweils die antibiotische Aktivität bestimmt. "Viele bisher bekannte
Peptidantibiotika wirken in der Regel sehr spezifisch", erklärt Nadine
Schilling. Beispielsweise könnten sie sich durch ihre räumliche Struktur
an ein Enzym binden, notwendige Prozesse blockieren und so die Entstehung
neuer Bakterienzellen verhindern. Das ist anders beim Lugdunin, wie vor
allem der Test mit seinem strukturellen Spiegelbild ergab.

"Einen Stoff und sein strukturelles Spiegelbild kann man sich vorstellen
wie eine rechte und eine linke Hand, die nicht deckungsgleich sind. Die
linke Hand passt nicht in einen rechten Handschuh, daher wirken die
spiegelverwandten Stoffe räumlich nicht gleich", erklärt die Forscherin.
"Beim gespiegelten Lugdunin, das mittels chemischer Synthese produziert
wurde, blieb jedoch dessen antibiotische Wirkung erhalten. Wir konnten
also ausschließen, dass sie auf einer räumlichen Interaktion beruht." Für
die Resistenzentwicklung ist das Fehlen einer solchen räumlichen
Interaktion vorteilhaft, und Resistenzen gegenüber Lugdunin konnten in
Laborversuchen bisher nicht erzeugt werden.

Um zu klären, ob sich die Fibupeptide zukünftig als Wirkstoffkandidaten
für die therapeutische Anwendung eignen, werden in Zukunft umfangreiche
präklinische und klinische Studien erforderlich sein. Ob Lugdunin und
verwandte Stoffe in Zukunft wirksam und sicher zur Behandlung von
Infektionen mit multiresistenten Keimen eingesetzt werden können, wollen
die beteiligten Forscherinnen und Forscher unter anderem im Rahmen des
seit Anfang 2019 laufenden Tübinger Exzellenzclusters "Kontrolle von
Mikroorganismen zur Bekämpfung von Infektionen" herausfinden.
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STUDIE/278: Patienten mit Herzschwäche profitieren von Zusammenarbeit zwischen Ärzten und Apotheken (idw)


Universitätsklinikum Leipzig AöR - 28.05.2019

PHARM-CHF: Patienten mit Herzschwäche profitieren von Zusammenarbeit zwischen Ärzten und Apotheken



Kooperieren Ärzte und Apotheken, verbessert sich die Einnahmetreue und
Lebensqualität von Patienten mit Herzschwäche (Herzinsuffizienz). Dies
zeigen die Ergebnisse der Studie PHARM-CHF unter Leitung von Prof. Ulrich
Laufs, Direktor der Klinik und Poliklinik für Kardiologie am
Universitätsklinikum Leipzig (UKL), und Prof. Martin Schulz,
Geschäftsführer Arzneimittel der Bundesvereinigung Deutscher
Apothekerverbände (ABDA). Der Anteil einnahmetreuer Patienten verdoppelte
sich durch die Intervention von 43 Prozent vor Studienbeginn auf 86
Prozent im ersten Studienjahr.

Die neuen Erkenntnisse wurden kürzlich auf dem Europäischen
Herzinsuffizienz-Kongress in Athen vorgestellt und veröffentlicht.

PHARM-CHF ist weltweit die erste randomisierte Studie, die den Effekt
einer andauernden und fachübergreifenden Intervention untersuchte, die auf
regelmäßigen Kontakten mit einer öffentlichen Apotheke und der Versorgung
mit dort je nach Patient individuell zusammengestellter Medikation bei
Herzschwäche basiert. PHARM-CHF steht dabei für Pharmacy-based
interdisciplinary Program for Patients with Chronic Heart Failure: A
Randomized Controlled Trial (Apothekenbasiertes interdisziplinäres
Programm für Patienten mit chronischer Herzmuskelschwäche: Eine
randomisierte kontrollierte Studie).

"Eine niedrige Einnahmetreue stellt ein relevantes Problem bei der
Arzneimitteltherapie herzinsuffizienter Patienten dar. Sie führt zu einer
Verschlechterung der Erkrankung, dadurch bedingten Krankenhausaufenthalten
und zu höherer Sterblichkeit" erklärt Prof. Laufs. "Eine regelmäßige
Medikamenteneinnahme ist für Patienten mit Herzschwäche eine große
Herausforderung, da sie in aller Regel an mehreren Krankheiten leiden und
die Anzahl einzunehmender Arzneimittel entsprechend sehr groß ist",
ergänzt Prof. Schulz.

Hier setzte die PHARM-CHF Studie an. Erstmals in Deutschland wurden in
einer apothekenbasierten Studie Patienten zufällig auf eine
Interventions- beziehungsweise Kontrollgruppe verteilt. Die Intervention zielte dabei
nicht nur darauf ab, Einnahmetreue und Lebensqualität zu verbessern,
sondern auch die Arzneimitteltherapiesicherheit (AMTS) zu erhöhen.

Insgesamt 237 Patienten, im Mittel 74 Jahre alt, wurden zufällig einer der
beiden Gruppen zugeteilt. Die Analyse der Gesamtmedikation, ein auf
Arzneimittelrisiken geprüfter Medikationsplan und die (zwei-)wöchentlichen
Besuche der Patienten in ihrer Apotheke waren zentrale
Bestandteile der Intervention. In der Apotheke erhielten die Patienten
ihre Medikation in Wochendosetten, außerdem wurden Blutdruck und Puls
gemessen und sie wurden zur Arzneimitteltherapie und zu Anzeichen einer
Verschlechterung der Herzschwäche beraten. Kooperierende Apotheken und
Arztpraxen tauschten sich zu Fragen der sicheren Arzneimitteltherapie aus.

Vor Beginn der Studie hatten die Patienten im Mittel für weniger als 70
Prozent der Tage Medikation. Als einnahmetreu (Medikation für mindestens
80 Prozent der Tage) eingestuft werden konnten gerade einmal 43 Prozent.
Die Intervention der PHARM-CHF-Studie verbesserte die mittlere
Einnahmetreue von drei Arzneistoffklassen, die bei Herzinsuffizienz
nachweislich die Sterblichkeit senken, signifikant. Sie erhöhte in
bedeutendem Maß den Anteil derjenigen, die als einnahmetreu eingestuft
werden konnten, auf 86 Prozent. Außerdem konnte in der Langzeitbeobachtung
über zwei Jahre eine relevant verbesserte Lebensqualität festgestellt
werden.

Für Prof. Ulrich Laufs bestätigen die Ergebnisse, dass die gemeinsame
Betreuung entscheidend beitragen kann, die Einnahmetreue und die
Lebensqualität von Patienten mit Herzinsuffizienz zu verbessern:
"Kardiologen und Hausärzte würden eine solche pharmazeutische
Dienstleistung begrüßen, weil sie den Patienten hilft, die mit dem Arzt
vereinbarte Therapie optimal umzusetzen, vor allem, ihre Arzneimittel
langfristig in der richtigen Dosierung einzunehmen", so der
UKL-Kardiologe.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1298

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Leipzig AöR - 28.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/102: Hannover - Jacqueline du Pré, ihre Musik und ihre Krankheit, 06.06.2019


Medizinische Hochschule Hannover

Jacqueline du Pré: Ihre Musik und ihre Krankheit

Vorträge der Reihe "Große Künstler und ihre Erkrankungen" am 6. Juni 2019
in der MHH



Jacqueline du Pré (1945-1987) war eine britische Cellistin und ein
musikalischer Weltstar. Als Vierjährige bekam sie den ersten
Cellounterricht, gewann mit elf Jahren das renommierte Suggia-Stipendium
und war Schülerin des britischen Cellolehrers William Pleeth. Sie
musizierte mit den besten Dirigenten, Orchestern und Solisten. Und wer je
ein Konzert mit ihr hörte, war überwältigt von ihrer schieren Musikalität,
ihrer Sinnhaftigkeit und Spontanität. Jacqueline du Prés unmittelbare
Natürlichkeit und das Feuer ihrer musikalischen Präsenz war jedoch
überschattet durch das Lebensschicksal einer unheilbaren MS-Erkrankung.
Die erst 26-jährige musste eine Einspielung abbrechen - es blieb ihre
letzte. Nach zwei Jahren sich immer weiter verschlechternder Gesundheit
gab sie 1973, einen Tag vor ihrem 28. Geburtstag, in New York das letzte
Konzert mit ihrem Mann Daniel Barenboim. Sie starb 1987 im Alter von 42
Jahren. Hinter ihr lagen die Gipfel frühen Ruhms und vollen Glücks, aber
auch ungezählte psychische Zusammenbrüche und anderthalb Jahrzehnte
schweren Leidens. Um das Leben, die Musik und die Krankheit von Jacqueline
du Pré geht es auf der nächsten Veranstaltung der Vortragsreihe "Große
Künstler und ihre Erkrankungen" der Patienten-Universität der
Medizinischen Hochschule Hannover (MHH).

Wir laden alle interessierten Bürgerinnen und Bürger, Medienvertreterinnen
und Medienvertreter, Patientinnen und Patienten und ihre Angehörigen,
Studierende aller Fächer sowie alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein
zu der Veranstaltung am


	Donnerstag, den 6. Juni 2019,

	von 18 bis 19.30 Uhr

	im Hörsaal F, Gebäude J1, Ebene H1, Carl-Neuberg-Straße 1, 30625 Hannover.



Professor Dr. Jörg Ritter vermittelt die Biographie dieser großartigen
Musikerin unter Berücksichtigung ihrer Erkrankung und mit Einspielungen
ihrer musikalischen Triumphe.

Professor Dr. Reinhard Dengler beschreibt das Krankheitsbild Multiple
Sklerose (MS) zu Zeiten von Jacqueline du Pré und die großartigen
Fortschritte in der heutigen MS-Therapie.

Eine Anmeldung zu Vorträgen ist nicht erforderlich. Der Eintritt in Höhe
von 8 Euro (ermäßigt u.a. für Beschäftigte der MHH, Abonnenten der HAZ und
NP, Sozialhilfeempfänger und Schüler u. Studierende, Vorlage
entsprechender Dokumente erforderlich) kann an der Abendkasse entrichtet
werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover, 31.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9085: Aus aller Welt - 03.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kanada zieht Diplomaten aus Venezuela ab

Kanada hat seine Botschaft in Venezuela vorübergehend geschlossen und
alle Diplomaten in ihre Heimat zurückbeordert. Außenministerin
Chrystia Freeland warf der Regierung von Präsident Nicolás Maduro
vor, die Botschaften der Länder, die sich für die Wiederherstellung
der Demokratie einsetzten, zu behindern. So würden kanadische
Diplomaten nach Ablauf ihrer Visa keine weitere Akkreditierung mehr
erhalten. Freeland kündigte zudem an, den Status von venezolanischen
Diplomaten der Maduro-Regierung in Kanada zu überprüfen. Kanada hatte
als eines der ersten Länder den selbsternannten Übergangspräsidenten 
Juan Guaidó anerkannt.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9085: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Verkehrskontrolle in Hamburg eskaliert

Im Hamburger Stadtteil Winterhude haben Streifenbeamte am
Sonntagabend auf den Fahrer eines Transporters geschossen. Wie ein
Behördensprecher am Montag mitteilte, wollten die Beamten den Wagen
für eine Verkehrskontrolle anhalten. Der 35jährige ergriff die Flucht
und sei mit dem Transporter auf einen Polizisten zugefahren. Ein
Schuß in die Frontscheibe habe den Fahrer schließlich gestoppt. Laut
NDR-Angaben wurde der Mann dabei leicht am Kopf verletzt. In dem
Wagen wurden kleinere Mengen Crack, Haschisch und synthetische Drogen
sowie 16.000 Euro gefunden.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9082: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Syrische Regierungstruppen starten neue Offensive auf Idlib

Vor neun Monaten vereinbarten die Staatschefs von Rußland und der
Türkei eine Waffenruhe für die Region um die syrische
Rebellenhochburg Idlib. Der Waffenstillstand wurde allerdings nie
komplett umgesetzt. Am Montag begann die syrische Armee eine neue
Offensive auf die Rebellenbastion. US-Präsident Donald Trump forderte
unterdessen einen sofortigen Stopp der Angriffe. Der Großteil von
Idlib und der angrenzenden Gebiete in den Provinzen Hama, Aleppo und
Latakia werden von der Dschihadistenallianz Hajat Tahrir al-Scham
(HTS) kontrolliert.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9084: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kommissarische Dreierspitze leitet SPD

Der Rücktritt von SPD Partei- und Fraktionschefin Andrea Nahles
gefährdet nach Ansicht von Bundeskanzlerin Angela Merkel nicht die
Arbeit der großen Koalition. Sie habe nicht den Eindruck, daß damit
ein Signal der Instabilität einhergeht, sagte die Regierungschefin am
Montag. Die stellvertretenden SPD-Vorsitzenden Malu Dreyer, Manuela
Schwesig und Thorsten Schäfer-Gümbel übernehmen kommissarisch die
Parteiführung. Von ihnen will aber keiner für den regulären
Parteivorsitz kandidieren. Das teilten sie bei einem gemeinsamen
Auftritt im Willy-Brandt-Haus mit. Zu den aufgekommenen Spekulationen
über ein vorzeitiges Ende der großen Koalition sagte Dreyer, die SPD
sei vertragstreu.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9083: Tragisches und Kurioses - 03.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bergsteigergruppe im indischen Teil des Himalaya-Gebirges vermißt

Auf der Suche nach acht vermißten Bergsteigern entdeckte eine
Hubschrauberbesatzung in der Nanda Devi Bergregion im indischen Teil
des Himalaya-Gebirges fünf Leichen. Man gehe davon aus, daß es sich
bei den Toten um die vermißten Kletterer handele. Die Route am Nanda
Devi, auf der die Menschen gesichtet worden seien, stimme mit der der
Bergsteiger überein, teilten die zuständigen Behörden im Distrikt
Pithoragarh (Bundesstaat Uttarakhand) am Montag mit. Die aus vier
Briten, zwei US-Bürgern, einer Australierin und einem indischen
Bergführer bestehende Gruppe war am Freitag vermißt gemeldet worden.
Das Team wollte einen mehr als 7.800 Meter hohen Gipfel in der
nordindischen Region erklimmen.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8168: Aus Forschung und Technik - 03.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



NASA will ins Weltraum-Tourismus-Geschäft einsteigen

Seit Einstellung des Space-Shuttle-Programms im Jahr 2011 können
Astronauten aus den USA und anderen Ländern nur noch mit russischen
Sojus-Raumschiffen zur Internationalen Raumstation ISS gelangen. Das
könnte sich möglicherweise bald ändern. Die von dem privaten
US-Raumfahrtunternehmen SpaceX entwickelte Transportkapsel Crew
Dragon soll in diesem Jahr erstmals zwei NASA-Astronauten zum
Orbitalkomplex bringen. Die Planungen der US-Luft- und
Raumfahrtbehörde gehen indes schon weiter. Wie aus einer Vorlage des
NASA-Konsultativrates hervorgeht, wollen die USA künftig auch
zahlende Kunden zur Raumstation befördern.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8181: Aus aller Welt - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Kanada schließt Botschaft in Venezuela

Kanada stellt bis auf weiteres seinen Botschaftsbetrieb in Venezuela
ein und zieht sämtliche Diplomaten aus dem südamerikanischen Land ab.
Die kanadische Außenministerin Freeland sagte dazu, die Regierung von
Präsident Maduro erteile den kanadischen Diplomaten nach Ablauf ihres
Visums Ende des Monats keine weitere Akkreditierung. Im Gegenzug
wolle man den Status der venezolanischen Diplomaten im eigenen Land
überprüfen. Kanada hat sich mit einer Reihe südamerikanischer Staaten
zur sogenannten Lima-Gruppe zusammengetan. Diese unterstützt den
venezolanischen Oppositionspolitiker Guaidó, der den sozialistischen
Präsidenten vor Ablauf seiner Amtszeit stürzen will.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8140: Medizin und Gesundheitswesen - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Weniger Belegärzte

Belegärzte sind wichtige Bausteine in der stationären Versorgung der
Bevölkerung. Laut Deutschem Ärzteblatt geht ihre Zahl aber bundesweit
zurück. Das geht aus einer aktuell veröffentlichten Studie hervor,
die das Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung (Zi) bei
der Hochschule Niederrhein in Auftrag gegeben hat. Nach dieser ist
der Anteil der belegärztlichen Versorgung im Verhältnis zu den
Behandlungen in den Hauptabteilungen der Krankenhäuser
deutschlandweit von 3,9 Prozent (2012) auf 2,8 Prozent (2016)
zurückgegangen. Auch die Zahl der Belegärzte ist rückläufig. Im Jahr
2012 waren noch 5628 Ärzte belegärztlich tätig, 2016 nur noch 4906.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8169: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Schweden verzichtet auf Auslieferung Assanges

Der Wikileaks-Gründer Julian Assange wird nicht für eine Anhörung zu
den gegen ihn vor Jahren erhobenen Vergewaltigungsvorwürfen nach
Schweden geholt werden, wenn er seine einjährige Haftstrafe wegen
Verstoßes gegen Kautionsauflagen in Großbritannien verbüßt hat. Das
Bezirksgericht in Uppsala hat am Montag den Antrag der
Staatsanwaltschaft zurückgewiesen, erneut einen Haftbefehl gegen
Assange auszustellen. Letzterer soll nun im Rahmen eines sogenannten
Ermittlungsbefehls in Großbritannien befragt werden. Dort liegt ein
Auslieferungsantrag der USA vor, der bislang mit den
Auslieferungsbestrebungen Schwedens kollidierte. In den USA drohen
Assange Strafverfahren wegen der Veröffentlichungen von
Geheimdokumenten durch Wikileaks. Allerdings darf Großbritannien
niemanden an die USA ausliefern, wenn ihm dort die Todesstrafe droht.
Sollte Assange in allen 18 Anklagepunkten des Auslieferungsantrags
der US-Justiz schuldig gesprochen werden, könnte er zu 175 Jahre Haft
verurteilt werden. Assange ist nach sieben Jahren Eingesperrtseins in
der Londoner Botschaft Ecuadors körperlich und seelisch schwer
angeschlagen.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8092: Sprache, Kunst und Medium - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



"Goldener Spatz" geht zum 40. Mal über die Bühne

Am Sonntag fiel in der thüringischen Stadt Gera der Startschuß für die
40. Auflage des Kinder-Medien-Festivals "Goldener Spatz". Bis zum 7.
Juni konkurrieren 31 Film- und Fernsehbeiträge um die Trophäen in fünf
Sparten. Die Gewinner werden am Samstag in Erfurt gekürt.

Ermittelt werden die Sieger von einer 25köpfige Jury mit Kindern im
Alter zwischen 9 und 13 Jahren.

Noch bis 8. Juni werden mehr als 80 Veranstaltungen geboten. Darunter
naturgemäß vor allem Filmvorführungen, aber auch medienpädagogische
Projekte und Fachveranstaltungen, wie der MDR berichtet.

Das wichtigste deutsche Kinder-Medien-Festival wurde 1979 gegründet.
Träger der einwöchigen Veranstaltung ist die Deutsche
Kindermedienstiftung. Neben den Sendern MDR, ZDF und RTL engagieren
sich auch die Thüringer Landesmedienanstalt und die Mitteldeutsche
Medienförderung beim "Goldenen Spatzen".

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8159: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Teilnehmer von Marineübung Baltops sammeln sich in Kiel

Am Freitag startet das zehntägige Marinemanöver Baltops in der
Ostsee, mit dem die beteiligten 16 Staaten Rußland ihre Macht
demonstrieren wollen. Anlaufstelle für das Manöver ist der
Tirpitzhafen von Kiel. Die ersten von insgesamt 55 Kriegsschiffen
sind dort bereits eingelaufen. Unter anderem wird für Mittwoch oder
Donnerstag der spanische Landungsträger Juan Carlos I. erwartet. Bei
dem 236 Meter langen Schiff handelt es sich um ein amphibisches
Angriffsschiff. Die US-Marine, welche das Kommando über das Manöver
hat, richtet eine ihrer beiden Kommandozentralen auf der 189 Meter
langen Mount Whitney ein. Zur Bedrohung Rußlands hat die US Navy
eigens die 2011 außer Dienst gestellte 2. US Flotte aus Norfolk
reaktiviert. Großbritannien entsendet erstmals seine neue amphibische
Kampfgruppe mit 17 Schiffen und Booten. Im Rahmen von Baltops sollen
in diesem Jahr große Landeoperationen in der Kieler- und der
Hohwachter Bucht geübt werden. Dabei geht es darum, in kürzester Zeit
möglichst viele Soldaten mit ihrem Kriegsgerät an Land abzusetzen.
Das Einlaufen der vom Manöver zurückkehrenden Kriegsschiffe am 21.
Juni wird in die Kieler Woche eingebunden.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8173: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



SPD-Spitze stellt sich für Neuanfang auf

Die SPD-Partei- und Fraktionsvorsitzende Andrea Nahles ist am
Montagvormittag offiziell von ihren Posten zurückgetreten. In einer
Übergangsphase bis zum Parteitag voraussichtlich spätestens im
Dezember werden die Ministerpräsidentinnen von Mecklenburg-Vorpommern
und Rheinland-Pfalz, Manuela Schwesig und Malu Dreyer, sowie der
hessische SPD-Vorsitzende Thorsten Schäfer-Gümbel die Partei
kommissarisch führen. Schwesig und Dreyer wollen nicht für den
Parteivorsitz kandidieren und sich weiterhin auf die Arbeit auf
Landesebene konzentrieren. Schäfer-Gümbel bekräftigte, daß er zum 1.
Oktober in den Vorstand der staatlichen Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit wechseln wird. Der Außenpolitikexperte
Rolf Mützenich ist für die kommissarische Leitung der Fraktion
vorgesehen. Er erwartet, daß seine Fraktion alle mit dem
Koalitionsvertrag verabredeten Themen wird weiter bearbeiten können.
Zudem will Mützenich mehr Gewicht auf die Konfliktthemen Grundrente
und Klimaschutzgesetz legen.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8142: Tragisches und Kurioses - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Autonomer japanischer Expreßzug fährt auf Prellbock

In Japan sind bei einem Unfall mit einem ohne Lokführer fahrenden
Fernzug 14 Menschen verletzt worden. Der fünf Waggons umfassende
autonom fahrende Schnellzug war in Yokohama in die verkehrte Richtung
gestartet und nach etwa 20 Metern von einem Prellbock aufgehalten
worden, wie ZDF heute berichtete. Da die Geschwindigkeit noch gering
war, seien die Verletzungen leicht ausgefallen, wie die Betreiberfirma
Kanazawa Seaside Line mitteilte.

Es soll sich um den ersten Unfall eines autonomen Zugs seit der
Einführung des Systems vor 30 Jahren in dem Inselreich handeln. Wie es
zu dem Start in die falsche Richtung kommen konnte, wird jetzt
ermittelt.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8170: Arbeit, Soziales und Familie - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Briten protestieren gegen Trump-Besuch

US-Präsident Trump ist mit Familienangehörigen am Montag für einen
dreitägigen Besuch in London eingetroffen. Unter anderem sind
Begegnungen mit Königin Elisabeth II., Golfspielen auf eigenem Platz
in Schottland und Gedenken an die Landung der Alliierten in der
Normandie geplant. Beim britischen Guardian hält man die Einladung
Trumps für einen großen Fehler sowie für einen Akt krasser
Verantwortungslosigkeit angesichts der gegenwärtigen Krise
Großbritanniens. Die Zeitung bezeichnete Trump als Gefahr für
Frieden, Demokratie und Erdklima. Die Verantwortlichen für die
Einladung des Demagogen müssen sich vorwerfen lassen, seine
zerstörerische Politik, seine Vetternwirtschaft und seine Neigung zur
Selbstherrschaft zu legitimieren, so der Guardian. Viele Briten sehen
das genauso. Millionen Briten hatten eine Petition unterschrieben, um
den Staatsbesuch zu verhindern. Zu Protestkundgebungen gegen den
Trump-Besuch werden für Dienstag bis zu 250.000 Menschen erwartet.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8151: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel läßt Rentiere Seetang fressen

Forscher der Technisch-Naturwissenschaftlichen Universität Norwegens
(NTNU) staunten nicht schlecht, als sie wilde Rentiere im arktischen
Norden Norwegens beim Fressen von Seetang beobachten konnten.
Schließlich stehen eigentlich kleine Pflanzen und Gräser unterhalb des
Schnees auf ihrem Speiseplan. Aber die Erderwärmung sorgt mit den
warmen Wintern regelmäßig für Regen, durch den auf vielen
Schneedecken eine Eisschicht entsteht. Diese konnten die Rentiere
nicht durchdringen. Die Forscher sind überzeugt, daß die Tiere daher
nach anderen Nahrungsquellen Ausschau hielten und schließlich auf
Seetang zurückgriffen.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8158: Märkte und Finanzen - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Infineon geht Übernahme von Cypress Semiconductor an

Der deutsche Halbleiterhersteller Infineon will das
Konkurrenzunternehmen Cypress Semiconductor aus den USA übernehmen
und hat einen entsprechenden Vertrag mit dessen Führung
unterzeichnet. Das Angebot an die Aktionäre von Cypress liegt nach
Angaben von Infineon 46 Prozent über dem Durchschnittskurs der
vergangenen 30 Handelstage. Damit kommt der Zukauf für Infineon auf
einen Betrag von rund neun Milliarden Euro. Das entspricht etwa der
Hälfte des eigenen Börsenwerts. Bis zu 30 Prozent der Kaufsumme
sollen durch neues Eigenkapital finanziert werden. Infineon
verspricht sich von der Übernahme des kalifornischen Unternehmens den
Aufstieg in die Top 10 der Branche. Bei Chips für die Autoindustrie
könnten die Neubiberger sogar Weltspitze werden.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8174: Aus Forschung und Technik - 03.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Huawei fährt Smartphone-Produktion zurück

Noch sind die Folge nicht wirklich absehbar, daß US-Präsident Donald
Trump den chinesischen Hightech-Konzern Huawei auf die Embargo-Liste
setzen ließ, so daß mit dem Unternehmen nur noch Geschäfte gemacht
werden dürfen, wenn die US-Behörden dazu ihr Okay geben. Zur Zeit
scheinen die Probleme erst einmal allein bei Huawei zu liegen. So
meldete heise.de, daß das Unternehmen die Produktion von
Smartphones zurückfährt. Der taiwanische Hersteller Foxconn soll
bereits mehrere Produktionslinien für Huawei-Handys abgeschaltet
haben, weil Huawei weniger Geräte bestellt hat. Zwar hat die
US-Regierung Teile der Sanktionen bis Mitte August wieder
zurückgenommen, so daß Huawei wieder in mehrere Industrieverbände
aufgenommen wurde. Doch es bleibt unklar, ob Huawei langfristig
Mitglied der Verbände bleibt, oder nach Fristablauf wieder
ausgeschlossen wird.

3. Juni 2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/680: Blitze auf dem Mond (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 31.05.2019

Blitze auf dem Mond



Auf dem Mond sind immer wieder Blitze und andere rätselhafte
Lichterscheinungen zu beobachten. Mit einem neuen Teleskop will ein
Professor der Uni Würzburg diesen Phänomenen auf den Grund gehen.

Es passiert mehrere Male in der Woche. Manchmal sind es nur kurze
Lichtblitze, die an der Oberfläche des Mondes aufscheinen. Andere
Leuchtphänomene auf dem Erdtrabanten können länger dauern. Und bisweilen
sind auch Stellen zu beobachten, die sich vorübergehend verdunkeln.

Die Wissenschaft weiß nicht genau, wie diese Phänomene auf dem Mond zu
Stande kommen. Sie hat aber Erklärungsversuche: Der Aufprall eines Meteors
etwa dürfte für ein kurzzeitiges Aufleuchten sorgen. Solche Blitze könnten
auch entstehen, wenn elektrisch geladene Teilchen des Sonnenwindes mit
Partikeln aus Mondstaub reagieren.

"Auf dem Mond wurden auch seismische Aktivitäten beobachtet. Bei
Bewegungen der Oberfläche könnten aus dem Mondinneren Gase austreten, die
das Sonnenlicht reflektieren. Das würde die Leuchterscheinungen erklären,
die teils über Stunden anhalten", sagt Hakan Kayal, Professor für
Raumfahrttechnik an der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU).

Mondteleskop in Spanien aufgestellt

Kayal ist an diesen Erscheinungen höchst interessiert. "Man kennt die
sogenannten transienten lunaren Phänomene schon seit den 1950er-Jahren,
aber sie wurden nicht ausreichend systematisch und langfristig
beobachtet." Das ändert sich zurzeit, und der JMU-Professor will seinen
Beitrag dazu leisten.

Als ersten Schritt hat Kayals Team ein Mondteleskop gebaut und im April
2019 in Betrieb genommen. Es steht in einem privaten Observatorium in
Spanien, etwa 100 Kilometer nördlich von Sevilla in einer ländlichen
Gegend. Warum Spanien? "Dort herrschen einfach bessere Wetterbedingungen
für die Mondbeobachtung als in Deutschland", so Kayal.

Das Teleskop wird vom JMU-Campus aus ferngesteuert. Es besteht aus zwei
Kameras, die Nacht für Nacht den Mond im Blick behalten. Nur wenn beide
Kameras gleichzeitig eine Leuchterscheinung registrieren, löst das
Teleskop weitere Aktionen aus. Es speichert dann Fotos und Videosequenzen
von dem Ereignis und schickt via E-Mail eine Nachricht an Kayals Team.

Feilen an der intelligenten Software

Noch ist das System nicht komplett fertig - an der Software, die Blitze
und andere Leuchtphänomene automatisch und zuverlässig erkennen soll, wird
weiter gefeilt. Kayal will dafür unter anderem Methoden der Künstlichen
Intelligenz einsetzen: Neuronale Netzwerke sorgen dafür, dass das System
nach und nach lernt, einen Mondblitz von technischen Störungen oder von
Objekten wie Vögeln und Flugzeugen zu unterscheiden, die vor der Kamera
vorbeifliegen. Bis dahin ist schätzungsweise noch ein Jahr Arbeit nötig.

Die Rate der Fehlalarme möglichst stark zu reduzieren, ist für Kayal nur
das erste Etappenziel in diesem Projekt. Das System, das er auf spanischem
Boden entwickelt, soll später einmal auf einer Satellitenmission zum
Einsatz kommen. Die Kameras könnten dann im Orbit der Erde oder des Mondes
arbeiten. Davon verspricht sich der Professor wesentlich bessere
Ergebnisse: "Wir sind dann die Störungen los, die sich durch die
Atmosphäre ergeben."

Wie geht es weiter, sobald das Teleskop eine Leuchterscheinung
dokumentiert hat? Kayals Team würde das Ergebnis dann mit der Europäischen
Raumfahrtagentur ESA abgleichen, die ebenfalls den Mond beobachtet. "Wenn
dort das Gleiche gesehen wurde, kann das Ereignis als bestätigt gelten."
Bei Bedarf könne man dann gemeinsam weitere Forschungen in die Wege
leiten.

Neuer Wettlauf zum Mond

Das Interesse an den lunaren Leuchterscheinungen ist derzeit groß. Das
liegt auch an einem neuen "Wettlauf zum Mond", der im Gange ist: China hat
ein umfassendes Mondprogramm aufgelegt und Anfang Januar 2019 eine Sonde
auf der erdabgewandten Seite des Mondes abgesetzt. Indien plant eine
ähnliche Mission. Als Reaktion auf diese Initiativen hat US-Präsident
Donald Trump im Mai von einer Rückkehr der USA zum Mond gesprochen und
angekündigt, die NASA "zu alter Größe" zurückführen zu wollen.

Hinter all diesen Aktivitäten stehen Prestigegründe und ein Streben nach
der technologischen "Vorherrschaft" im All. China und andere Akteure wie
die Firma Space X aber ziehen auf lange Sicht den Mond auch als Lebensraum
für Menschen in Betracht. Dazu kommt, dass es auf dem Mond Rohstoffe gibt
- zum Beispiel seltene Metalle, die für Smartphones und andere Geräte
nötig sind.

"Wer irgendwann eine Mondbasis bauen will, muss die Gegebenheiten vor Ort
natürlich bestens kennen", sagt Professor Kayal. Was, falls derartige
Pläne einmal konkret werden sollten? Spätestens dann sollte klar sein, was
es mit den geheimnisvollen Blitzen und Leuchterscheinungen auf sich hat.

Luft- und Raumfahrtinformatik studieren

In die Erforschung der Mondphänomene sind auch Studierende der JMU
eingebunden. Sie können zum Beispiel Bachelor- oder Masterarbeiten über
das Thema schreiben. An der Universität Würzburg gibt es einen
zulassungsfreien Bachelor-Studiengang für Luft- und Raumfahrtinformatik.
Dazu passt der Master-Studiengang "Satellite Technology", der in
englischer Sprache unterrichtet wird. Außerdem kann man im Masterstudium
Informatik den Schwerpunkt Luft- und Raumfahrttechnik wählen.


Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=7KjVPSnTNLg 

- Video über das Mondteleskop auf dem Youtube-Kanal der Uni Würzburg

http://www8.informatik.uni-wuerzburg.de/mitarbeiter/kayal0/

- Website Prof. Hakan Kayal

https://www.uni-wuerzburg.de/studium/angebot/faecher/luri 

- Luft- und Raumfahrtinformatik an der Uni Würzburg studieren

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 31.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2019 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / CHEMIE





KOMMENTAR/118: Treibhausgas - Verrechnungsgrundlage ... (SB)




Im Rahmen des 1,5 Grad Sonderberichts des Weltklimarats (IPCC)
wurde eine noch umstrittene Reform der konventionellen
Treibhausgaspotentiale (GWPs bzw. CO2-Äquivalente) vorgeschlagen,
weil damit bisher die globale Temperaturentwicklung durch kurzlebige
Treibhausgase falsch eingeschätzt würde. Die mit den Korrekturen
gewonnene größere Genauigkeit bei der Einschätzung des Heizpotentials
von Treibhausgasen sollte auch für mehr Gerechtigkeit bei
Minderungsmaßnahmen sorgen. Am Beispiel Neuseeland, dessen Regierung
unlängst ihr "Nullemissionsgesetz" (Zero Carbon Act) vorgestellt hat
und der darin enthaltenen Sonderstellung für das Treibhausgas Methan
(das eigentlich 28mal stärker klimawirksam als CO₂ ist), wird
deutlich, daß der neue Faktor dazu mißbraucht werden kann,
Klimaschutzmaßnahmen zu reduzieren oder ganz zu unterlassen. Entgegen
den letzten Feststellungen des IPCC, daß die Menschheit bis zum Jahr
2030 ihre Treibhausgasemissionen um 45 Prozent verringern und auf
allen Sektoren bis 2050 auf Null zurückfahren muß, um das
1,5-Grad-Ziel nicht zu verfehlen, wird hier ein Kunstgriff angewendet, mit dem
der größte neuseeländische Emittent von klimarelevantem Kohlenstoff,
wie eh und je von Minderungsmaßnahmen praktisch ausgenommen bleiben
kann. [1] Doch auch andere gravierendere Gefahren durch
Methanfreisetzung, die durch das Abtauen von Permafrostböden oder
durch andere, vielleicht noch unbekannte natürliche Quellen
entstehen, könnten kurzerhand kleingerechnet oder nicht mehr
wahrgenommen werden. 




[image: Schafherden in Whitecliffs, Canterbury, Neuseeland. - Foto: 2006 by Phillip Capper [CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)]]

Neuseelands Rinder- und Schafherden sind relevante Treibhausgasemittenten. 

Ein neuer Berechnungsfaktor könnte ihren Beitrag zum Klimageschehen relativieren. 

Foto: 2006 by Phillip Capper [CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)]




Warum das Nullemissionsgesetz seinem Namen keine Ehre macht.

Seid dem Regierungswechsel 2017 gilt Neuseeland in der internationalen
Klimapolitik als vorbildlich. Die derzeitige Labour geführte Regierung
hat die Klimapolitik - nicht zuletzt als Zugeständnis an die Koalition
mit den Grünen - zur Priorität erklärt. Bis 2050 soll der
neuseeländische CO₂-Ausstoß bei "netto null" liegen. Der neue
Haushalt sieht für die Etablierung eines "Green Investment Fund" 100
Mio. NZ$ vor. 80 Prozent der Elektrizität erzeugt das Land aus
regenerativen Anlagen, vorwiegend Wasserkraft. Mit der Verpflichtung
zur vollständigen CO₂-Neutralität müßte das Land mit 4,7
Millionen Einwohnern nun auch weitere Sektoren wie Verkehr und
Landwirtschaft mit einbeziehen.

Nun ist Neuseeland mit einem 0,22-prozentigen Anteil (ein Zehntel des
Anteils Deutschlands) am globalen Treibhausgaseintrag keiner der ganz
großen Klimakiller-Nationen. Die Rolle des klimasauberen Vorbilds
fällt umso leichter, je weniger dicht ein Land besiedelt ist, d.h. je
weniger Menschen da sind, die die Luft verschmutzen. Auf einer Fläche,
die nur 90.000 Quadratkilometer kleiner ist als Deutschland, lebt nur
ein Siebzehntel der deutschen Bevölkerung. Der CO₂-Fußabdruck
pro Kopf kann mit der zivilisierten Bevölkerung anderer Länder aber
durchaus konkurrieren. Tatsächlich hat das Land unter den OECD-Staaten
gemessen am Bruttoinlandsprodukt den zweithöchsten Grad an
Klimagasemissionen. Dieser ist seit 1990 um 23 Prozent gestiegen.
Kritiker machen vor allem die von Emissionsreduktionen komplett
ausgenommene, extrem intensive Landwirtschaft, aber auch ineffiziente
Verkehrssysteme und emissionsstarke Industrien für die Situation
verantwortlich. Allein der Landwirtschaftssektor macht mit seiner
intensiven Vieh- und Milchwirtschaft 80 Prozent der klimarelevanten
Emissionen des Landes aus. Und das soll auch nach der jüngsten
Gesetzesvorlage zum Klimaschutz so bleiben.

Offenbar lassen sich wissenschaftliche Erkenntnisse einer unlängst
veröffentlichten Studie dazu mißbrauchen, klimarelevante Emissionen
biogener Natur, d.h. klimaschädigende Gase, die auf natürliche Weise
von Rindern und Schafen bei der Verdauung oder auf Mülldeponien bei
Zersetzungsprozessen durch Mikroorganismen entstehen, entsprechend
kleinzurechnen, so daß unter dem Strich einfach Null herauskommt. Das
könnte das Reduzieren oder sogar Unterlassen von Klimaschutzmaßnahmen
rechtfertigen und auch in anderen Ländern mit großer Viehwirtschaft
wie Australien, Argentinien oder Brasilien Schule machen.

Zur Diskussion steht der sogenannte "Zwei-Körbe-Ansatz" (Two-basket-approach), bei dem es um unterschiedliche Zielvorgaben für die
Minderung von Treibhausgasemissionen geht. Hiernach müssen manche
Treibhausgase, die sich in der Atmosphäre anreichern bzw.
"akkumulieren" wie die von CO₂ oder Lachgas (N₂O), stark
reduziert werden (Korb 1), während andere ignoriert werden dürfen
(Korb 2), weil sie praktisch von allein wieder verschwinden.
Damit sich das Klima von Stund an nicht weiter aufheizt, müßten die
Emissionen aller in Korb 1 genannten Stoffe sofort auf Null gedrosselt
werden. Dafür will man sich laut Zero Carbon Act aber noch Zeit bis
2050 lassen.

Da Methan (CH₄) zu den kurzlebigen, nicht akkumulierenden
Atmosphärengasen gezählt werden könne, reiche es, nur den aktuellen
Eintrag als temperaturwirksam zu berechnen. Sein Eintrag in die
Atmosphäre müsse dann nur noch um 0,3 Prozent im Vergleich zum Vorjahr
reduziert werden, wenn man seine Wärmewirkung in der Atmosphäre auf
einem konstanten Niveau halten will. Unter dieser Vorgabe könnte der
neuseeländische Landwirtschaftssektor quasi unverändert so
weiterwirtschaften wie in den letzten Jahren. Die in der neuen
Gesetzesvorlage vorgeschlagenen 10 Prozent Minderungsziel von biogenen
Methanemissionen bis 2030 und 24-46 Prozent bis 2050 können hiernach
sogar als ambitioniert gelten. [3]

Durch zusätzliche Anpflanzungen von Nadelbäumen in der
landwirtschaftlich genutzten Region sollen weitere Kohlenstoffeinträge
in die Atmosphäre nach dem "Emissionshandelsprinzip" ausgeglichen
werden. Anders gesagt, wird für begangene Klimasünden eine
entsprechende Menge an Bäumen gepflanzt, die pro Jahr wieder einen
Teil des CO₂-Gehalts der Luft für ihr Wachstum benötigen und
demzufolge speichern sollen. [4] Beide Teile des Vorschlags enthalten
aber möglicherweise Denkfehler.

Die wissenschaftliche Grundlage des ersten Teils dieses Ansatzes ist
eine noch nicht validierte wissenschaftliche Studie. Diese hatte im
Rahmen des IPCC Sonderberichts 1,5 Grad globale Erwärmung eine Reform
der bisherigen CO₂-Äquivalente (CO₂-eq), bzw. der
stoffspezifischen GWPs (Global warming potentials) vorgeschlagen,
welche die Kurzlebigkeit von Treibhausgasen stärker gewichtet als
bisher und für genauere Vorhersagen sorgen soll.

Tatsächlich hatten die konventionellen Umrechnungsfaktoren nach
Ansicht einiger Klimawissenschaftler bei der Modellierung des
Einflusses von kurzlebigen Treibhausgasen auf die Erwärmung häufiger
ungenaue oder wenig zufriedenstellende Ergebnisse produziert. Immer
wieder mußten in den letzten Jahren Vorstellungen und Voraussagen
dahingehend korrigiert werden, daß die Klimaerwärmung viel schneller
voranschreitet als erwartet.

Die Studie schlägt daher eine neue, verbesserte Metrik (GWP*) vor [2],
mit der sich präzisere Berechnungen aufstellen ließen. So schreiben
die Autoren in der Einleitung: "Das GWP* gibt genau an, wie sich
die Emissionen sowohl langlebiger als auch kurzlebiger Schadstoffe auf
den Strahlungsantrieb und die Temperaturen über einen weiten
Zeitbereich auswirken und funktioniert auch bei ambitionierten
Klimaschutz- bzw. Minderungsmaßnahmen, wenn herkömmliche GWPs
versagen." [2, Übersetzung SB-Red.]

Ferner heißt es in der Einleitung: Unter Verwendung des GWP* würde die
Umsetzung des Pariser Abkommens gegenüber einem unveränderten
Wirtschaften wie bisher, im Jahr 2030 eine nur um 28% reduzierte
globale Erwärmungsrate ergeben. Auch ließen sich Klimaversprechen, die
einzelne Staaten zur Reduktion von Treibhausgasen machen, in ihrer
Wirkung auf die Klimaentwicklung besser einschätzen und realistischere
Grundlagen für die Diskussion zur Lastenverteilung erstellen, wenn es
um das Erarbeiten von langfristigen Strategien und Maßnahmen zur
Verfolgung ehrgeiziger globaler Temperaturziele ginge.
Auf die bekannten Klima-Szenarien umgerechnet, würde der reformierte
Äquivalenzfaktor das Erreichen des 1,5-Grad-Ziels durchaus in Frage
stellen, woraus sich konsequenterweise die Forderung nach wesentlich
ambitionierteren Klimaschutzmaßnahmen ergäben als diejenigen, die
seinerzeit in Paris beschlossen wurden.

Daran, daß Kurzlebigkeit mit verminderter Klimarelevanz gleichgesetzt
werden könnte, daß dadurch ambitionierte Klimaschutzmaßnahmen
hinterfragt und vernachlässigt werden, daß klimarelevante Einträge mit
mehrerlei Maß gemessen und große Mengen an Treibhausgasen schlicht
ignoriert werden könnten, scheint offenbar keiner der Autoren gedacht
zu haben.

Die neue Metrik wird auf eine bunte Mischung diverser Stoffe
angewendet, die als kurzlebige Treibhausgase oder SLCPs (short lived
climate forcing pollutants) gelten. Und hierunter fallen
möglicherweise auch tatsächlich einige flüchtige, schnell zerfallende
Stoffe, deren treibhausverstärkende Wirkung tatsächlich nur sehr kurz
spürbar wird. Sie werden nach ihrer Lebensdauer in nur drei
Untergruppen kategorisiert. Man unterscheidet Stoffe, die nur wenige
Tage (z.B. Feinstaub, Ruß), einige Monate (Ozon, O₃), oder
Jahre bis Jahrzehnte (Methan CH₄, Fluorchlorkohlenwasserstoffe
FZKWs u.a.) in der Atmosphäre verbleiben. Letztere können praktisch
nur im Vergleich mit CO₂, das sich mindestens 120 Jahre in der
Atmosphäre aufhält, noch als "kurzlebig" angesehen werden. Die
tatsächlich kurzlebigen, nur für wenige Stunden klimarelevanten
Isoprene und Terpene, die von Pflanzen emittiert werden, werden
hingegen nicht einmal erwähnt.

Daß allerdings eine wissenschaftliche Arbeit, die sich vorgeblich um
größere Präzision bei künftigen Entscheidungen bemüht, für einen als
kurzlebig definierten Stoff Akkumulations- oder
Regenerationsmöglichkeiten komplett ausschließt, wenn er real
mindestens 10 bis 12 Jahre braucht, um aus der Atmosphäre zu
verschwinden, klingt wenig durchdacht. Zumal die Atmosphärenchemie in
ihren möglichen Wechselwirkungen und zyklischen Prozeßverläufen weder
allgemein noch in dieser speziellen Fragestellung als abgeschlossen
und verstanden gelten kann.

In einem Artikel des Jahrbuchs (2012/13) des Max-Planck-Instituts für
Chemie, der das Atmosphärenchemie-Erkundungs-Projekt "CARIBIC" (Civil
Aircraft forthe Regular Investigation of the atmosphere Based on an
Instrument Container) in Zusammenarbeit mit der Lufthansa vorstellt,
kommen die Autoren dann allerdings auch zu einem ganz anderen Schluß,
was die Abbauprozesse der biogenen Einträge von Methan (und dazu das
von Pflanzen gebildete Isopren) angeht. Diese werden als besonders
komplexe Oxidationsprozesse bezeichnet, die eine starke Belastung für
die gesamte Atmosphärenchemie darstellten und u.a. die sogenannten
Selbstreinigungszyklen in den hohen Atmosphärenschichten behinderten
[5]. Die Frage der Akkumulation von Methan beantworten die
Max-Planckschen-Atmosphärenchemiker folgendermaßen:

 "So gelangen etwa 500 Millionen Tonnen Methangas pro Jahr in die
Atmosphäre. Da nicht die gleiche Menge chemisch abgebaut wird, erhöht
sich die Methankonzentration nahezu stetig und verstärkt den
Treibhauseffekt." [5]

Diese Sicht bestätigt auch den herkömmlichen Äquivalenzfaktor für
Methan, das als 28mal stärker klimawirksam gilt als CO₂.

Ohne an dieser Stelle auf sämtliche Nebenprodukte beim
photochemischen, oxidativen Abbau von flüchtigen Kohlenwasserstoffen
wie Methan mit Hilfe von Hydroxylradikalen einzugehen, unter denen
sich ebenfalls mehr oder weniger stark treibhausaktive Substanzen
befinden, [6] scheint der Abbau von kurz- bzw. superkurzlebigen
Treibhausgasen doch weitaus komplexer zu sein, als daß man ihn mit
einem einzigen Korrekturfaktor wie dem GWP* erfassen könnte.
Darüber hinaus muß sich das wissenschaftliche Streben nach immer
präziseren Berechnungen die Kritik gefallen lassen, ins Bodenlose zu
entufern, was eher der Verschleierung der realen Situation als der
Unterstützung von notwendigen Klimaschutzmaßnahmen dient.

Daß die günstige Mißinterpretation der Studie und das Verharmlosen
aller biogener Treibhausgasemissionen auch die menschliche Beteiligung
schönt, scheint unkommentiert hingenommen zu werden. Immerhin trägt
der Mensch mit einem Anteil von 70% zur weltweiten Produktion und
Freisetzung von biogenem Methan bei. [7] Und schließlich könnte auch
die Gefahr der Kippelemente im Klimasystem unterschätzt werden, von
denen eine forcierte, sich selbst beschleunigende Klimaerwärmung
ausgehen kann, sofern es sich um biogene Methanquellen wie abtauende
Permafrostböden, Sümpfe, Moore oder Reisfelder handelt, deren Einfluß
auf die globale Erwärmung auf diese Weise kleingerechnet werden kann.

Der neuseeländische Klimawandelforscher Professor Jim Salinger und der
kanadische Atmosphärenchemiker Dr. Raymond Desjardins halten daher in
ihrem gemeinsamen Beitrag im NZ Heralds den in Neuseeland
vorgestellten Ansatz des Nullemissionsgesetzes, Methanemissionen
getrennt von anderen Treibhausgasen des Landes zu bewerten, für eine
falsch verstandene und wissenschaftlich nicht fundierte Auslegung
dieser Studie. [1]

Der zweite Denkfehler betrifft die Kieferschonungen, die in der Nähe
von landwirtschaftlichen Gebieten angelegt werden, um durch die
Produktion von Biomasse aus atmosphärischem CO₂
Treibhausgaseinträge zu kompensieren. Diese sondern flüchtige
organische Stoffe ab, die für den charakteristischen Duft von
Nadelbäumen verantwortlich sind. Nun mehren sich Hinweise, daß der
oxidative Abbau von Methanmolekülen mit Hilfe von Hydroxylradikalen
durch eben diese sogenannten Isoprene und Terpene, die aus Nadelbäumen
entweichen und die ebenfalls kurzfristig klimaerwärmend wirken,
gestört wird. Isopren soll schneller als Methan Verbindungen mit
Hydroxylradikalen eingehen, womit die Lebensdauer des kräftigeren
Treibhausgases in der Atmosphäre verlängert würde. Dies wird bei
Messungen in den fraglichen Regionen durch leicht ansteigende
Methankonzentrationen bestätigt, die eigentlich konstant sein sollten.

Laut Professor José Fuentes von der Penn State University könnten die
derzeitigen Nadelbaumschonungen mit einer Größe von 1,2 Millionen
Hektar Nadelbäumen und weiteren 800 Millionen Radiata-Kiefern 2,4
Millionen Tonnen Monoterpene in die neuseeländische Atmosphäre
emittieren, was den natürlichen Abbau von Methan behindern oder sogar
ausschließen würde.

Was die geplante Aufforstung mit Hunderten von Millionen Koniferen im
fraglichen Gebiet angeht, bei der jeweils 80 Bäume eine Tonne
CO₂ wettmachen sollen, so würde die erhoffte Wirkung in einem
Staat, dessen größter Emittent die Landwirtschaft und Methan den
Hauptanteil der Treibhausgase darstellt, vermutlich ganz ausbleiben.
Von der im "Zero Carbon Act" versprochenen, mit Null betitelten
Emissionsreduktion, die für das Erreichen des 1,5-Grad-Ziels
unabdingbar wäre, bliebe dann nur die "Null" als Wirkung.




[image: Tortendiagramm aller neuseeländischen Treibhausgasemissionen, in unterschiedliche Sektoren (Verkehr, Industrie, Landwirtschaft usw.) aufgeteilt. - Grafik: 2019 by NZ Ministry for the Environment. CC BY-ND]

Der größte Anteil der Treibhausgase, die in Neuseeland durch die
Landwirtschaft erzeugt werden, ist Methan (35%). 

Grafik: 2019 by NZ Ministry for the Environment. CC BY-ND
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[4] https://www.handelsblatt.com/technik/energie-umwelt/klima-orakel-wie-viele-baeume-sind-noetig-um-eine-tonne-co2-zu-binden/3201340.html?ticket=ST-1721135-KWfqvbphDdDS6tHwNmRA-ap2

[5] https://www.mpic.de/fileadmin/user_upload/pdf/CARIBIC.pdf

[6] http://www.pci.tu-bs.de/aggericke/PC5-Atmos/Troposphaere.pdf
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Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 29.05.2019

Deutschlandwetter im Frühjahr 2019

Anfangs warm, später kühl - viel Sonnenschein und genügend
Niederschlag



Offenbach, 29. Mai 2019 - Der Frühling 2019 zeigte erhebliche
Unterschiede gegenüber dem Vorjahr: 2018 hatte er winterlich kalt
angefangen und sommerlich heiß geendet; dieses Mal blieben die
Temperaturkontraste weitaus geringer. Stattdessen fegte im März eine
ganze Serie von schweren Stürmen über das Land. Im April begann eine
Trockenheit, die sich in den meisten Gebieten bei genügend
Niederschlag im kühlen Mai aber nicht weiter fortsetzte. Insgesamt
verlief der Frühling etwas zu warm und sonnenscheinreich bei
ausgeglichener Niederschlagsmenge. Das meldet der Deutsche
Wetterdienst (DWD) nach ersten Auswertungen der Ergebnisse seiner rund
2000 Messstationen.

Mildem März und warmem April folgte ein kühler Mai

Mit 9,0 Grad Celsius (°C) lag im Frühling der Temperaturdurchschnitt
um 1,3 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode
1961 bis 1990. Gegenüber der Vergleichsperiode 1981 bis 2010 betrug
die Abweichung nach oben 0,5 Grad. Der Frühling 2019 begann mit einem
deutlich zu milden März, der in seiner ersten Hälfte oft völlig
frostfrei blieb. Auch der April verlief zu warm, vor allem über die
Osterfeiertage gab es bereits einige Sommertage mit Temperaturen über
25 °C. Der Mai zeigte sich dagegen ungewohnt kühl. Im ersten Drittel
sank das Quecksilber nachts verbreitet unter den Gefrierpunkt. Die
bundesweit tiefste Temperatur im Frühling 2019 meldete Oberstdorf am
20. März mit -9,2°C. Die wärmsten Tage fielen diesmal nicht in den
Mai, wie sonst üblich, sondern bereits in den April. Am höchsten
kletterte das Quecksilber dabei am 24. in Kitzingen am Main und in
München-Stadt mit jeweils 28,1 °C.

Im Nordosten wenig, im Süden viel Niederschlag

Der Frühling 2019 traf mit rund 185 Litern pro Quadratmeter (l/m²)
ziemlich genau sein Soll. Insgesamt blieb der April zu trocken,
während der März und der Mai zu nass ausfielen. Der Süden lag häufig
im Einflussbereich von Tiefdruckgebieten, die dort mehrfach größere
Mengen Niederschlag brachten. So meldete Jachenau-Tannern vom 19. bis
zum 21. Mai 231,4 l/m² und allein am 20. mit 135,4 l/m² die bundesweit
höchste Tagessumme. Den meisten Niederschlag erhielten im Frühling der
Schwarzwald und das Allgäu mit teils über 700 l/m². Die trockensten
Gebiete lagen im Nordosten: In der Uckermark und in Vorpommern kamen
örtlich weniger als 70 l/m² zustande. Vereinzelt entluden sich heftige
Gewitter mit Starkregen und Hagel, sie blieben aber seltener als in
den Vorjahren.

Mehr Sonnenschein als im Durchschnitt

Der Sonnenschein im Frühling 2019 lag mit etwa 515 Stunden um 12
Prozent über seinem Soll von 459 Stunden. Am längsten zeigte sich die
Sonne an den Küsten von Ost- und Nordsee sowie auf den vorgelagerten
Inseln mit örtlich über 600 Stunden. Im Allgäu und im Sauerland schien
sie dagegen gebietsweise nur rund 400 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Frühling 2019

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Schleswig-Holstein gehörte mit
8,8 °C (7,1 °C) zu den kühleren Bundesländern. Der Niederschlag
erreichte mit gut 175 l/m² 111 Prozent des Solls (155 l/m²), der
Sonnenschein mit etwa 540 Stunden (492 Stunden) 109 Prozent. Hamburg
kam bei 9,6 °C (8,0 °C) auf rund 175 l/m² (163 l/m²) und gut 515
Sonnenstunden (470 Stunden). List auf Sylt meldete im März 12
Sturmtage.

Niedersachsen und Bremen: Hier betrug die Temperatur 9,3 °C
(7,9 °C) und die Niederschlagsmenge rund 160 l/m² (168 l/m²).
Niedersachsen war mit etwa 505 Stunden (455 Stunden) ein
sonnenscheinarmes Bundesland. Bremen war mit 9,7 °C (8,0 °C) ein
warmes Bundesland. Der Niederschlag summierte sich auf gut 140 l/m²
(159 l/m²) und der Sonnenschein auf fast 530 Stunden (462 Stunden).
Durch die Trockenheit gab es am 22. und 23. April im Kreis Vechta zwei
Moorbrände.

Mecklenburg-Vorpommern: Hier lag die Temperatur bei 9,1 °C (7,2
°C). Mecklenburg-Vorpommern war im Frühling 2019 mit annähernd 555
Stunden (516 Stunden) ein sonnenscheinreiches und mit knapp 110 l/m²
(134 l/m²) ein niederschlagsarmes Bundesland. Örtlich kamen weniger
als 70 l/m² zustande.

Brandenburg und Berlin: Im Frühling 2019 präsentierte sich
Brandenburg mit 10,0 °C (8,2 °C) als das zweitwärmste, mit etwa 565
Stunden (507 Stunden) als das sonnenscheinreichste und mit kaum 105
l/m² (131 l/m²) als das trockenste Bundesland. Manche Orte in der
Uckermark blieben unter 70 l/m². Berlin war mit 10,6 °C (8,7 °C) das
wärmste, mit gut 105 l/m² (132 l/m²) das zweittrockenste und mit etwa
550 Stunden (507 Stunden) ein sonnenscheinreiches Bundesland.

Sachsen-Anhalt: Sachsen-Anhalt zählte mit 9,6 °C (8,1 °C) zu
den warmen, mit rund 125 l/m² (135 l/m²) zu den trockenen und mit
knapp 555 Stunden (468 Stunden) zu den sonnenscheinreichen
Bundesländern.

Sachsen: Hier ermittelten die Meteorologen im Frühling eine
Durchschnittstemperatur von 9,1 °C (7,6 °C) und eine
Niederschlagsmenge von gut 140 l/m² (171 l/m²). Mit etwa 550 Stunden
(460 Stunden) war Sachsen ein sonnenscheinreiches Bundesland.

Thüringen: Thüringen gehörte im Frühling mit durchschnittlich
8,6 °C (7,1 °C) zu den kühleren und mit etwa 505 Stunden (448 Stunden)
zu den sonnenarmen Bundesländern. Die Niederschlagsmenge betrug gut
175 l/m² (176 l/m²). Die Trockenheit im April begünstigte zwei große
Waldbrände, die vom 23. bis zum 27. April an der Bleilochtalsperre und
bei Plaue wüteten. Im Mai tobten dagegen heftige Gewitter. So lag der
Hagel zwischen Plaue und Neusiß im Ilmkreis am 19. Mai bis zu einem
halben Meter hoch. Am 20. Mai fielen in Birx in der Rhön 93,2 l/m².

Nordrhein-Westfalen: Hier lag die mittlere Temperatur bei 9,4
°C (8,3 °C) und die Niederschlagsmenge bei knapp 195 l/m² (205 l/m²).
Nordrhein-Westfalen war mit aufgerundet 470 Stunden (441 Stunden) das
sonnenscheinärmste Bundesland. Bei Durchzug der Stürme "Bennet" am 4.
März und "Eberhard" am 10. März wurden zwei Menschen in ihrem Auto von
umstürzenden Bäumen erschlagen. Am 20. Mai fielen in Nieheim im
Weserbergland 91,3 l/m².

Hessen: Im Frühling 2019 registrierten die Wetterexperten des
DWD für Hessen 9,1 °C (7,8 °C), fast 205 l/m² (191 l/m²) und mehr als
515 Sonnenstunden (452 Stunden). Am 19. Mai fielen in Lieblos,
nordöstlich von Hanau, Hagelkörner so groß wie Tischtennisbälle.
Schotten im Vogelsberg meldete am 20. Mai eine Tagessumme von 91 l/m²,
Hessisch-Lichtenau in Nordhessen und Schlüchtern im Südosten sogar
jeweils 95 l/m².

Rheinland-Pfalz: Rheinland-Pfalz erreichte im Frühling 9,2 °C
(8,1 °C), etwa 205 l/m² (191 l/m²) und beinahe 520 Sonnenstunden (453
Stunden).

Saarland: Das Saarland meldete 9,2 °C (8,4 °C) und war mit
knapp 250 l/m² (222 l/m²) das zweitniederschlagsreichste Bundesland.
Der Sonnenschein betrug mehr als 520 Stunden (468 Stunden).

Baden-Württemberg: Im Frühling war Baden-Württemberg mit 8,5 °C
(7,6 °C) neben Bayern das kühlste Bundesland. In der Rangliste der
Bundesländer landete Baden-Württemberg beim Niederschlag mit fast 260
l/m² (243 l/m²) auf dem ersten Platz. Beim Sonnenschein belegte es mit
rund 510 Stunden (457 Stunden) dagegen einen der hinteren Ränge. Am
20. Mai fielen in Baiersbronn-Ruhestein 93,3 l/m². Insgesamt gehörte
der Schwarzwald im Frühling mit bis über 700 l/m² auch zu den
bundesweit niederschlagsreichsten Gebieten.

Bayern: Bayern war mit 8,5 °C (7,2 °C) neben Baden-Württemberg
das kühlste Bundesland. Mit nahezu 235 l/m² (223 l/m²) gehörte es zu
den niederschlagsreichen Bundesländern. Der Sonnenschein betrug fast
525 Stunden (466 Stunden). Im Frühling 2019 sank das Quecksilber am
20. März am tiefsten: Oberstdorf meldete an diesem Tag -9,2 °C. Die
bundesweit höchste Temperatur trat 2019 schon im April auf: Am 24.
zeigte das Thermometer in Kitzingen am Main und in München-Stadt
jeweils 28,1 °C. Am 5. Mai lagen in Oy-Mittelberg-Petersthal im
Oberallgäu 9 cm, am 6. in Ettal-Graswang, nördlich von
Garmisch-Partenkirchen sogar 27 cm Schnee. Am 20. und 21. Mai fielen
in 48 Stunden in Balderschwang im Oberallgäu 220,1 l/m², in
Jachenau-Tannern bei Bad Tölz 72-stündig sogar 231,4 l/m². Zahlreiche
Flüsse und auch Seen traten über ihre Ufer. Die Zugspitze erreichte am
29. Mai mit 640 cm die höchste Schneedecke seit Februar 1981.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten drei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

© DWD 2019
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1323: Saarbrücker Sprachtechnologen untersuchen Hasskommentare im Internet (idw)


Universität des Saarlandes - 31.05.2019

Saarbrücker Sprachtechnologen untersuchen Hasskommentare im Internet



Hassrede - oder "Hate Speech" - im Internet ist ein großes Problem. Zum
einen vergiftet sie das gesellschaftliche Klima. Und aus technischer Sicht
haben auch die Betreiber von Plattformen Mühe, die Flut der Hasskommentare
einzudämmen. Hassrede kann je nach Kontext ohne Schlüsselwörter wie zum
Beispiel Beleidigungen auskommen, so dass sie von den Suchalgorithmen oft
übersehen wird. Diesem Problem wollen Saarbrücker Sprachtechnologen nun
auf den Grund gehen. Sie untersuchen Hate Speech gemeinsam mit Kollegen
aus Mainz, Metz und Nancy anhand von Kommentaren, die während der
aktuellen Migrationsbewegungen in Europa entstehen.

"Sie sieht aus wie die Besetzung des Films 'Der Planet der Affen'." Der
Satz kann als Kompliment für ein aufstrebendes Starlet gemeint sein, der
man eine große Rolle in einem Hollywood-Blockbuster zutraut. Wird er im
Zusammenhang mit einem Foto von Michelle Obama gesagt, ist es eine
rassistische Beleidigung, die die Merkmale von Hate Speech erfüllt.
Dunkelhäutige Menschen werden von Rassisten oft verunglimpft, indem sie
sie mit Affen vergleichen. Der Moderator Rodner Figueroa des
amerikanischen TV-Senders "Univision" ist wegen ebendieser Aussage, die er
auf Spanisch von sich gab, gefeuert worden.

"Der Kommentar enthält auf der linguistischen Ebene keinerlei Hassrede.
Erst im Kontext mit dem Bild von Frau Obama wird klar, dass der Kommentar
hier eine Beleidigung im Sinne von Hate Speech darstellt", erklärt Thomas
Kleinbauer, Sprachtechnologe am Lehrstuhl für Sprach- und
Signalverarbeitung von Professor Dietrich Klakow.

Dies mache es für bisherige Algorithmen so schwierig, solche
kontextabhängigen Kommentare als Hasskommentare zu identifizieren,
insbesondere in Sozialen Netzwerken, wo solche Kommentare in großer Zahl
vorkommen. "Bisher funktionieren Algorithmen für die Erkennung von Hate
Speech vor allem linguistisch, das heißt, sie suchen und erkennen
bestimmte Schlüsselwörter", erläutert Dietrich Klakow. Die Programme
suchen in den Kommentaren also nach Beleidigungen, Schimpfwörtern und
ähnlichem. Kontextabhängige Hate Speech ohne solche Schlüsselwörter ist,
wie das Beispiel mit Michelle Obama zeigt, von solchen Rechenvorschriften
deutlich schwieriger herauszufiltern. Im Zweifel bleibt ein solcher
Kommentar bisher unerkannt im Internet stehen, wenn er nicht von
menschlicher Hand gefunden und gelöscht wird.

"Genau an dieser Stelle kommt uns auch die Zusammenarbeit mit Geistes- und
Sozialwissenschaftlern zugute", erklärt Dietrich Klakow. Denn die
sozialwissenschaftlichen Aspekte der Hate Speech seien sehr gut erforscht,
sagt der Sprachtechnologe. In den Sozialwissenschaften gebe es zum
Beispiel im Gegensatz zur Linguistik sehr genaue und differenzierte
Abgrenzungen des Begriffes "Hate" zu anderen, verwandten Spielarten wie
Ärger oder Angst. Mit solchen Grundlagen können auch die Sprachtechnologen
sehr viel feiner ihre technischen Methoden zur Erkennung von Hate Speech
entwickeln.

Der Projektname "M-PHASIS" ("Migration and Patterns of Hate Speech in
Social Media - A Cross-Cultural Perspective") deutet bereits auf einen
weiteren wichtigen Aspekt hin, den die Forscher im Blick haben: Wie
"funktioniert" Hate Speech dies- und jenseits der deutsch-französischen
Grenze, insbesondere vor dem Hintergrund großer Migrationsbewegungen wie
in der jüngsten Vergangenheit? Folgt die Hassrede anderen sprachlichen
Regeln? Welche Themen reizen Internet-Nutzer zu Hasskommentaren im
Internet? Sind das in Deutschland andere als in Frankreich? Und wie
breiten sich Themen, die Hasskommentare auf sich ziehen, in Deutschland
und Frankreich aus (oder auch nicht)?

Am Ende des Saarbrücker Teilprojektes soll es eine
"Proof-of-concept"-Software geben, die - im "Labormaßstab" - solche
diffizilen Hasskommentare wie den eingangs erwähnten identifizieren kann.
Da das Projekt allerdings hauptsächlich sozialwissenschaftlicher Natur ist,
werden die Ergebnisse vorrangig auf diesem Feld zu finden sein. Dafür
werden dann die Partner in Mainz und Metz verantwortlich zeichnen.


Projektdetails:

"M-PHASIS" ("Migration and Patterns of Hate Speech in Social Media - A
Cross-Cultural Perspective") wird seit 1. März 2019 gemeinsam von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft und dem französischen Pendant, der Agence
Nationale de la Recherche (ANR), gefördert. Während der dreijährigen
Laufzeit fließen insgesamt ca. 540.000 Euro an die vier Projektpartner
(Centre de Recherche sur les Médiation (CREM) an der Université de Lorraine,
Metz; Institut für Publizistik der Johannes Gutenberg-Universität Mainz;
Laboratoire Lorrain de Recherche en Informatique et ses
Applications der Université de Lorraine, Nancy; Lehrstuhl für Sprach- und
Signalverarbeitung der Universität des
Saarlandes), knapp 200.000 davon an die Universität des Saarlandes.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 31.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2152: Die Erinnerung an das Tiananmen-Massaker darf nicht getilgt werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juni 2019

Die Erinnerung an das Tiananmen-Massaker darf nicht getilgt werden



Zum 30. Jahrestag der blutigen Niederschlagung der Proteste in China
erklären Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechtspolitik und
humanitäre Hilfe, und Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen
Ausschuss:

Vor 30 Jahren wurde nach sechs Wochen weitgehend friedlicher und immer
stärker werdender Proteste für Demokratie die Hoffnung auf Veränderung
in Peking brutal niedergeschlagen. Auch heute noch ist ein Gedenken an
die staatlich befehligten Gräueltaten des Juni 1989 nicht möglich. Bis
heute gibt es keine gesellschaftliche, geschweige denn strafrechtliche
Aufarbeitung - schlimmer noch: Pünktlich zum Gedenktag rechtfertigt
der chinesische Verteidigungsminister das damalige Massaker mit dem
Argument der "Stabilität" und verhöhnt damit ein weiteres Mal die
Opfer und deren Angehörige. Alljährlich werden Bürgerrechtlerinnen
und -rechtler und Angehörige von Opfern unter Hausarrest gestellt und
festgenommen.

Aus Angst vor neuen Protesten wird in China jedes Eintreten für
Meinungsfreiheit unterdrückt. Die staatliche Überwachung wurde
perfektioniert, Opposition zur herrschenden Kommunistischen Partei
darf es nicht geben.

Deutschland kommt derzeit als Mitglied im UN-Sicherheitsrat eine
besondere Verantwortung zu. Multilateral, indem es für ein geeintes
Auftreten, wenigstens der Demokratien, wirbt und der
Teile-und-herrsche-Politik Pekings entgegentritt. Bilateral müssen
Dialogformate wie der deutsch-chinesische Menschenrechtsdialog mit
Peking ohne Tabus geführt werden. Chinas Wachstum ist derzeit auch
durch den Handelskrieg mit den USA unter Druck. Die chinesische
Führung ist deshalb eher zu Zugeständnissen bereit, wie der
EU-China-Gipfel im April gezeigt hat. Dieses Momentum muss die
Bundesregierung nutzen und die Einhaltung der Menschenrechte fordern,
wenn sie den Ausbau der wirtschaftlichen Beziehungen vorantreibt.

Die Bundesregierung muss auf eine umfassende, unabhängige Aufarbeitung
des Tiananmen-Massakers dringen. Dem systematischen Versuch, den Juni
1989 aus dem Weltgedächtnis zu tilgen, sollte die Bundesregierung die
Förderung eines global zugänglichen digitalen Archivs entgegenstellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





UMWELT/822: Der Bewahrung der Schöpfung verpflichtet


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juni 2019

Der Bewahrung der Schöpfung verpflichtet

Umweltschutz ist eine globale Aufgabe - Weltumwelttag mahnt zu
stetigen Anstrengungen



Am 5. Juni ist Weltumwelttag. Dazu erklärt die umweltpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Umweltschutz ist eine globale Aufgabe. Egal, ob es um Klimawandel,
Artenschwund oder Meeresvermüllung geht, lösen werden wir diese
Herausforderungen nur gemeinsam in einer internationalen
Handlungsgemeinschaft - solidarisch und in fairer Lasten- und
Arbeitsteilung. Deutschland wird hierbei auch künftig eine
Führungsrolle einnehmen.

Globale Verantwortung übernehmen bedeutet aber vor allem, national
und europäisch handeln. Wir haben in Deutschland im Umweltschutz viel
erreicht - beim Gewässerschutz, bei der Luftreinhaltung, beim
Naturschutz und auch beim Klimaschutz. Darauf können wir am
Weltumwelttag auch einmal stolz sein.

Einen Grund nachzulassen, gibt es allerdings nicht. Die Aufgaben, vor
denen wir aktuell stehen, sind sehr konkret und müssen zügig
abgearbeitet werden. Wir müssen beim Klimaschutz zusätzliche
Maßnahmen vorlegen und vor allem die Diskussion um die CO2-Bepreisung
beschleunigen. Wir müssen den Müll, gerade auch den Verpackungsmüll,
weiter reduzieren und die Recyclate besser nutzen. Und wir müssen
dringend das Insektenschutzprogramm auf den Weg bringen.

Wir sind der Bewahrung der Schöpfung verpflichtet - am Weltumwelttag
und an allen anderen Tagen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1716: Staats- und Regierungschefs der EU sind für Tod, Folter und Versklavung tausender Flüchtlinge mitverantwortlich


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Juni 2019

Staats- und Regierungschefs der EU sind für Tod, Folter und Versklavung tausender Flüchtlinge mitverantwortlich



"Mit illegalen Zurückweisungen nach Libyen, der Kooperation mit der
libyschen Küstenwache und durch ihre menschenverachtende
Abschottungspolitik hat sich die EU am Tod und an der Versklavung
zehntausender Menschen schuldig gemacht. Ich möchte der Gruppe
internationaler Menschenrechtsanwälte, die heute deshalb in Den Haag
Anzeige gegen die EU und ihre Mitgliedstaaten erstattet, meinen
tiefsten Dank aussprechen. Es ist höchste Zeit, dass die
Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden", erklärt Zaklin
Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE.
Nastic weiter:

"Es ist schäbig und ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit, dass die
EU seit Jahren Menschen, die auf der Suche nach Schutz vor Krieg und
Verfolgung sind, in die Folterkammern in Libyen zurückschickt.
Zahlreiche Menschenrechtsorganisationen sowie die Vereinten Nationen
haben längst en détail belegt, wie verheerend die Lage für Flüchtlinge
dort ist. Misshandlungen, Folter, Hinrichtungen, Vergewaltigungen und
Versklavung sind in Gefängnissen und von Milizen kontrollierten Lagern
an der Tagesordnung.

Anstatt hieraus Konsequenzen zu ziehen, hat die EU die libysche
Küstenwache ausgestattet, ausgebildet und mit Positionsdaten von
Flüchtlingsschiffen versorgt. Zugleich werden private Seenotretter
strafrechtlich verfolgt und die Rettung Ertrinkender vereitelt. Dass
die Rechtsanwälte Omer Shatz und Juan Branco gemeinsam mit weiteren
Kollegen nun in einem 241-seitigen Dokument Beweise für das
rechtswidrige Vorgehen der EU-Staats- und Regierungschefs und ihre
Mitschuld gesammelt haben, ist ein Meilenstein. Nicht nur die
Handlanger müssen zur Verantwortung gezogen werden, sondern auch die
Bundesregierung und die EU als Auftraggeber dieser Politik."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Juni 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8494: Heute im Bundestag Nr. 637 - 03.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 637

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Juni 2019, Redaktionsschluss: 15.53 Uhr

1. Experten für schärfere Ausreiseregeln

2. Stärkung der Kinderrechte

3. Einsamkeitsquote leicht gestiegen

4. Vernetzung klinischer Studien

5. Fragen zur genetischen Ahnenforschung

6. Betrug durch Umsatzsteuerkarusselle

7. Umweltleistungen bei EU-Agrarförderung



1. Experten für schärfere Ausreiseregeln

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/wid) Die von Bundesregierung beabsichtigte Verschärfung der
Maßnahmen, um abgelehnte Asylbewerber zur Ausreise zu bewegen, stößt unter
Fachleuten überwiegend auf Zustimmung. In einer Anhörung des
Innenausschusses am Montag mahnten Wortführer kommunaler Spitzenverbände in
Einzelpunkten sogar noch strengere Regelungen an. Grundsätzliche Vorbehalte
äußerten Vertreter des Paritätischen Wohlfahrtverbandes und des Deutschen
Anwaltvereins. Mit dem Zweiten Gesetz zur besseren Durchsetzung der
Ausreisepflicht (19/10047), dessen Entwurf der Anhörung zugrunde lag,
möchte die Bundesregierung unter anderem die Möglichkeiten der
Abschiebehaft und der Kürzung von Sozialleistungen ausweiten, um
Ausreisepflichtige zur Mitwirkung etwa bei der Passbeschaffung zu
veranlassen. Amtsträger, die Betroffene vor Abschiebungen warnen, will sie
künftig strafrechtlich verfolgen.

Für den Deutschen Städte- und Gemeindebund nannte der zuständige
Referatsleiter Marc Elxnat das Instrument der Rückführung einen
"unverzichtbaren Baustein der Migrationspolitik": "Menschen, deren
Asylantrag abgelehnt ist, müssen Deutschland zeitnah verlassen. Vor diesem
Hintergrund begrüßen wir alle Maßnahmen, die dazu beitragen können." Elxnat
erinnerte daran, dass 2018 in Deutschland 225.000 Menschen lebten, die das
Land eigentlich verlassen müssten, unter ihnen 57.000 "sofort vollziehbar"
Ausreisepflichtige. Erstmals seien im vorigen Jahr mehr Rückführungen
gescheitert als gelungen. Wesentliche Gründe seien fehlende Reisedokumente
und Unklarheit über die Identität der Betroffenen. Angesichts dessen sei es
"dringend notwendig", das Verfahren "besser und rechtssicherer" zu
gestalten.

Der Leiter des bayerischen Landesamtes für Asyl und Rückführungen, Thomas
Hampel, betonte, dass es Ausreisepflichtigen selbst zwingend obliege, die
Dokumente zu beschaffen, die ihre Abschiebung ermöglichen, und befürwortete
für Nachbesserungen des Entwurfs. Von einem eklatanten "Vollzugsdefizit",
dem das neue Gesetz abhelfen könne, sprach der Leiter der Berliner
Ausländerbehörde, Engelhard Mazanke. Nach seinen Worten lebten Ende 2013 in
Berlin 5557 Asylsuchende und 4803 Ausreisepflichtige. Im vorigen Jahr habe
sich die Zahl der Asylbewerber auf 4628 verringert, die der
Ausreisespflichtigen aber auf 12.605 vervielfacht. Das Verhältnis zwischen
freiwilligen Ausreisen und Abschiebungen betrage eins zu drei. Überdies
scheitere jede zweite Abschiebung daran, dass die Polizei
Ausreisepflichtige nicht zu Hause antreffe.

Für den Deutschen Landkreistag nannte dessen Referent für Verwaltungsrecht,
Klaus Ritgen, die Ausreise abgelehnter Asylbewerber eine
selbstverständliche Rechtspflicht. Am Entwurf bemängelte er unter anderem
die Regelung, die es Betroffene ermöglicht, durch eidestattliche
Versicherung glaubhaft zu machen, dass sie sich ernsthaft um
Passersatzpapiere bemüht haben. Wer sich einer drohenden Abschiebung
gegenübersehe, von dem sei anzunehmen, dass er sich nicht durch "große
Rechtstreue" auszeichne, sonst wäre er ja längst freiwillig ausgereist,
argumentierte Ritgen. Von solchen Personen seien zutreffende Erklärungen
nicht zu erwarten. Ebenfalls positiv über den Entwurf äußerten sich die
juristischen Sachverständigen, die Konstanzer Professoren für Öffentliches
Recht und Europarecht, Marcel Kau und Daniel Thym.

Entschiedenen Widerspruch formulierte dagegen die Vertreterin des
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, Kerstin Becker. Nach ihren Erkenntnissen
verlassen die meisten abgelehnten Asylbewerber Deutschland freiwillig, und
es bestehe auch kein Zusammenhang zwischen der Zahl der Fälle von
Abschiebehaft und erfolgreich durchgesetzten Ausreisen. Es bedürfe daher
keiner Ausweitung von Zwangsmitteln. Statt auf "noch mehr Ausgrenzung, Haft
und Sanktionen" zu setzen, solle die Bundesregierung es den Betroffenen
ermöglichen, "selbstbestimmt und in Würde Deutschland zu verlassen". Für
den Deutschen Anwaltsverein wies Rolf Stahmann auf die vielfach
diskrimierende Behandlung hin, die Asylbewerber in Botschaften ihrer
Heimatländer zuteil werde. In der Regel sei es ihnen also nicht persönlich
zuzurechnen, wenn die Beschaffung von Reisedokumente scheitere.

 * 

2. Stärkung der Kinderrechte

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Eine Stärkung der Rechte von Kindern ist das Ziel eines
Gesetzentwurfs (19/10552) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Der Entwurf
sieht die Fortentwicklung von Artikel 6 des Grundgesetzes durch
ausdrückliche Gewährleistung des Schutzes der Kinder, ihres Rechts auf
Förderung ihrer Entwicklung, ihres Rechts auf Beteiligung und des Vorrangs
des Kindeswohls vor. Hintergrund ist den Abgeordneten zufolge, dass Kinder
in Artikel 6 ausschließlich im Zusammenhang des Elternrechts und der
Elternpflicht zur Pflege und Erziehung der Kinder und dem Wächteramt der
staatlichen Gemeinschaft behandelt würden. Es fehle eine ausdrückliche
Gewährleistungsverantwortung und -pflicht des Staates betreffend den
besonderen Schutz der Kinder. Auch das Kindeswohl werde im Grundgesetz
nicht erwähnt, sei aber nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts oberste Richtschnur der Elternverantwortung.

Ebenfalls fehlten im Grundgesetz eine Vorgabe, dass die zunehmende
Selbstbestimmungs- und Beteiligungsfähigkeit der Kinder und Jugendlichen zu
beachten ist, sowie ein ausdrückliches Recht des Kindes auf Förderung
seiner Entwicklung. Damit bleibe das Grundgesetz sowohl hinter den
Standards der UN-Kinderrechtskonvention als auch der EU-Grundrechtecharta
zurück. Über die Vorlage sowie einen Gesetzentwurf der Fraktion Die Linke
zum selben Thema debattiert das Plenum laut Tagesordnung erstmalig am 6.
Juni.

 * 

3. Einsamkeitsquote leicht gestiegen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Einsamkeit betrifft nach Angaben der Bundesregierung als
Phänomen alle Bevölkerungsgruppen von der Kindheit bis ins hohe
Erwachsenenalter. Aus Sicht der Wissenschaft handele es sich bei Einsamkeit
um das subjektive Gefühl des Alleinseins, heißt es in der Antwort
(19/10456) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9880) der
FDP-Fraktion.

Anders sei die Sachlage bei Personen, die objektiv einsam und damit sozial
isoliert seien. Befänden sich die Betroffenen in einer prekären sozialen
oder wirtschaftlichen Lage, könne sich die Frage nach der Notwendigkeit
einer staatlichen Unterstützung stellen. Wissenschaftliche Befunde hätten
gezeigt, dass dies auf über 80-Jährige besonders zutreffe.

Die Einsamkeitsquote (45 bis 84 Jahre) ist den Angaben zufolge in den
Jahren zwischen 2008 und 2017 leicht gestiegen, von 8,6 auf 9,2 Prozent.
Die höchste Quote entfiel 2017 mit 11,0 Prozent auf die Altersspanne 45-54
Jahre.

In einer Studie (KiGGS) des Robert-Koch-Instituts (RKI) hätten zudem 4,2
Prozent der 11- bis 17-Jährigen angegeben, sich oft oder immer einsam zu
fühlen, 27,6 Prozent fühlten sich manchmal oder selten einsam, 68,1 Prozent
niemals. Einsamkeitsgefühle würden häufiger von Mädchen als von Jungen
erlebt und nähmen mit dem Alter zu.

 * 

4. Vernetzung klinischer Studien

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Richtlinien zur Förderung klinischer Studien tragen
nach Einschätzung der Bundesregierung zur Vernetzung der
Forschungseinrichtungen bei. Dazu gehörten beispielsweise die Richtlinien
des Bundesforschungsministeriums zur Förderung klinischer Studien mit hoher
Relevanz für die Patientenversorgung oder zur Förderung praxisverändernder
Studien zur Prävention, Diagnose und Therapie von Krebserkrankungen, heißt
es in der Antwort (19/10489) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/10028) der AfD-Fraktion.

 * 

5. Fragen zur genetischen Ahnenforschung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion befasst sich in einer Kleinen Anfrage
(19/10491) mit datenschutzrechtlichen Problemen bei der genetischen
Ahnenforschung. Vor allem in den USA sei es beliebt, anhand von
eingesendeter DNA nach Verwandten zu suchen oder die Abstammungsgeschichte
nachvollziehen zu können.

Die Abgeordneten wollen wissen, wie die Bundesregierung den Sachverhalt
beurteilt und welche Anforderungen an Unternehmen gestellt werden, die
solche Dienstleistungen auf dem deutschen Markt anbieten.

 * 

6. Betrug durch Umsatzsteuerkarusselle

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach Betrugsfällen durch sogenannte
Umsatzsteuerkarusselle erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/10449). Die Bundesregierung soll den Schaden durch
diese Art von Steuerbetrug in der Europäischen Union beziffern und außerdem
mitteilen, welche Produkte beziehungsweise Waren für Umsatzsteuerkarusselle
genutzt werden.

 * 

7. Umweltleistungen bei EU-Agrarförderung

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hibEIS) Die Wirkung des sogenannten Greenings im Rahmen der
gemeinsamen EU-Agrarförderung (GAP) im Jahr 2018 steht im Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage (19/10503) der Fraktion Die Linke. Mit dem Greening sind
Direktzahlungen der GAP mit dem Ziel einer klima- und umweltfreundlicheren
Landbewirtschaftung verbunden. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung deshalb wissen, wie sich das Greening im Hinblick auf die
Anbaudiversifizierung bis Ende 2018 auf die biologische Vielfalt in der
Agrarlandschaft ausgewirkt hat.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 637 - 3. Juni 2019 - 15.53 Uhr
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8493: Heute im Bundestag Nr. 636 - 03.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 636

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Juni 2019, Redaktionsschluss: 13.42 Uhr

1. Fachkräfte für den deutschen Arbeitsmarkt

2. CO2-Bepreisung des Luftverkehrs

3. Bessere Informationen durch MiFID II

4. Automatisierung in der Flugsicherung

5. Beschäftigtenzahl bei Toll Collect erfragt



1. Fachkräfte für den deutschen Arbeitsmarkt

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes (19/8285) wird von Experten überwiegend als
Schritt in die richtige Richtung bezeichnet, der aber noch nicht ausreicht,
um dem Fachkräftemangel langfristig entgegenzuwirken. Das wurde während
einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Inneres und Heimat am
Montagvormittag zu dem Regierungsentwurf sowie Initiativen der FDP-Fraktion
(19/9924), der Fraktion Die Linke (19/9052), 19/9855) und der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/6542) zur Einwanderungspolitik deutlich.

Mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz will die Bundesregierung "eine
gezielte und gesteuerte Einwanderung in den deutschen Arbeitsmarkt" regeln,
der nicht nur für Hochqualifizierte offen sein soll. Ausländer aus
Nicht-EU-Staaten, die einen Arbeitsvertrag und eine anerkannte
Qualifikation wie ein Hochschulstudium oder eine qualifizierte
Berufsausbildung vorweisen können, sollen nach der Neuregelung künftig auch
in Deutschland in den entsprechenden Berufen arbeiten können. Die bisherige
Beschränkung auf "Engpassberufe", die besonders vom Facharbeitermangel
betroffen sind, soll künftig entfallen.

Auch auf die sogenannte Vorrangprüfung, ob nicht auch Deutsche oder andere
Bürger der Europäischen Union für eine Stelle in Frage kommen, soll bei
Fachkräften im Grundsatz verzichtet werden. Dies soll nach dem Willen der
Bundesregierung allerdings mit der Möglichkeit verbunden werden, die
Vorrangprüfung bei Veränderungen des Arbeitsmarktes kurzfristig wieder
einführen zu können.

Eine ausländische Fachkraft aus Staaten außerhalb der EU soll zudem eine
Aufenthaltserlaubnis für maximal sechs Monate erhalten können, um sich bei
adäquaten Deutschkenntnissen einen ihrer Qualifikation entsprechenden
Arbeitsplatz suchen zu können. Auch Absolventen deutscher Schulen sowie
Inhaber eines ausländischen Schulabschlusses, der in Deutschland zu einem
Hochschulzugang berechtigt, sollen zur Arbeitsplatzsuche befristet
einreisen können.

Insbesondere die ersten beiden Änderungen trafen auf breite Zustimmung bei
den Experten. Professor Herbert Brücker vom Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung in Nürnberg rechnet dennoch nicht damit, dass das Gesetz
einen großen Anstieg der Zuwanderung von Fachkräften auslösen wird. Mit der
Anerkennung von beruflichen Abschlüssen bleibe die wichtigste Hürde für die
Einwanderung erhalten, so Brückner. Andere Einwanderungsländer hätten "aus
guten Gründen" keine vergleichbaren Anerkennungsverfahren. Zwar versuche
der Gesetzentwurf über Verwaltungsvereinfachungen dem entgegenzutreten.
Doch sei er skeptisch, ob sich damit die "fundamentalen Probleme lösen
lassen". Der Gesetzentwurf sei daher nicht der große Wurf, der benötigt
werde, urteilte er.

Stefan Hardege vom Deutschen Industrie- und Handelskammertag (DIHK)
begrüßte es, dass die Bundesregierung die Einwanderung aus Dritt-Staaten in
den Blick nehme, da aus der EU immer weniger Menschen kämen. Hardege sagte
weiter, es sei schwierig, Kandidaten aus den Dritt-Staaten zu bekommen, die
gegenüber den deutschen Berufsabschlüssen gleichwertige eigene Abschlüsse
hätten. Auch mit "teilweiser Gleichwertigkeit" solle es aus Sicht des DIHK
möglich sein, nach Deutschland zum Arbeiten kommen zu können. Der
Verbandsvertreter machte zugleich darauf aufmerksam, dass sich die
Visaerteilung durch die deutschen Auslandsvertretungen immer mehr als für
die Zuwanderung problematischer Flaschenhals entpuppe.

Die Rechtsanwältin Bettina Offer aus Frankfurt am Main, spezialisiert auf
die Beratung von zuwanderungswilligen Fachkräften und suchenden
Unternehmen, bestätigte diesen Eindruck. In Bagalore, dem Schwerpunkt der
indischen IT-Wirtschaft, gebe es ebenso wie in Mexico-City und in Chicago
derzeit keine Termine zur Visaerteilung, sagte Offer. Sie begrüßte das
beschleunigte Fachkräfteverfahren - ebenso wie die Zusammenlegung der
Ausländerbehörden. Dadurch könne die Kompetenz bei den Behörden gestärkt
werden, sagte die Anwältin.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) erkenne an, dass es auch unterhalb der
Akademikerebene einen Fachkräftebedarf gibt, sagte Gewerkschaftsvertreter
Johannes Jakob. Es müsse aber sichergestellt sein, dass es sich tatsächlich
um Fachkräfte handelt. "Wir sehen keine Notwendigkeit, Geringqualifizierte
zusätzlich einwandern zu lassen", sagte Jakob und verlangte zugleich, auch
inländische Potenziale zu fördern. Was die Anerkennung von Abschlüssen
angeht, so sagte der DGB-Vertreter, es sei richtig, den Ansatz der
Fachkräfteprüfung beizubehalten. Andernfalls würde für Ausländer und
Inländer unterschiedliches Recht geschaffen, was problematisch sei, sagte
der DGB-Vertreter.

Tillmann Löhr von der Geschäftsstelle des Deutschen Vereins für öffentliche
und private Fürsorge, sagte, bei der Umsetzung der Anerkennungsverfahren
brauche es Fortschritte. Aus seiner Sicht kann es sinnvoll ein, auch
informelle Qualifikationen zu berücksichtigen. Dies könne auf Grundlage des
europäischen Qualifikationsrahmens erfolgen. Löhr sprach sich zudem dafür
aus, die Einwanderung zum Zwecke der Ausbildung zu einem Schwerpunkt zu
machen. Die im Gesetz dazu enthaltenen Hürden - Abschluss einer deutschen
Auslandsschule, Hochschulzugangsberechtigung oder Sprachkenntnisse oberhalb
der Einbürgerung - seien aber zu hoch, als das damit eine nennenswerte Zahl
an Personen in der Praxis erreicht werden könne.

Die Kommunalvertreter Uwe Lübking vom Deutschen Städte- und Gemeindebund
sowie Klaus Ritgen vom Deutschen Landkreistag machten in ihrer
Stellungnahme deutlich, es sei wichtig, die entsprechenden Stellen in den
deutschen Auslandsvertretungen zu ertüchtigen und das Anerkennungsverfahren
für die beruflichen Qualifikationen zu beschleunigen. Abgelehnt wurde von
den Kommunalvertretern hingegen die Vergabe kurzfristiger Aufenthaltstiteln
zum Zwecke der Ausbildungs- und Arbeitsplatzsuche. Es dürfe keine
Zuwanderung in das deutsche Sozialsystem geben, weshalb für eine Einreise
weiterhin ein Arbeits- oder Ausbildungsvertrag vorausgesetzt werden müsse.

Für eine Vereinheitlichung des geforderten Sprachniveaus auf B1 sprach sich
Daniel Terzenbach von der Bundesagentur für Arbeit (BA) aus. Zugleich
begrüßte er die geplante Einrichtung einer zentralen Servicestelle
Anerkennung. Die aktuelle Ausgestaltung der Anerkennungsverfahren in
Deutschland mit der Vielzahl an Akteuren führt laut Terzenbach dazu, "dass
die Prozesse sehr komplex und bislang nicht aufeinander abgestimmt sind".
Die Servicestelle könne hier für Transparenz zu Verfahren und Prozessdauern
beitragen. "Eine Vereinheitlichung und Vereinfachung der Verfahren kann
durch die Stelle allein jedoch nicht erfolgen", sagte der BA-Vertreter. Es
brauche dazu eine gute Zusammenarbeit aller relevanten Partner.

 * 

2. CO2-Bepreisung des Luftverkehrs

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Flugkraftstoffe im gewerblichen Luftverkehr werden im
Unterschied zu anderen Verkehrsträgern aufgrund des internationalen
Luftfahrtabkommens nicht besteuert. Wie die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/10399) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/9857) mitteilt, sind einer Besteuerung innereuropäischer Flüge
aufgrund der Energiesteuerrichtlinie der EU enge Grenzen gesetzt. Die von
den Niederlanden und Belgien vorgelegten Vorschläge für eine CO2-Bepreisung
des Luftverkehrs würden von der Bundesregierung aber zur Zeit geprüft,
heißt es in der Antwort weiter.

Seit 2013 hat sich die Zahl der Flüge im Verkehr mit Gebieten außerhalb
Deutschlands von rund 1,4 Millionen auf rund 1,6 Millionen im Jahr 2018
erhöht. Die Zahl der beförderten Personen stieg in diesem Zeitraum von rund
159 Millionen auf knapp 200 Millionen.

 * 

3. Bessere Informationen durch MiFID II

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Wertpapier-Kunden können nach Umsetzung der MiFID
II-Richtlinie Geschäfte auf einer besser informierten Grundlage durchführen
und nachvollziehen. Insoweit sei die Zielsetzung eines verbesserten
Anlegerschutzes grundsätzlich erreicht worden, erklärt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/10429) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9334). Zu Fragen nach der Kritik deutschen Kreditwirtschaft an MiFID II
verweist die Bundesregierung auf eine Konsultation des Bundesministeriums
der Finanzen zu Erfahrungen mit den Regelungen und möglichem
Änderungsbedarf. Nach Abschluss der Auswertung der Konsultation will die
Bundesregierung möglichen Nachbesserungsbedarf gegenüber der Europäischen
Kommission adressieren. Da es sich weitgehend um EU-Vorgaben handele,
müssten eventuelle Nachbesserungen vor allem auf EU-Ebene erfolgen, stellt
die Bundesregierung fest.

 * 

4. Automatisierung in der Flugsicherung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage mit dem Titel
"Automatisierung in der Flugsicherung" vorgelegt (19/10131). Die Liberalen
wollen unter anderem wissen, ob sich die Bundesregierung für ein
Voranschreiten der Automatisierung der Flugsicherung im Luftverkehr
einsetzt. Gefragt wird auch, welche Nach- und Ausrüstungen bei den
Flughäfen, Fluggesellschaften und Flugzeugbauern nötig sind, wenn die
Automatisierung der Flugsicherung weiter voranschreitet.

 * 

5. Beschäftigtenzahl bei Toll Collect erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Betrieb des Lkw-Mautsystems durch Toll Collect -
bisherige Erfahrungen und Planungen des Bundes", lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10175). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie sich
die Anzahl der bei Toll Collect Beschäftigten seit dem 1. September 2018,
seitdem sich Toll Collect im Besitz des Bundes befindet, entwickelt hat.
Gefragt wird auch, wie oft die regelmäßige Überprüfung des Gehaltsniveaus
der Beschäftigten der Toll Collect GmbH stattfindet.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 635

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.44 Uhr

1. Änderung des Hochschulrahmengesetzes

2. Fachprogramm Medizintechnik

3. Vermögensdelikte bei Betreuten

4. Stand des elektronischen Rechtsverkehrs

5. Umsetzung von ARUG II



1. Änderung des Hochschulrahmengesetzes

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/ROL) Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 19.
Dezember 2017 (BVerfGE v. 19.12.2017 - 1 BvL 3/14 u.a.) die Regelungen über
die Studienplatzvergabe in Humanmedizin teilweise für erfassungswidrig
erklärt, schreibt die Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf (19/10521).
Von dem Urteil betroffen ist, neben den landesrechtlichen Regelungen zur
Umsetzung des Staatsvertrages der Länder über die Errichtung einer
gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung, auch der Regelungsgehalt
des § 32 Hochschulrahmengesetz (HRG). In Reaktion auf das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts soll § 32 HRG, der das Auswahlverfahren regelt,
aufgehoben werden. Die tatsächliche Durchführung der Zulassungsverfahren
soll sich nach den in das Landesrecht umgesetzten staatsvertraglichen
Vorgaben richten.

 * 

2. Fachprogramm Medizintechnik

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bedeutung der Gesundheitswirtschaft ist in den
vergangenen Jahren erheblich gestiegen. In der Branche sind mittlerweile
rund 7,6 Millionen Menschen beschäftigt. Der Sektor erwirtschaftet rund
zwölf Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Von besonderer Bedeutung innerhalb
der Gesundheitswirtschaft ist die Innovationskraft der
Medizintechnikbranche. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/10457) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/9587). Die mittelständische
geprägte Medizintechnik gehöre mit Ausgaben für Forschung und Entwicklung
in Höhe von neun Prozent ihres Umsatzes zu den innovativsten Branchen in
Deutschland. Rund ein Drittel des Umsatzes werde mit Produkten erzielt, die
jünger als drei Jahre sind. Deutschen Firmen seien international gut
aufgestellt und gehörten mit einer Exportquote von 64 Prozent häufig zur
Weltspitze. Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) seien in der
Medizintechnik in vielen Bereichen Vorreiter des technologischen
Fortschritts und Innovationstreiber der Branche.

Die Bundesregierung betont, dass sich derzeit weltweit die
Gesundheitssysteme wandeln und eine bedarfsorientierte Patientenversorgung
immer wichtiger wird. Der internationale Wettbewerb nehme zu,
Innovationsprozesse würden komplexer und aufwändiger. Um auf diese Umbrüche
reagieren zu können hätten das Bundesministerien für Bildung und Forschung
(BMBF), Gesundheit (BMG) sowie Wirtschaft und Energie (BMWi) 2011 den
ressortübergreifenden Nationalen Strategieprozess "Innovationen in der
Medizintechnik" initiiert. Vertreter aus Industrie, Wissenschaft und
Gesundheitswesen hätten gemeinsam entlang der gesamten Wertschöpfungskette
Handlungsempfehlungen erarbeitet, um das Innovationssystem Medizintechnik
am Standort Deutschland zu stärken. Die im Schlussbericht zum
Strategieprozess im November 2012 veröffentlichten Handlungsempfehlungen
zielten darauf ab, die Leistungsfähigkeit des Gesundheitssystems
auszubauen, die Patientenversorgung zu verbessern, die Wettbewerbsfähigkeit
der Branche zu steigern sowie die Innovationskraft der medizintechnischen
Forschung zu stärken.

Auf Basis der forschungs- und innovationspolitischen Handlungsempfehlungen
habe das BMBF sich in der Medizintechnikförderung neu aufgestellt und mit
Unterstützung des Deutschen Bundestages (18/7044) und (18/8233) unter der
Maßgabe "Patientenversorgung verbessern - Innovationskraft stärken" im Mai
2016 erstmals ein dezidiertes Fachprogramm Medizintechnik veröffentlicht.
Ziel des Fachprogramms sei es, innovative Ansätze aus der Forschung
schneller in die Gesundheitsversorgung zu bringen. Mit einem breiten
Spektrum an Förderinstrumenten und Maßnahmen, strukturiert in den fünf
Handlungsfeldern Patientennutzen, Innovationstreiber, Mittelstand,
Innovationsprozess und Innovationssystem, werde über die Laufzeit von zehn
Jahren der notwendige Wandel des Innovationssystems Medizintechnik
nachhaltig begleitet. Ergebnisse und Handlungsempfehlungen des Nationalen
Strategieprozesses seien unter anderem die Unterstützung für forschende KMU
auszubauen, Beratungsmöglichkeiten insbesondere für KMU zu schaffen, die
Exportinitiative Gesundheitswirtschaft weiterzuführen, den Ausbau und die
stärkere Nutzung von medizinischen Registern und die Bedarfsorientierung in
den Fokus der Medizintechnik-Forschung zu rücken. Ferner soll der Wandel
der Industrie zum System- und Prozessanbieter ausgebaut und Akteure im
Innovationssystem Medizintechnik vernetzt werden.

2016 sei basierend auf den Empfehlungen aus dem Strategieprozess ein
dezidiertes Fachprogramm Medizintechnik veröffentlicht worden. Erste
Fördermaßnahmen zum Fachprogramm Medizintechnik behandelten unter anderem
den Innovationstreiber Digitalisierung, die personalisierte
Gesundheitsversorgung, chronische Krankheiten, die mobile
Gesundheitsversorgung, bildgeführte Interventionen, nosokomiale Infektionen
sowie die Zielgruppe Kinder/Jugendliche. Kleine und mittlere Unternehmen
würden seit 2018 durch die Maßnahme "Medizintechnische Lösungen in die
Patientenversorgung überführen - Klinische Evidenz ohne Verzögerung
belegen" dabei unterstützt, erfolgreiche Forschungs- und
Entwicklungsprojekte zügig in die klinische Erprobung zu überführen.
Projekte aus dem Bereich Medizintechnik und Gesundheitsforschung würden
auch über die technologieoffenen Förderprogramme "Zentrales
Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM)", "Industrielle
Gemeinschaftsforschung (IGF)" und "Innovationskompetenz (INNO-KOM)"
gefördert. Mit der Förderung von akademischen und industriellen Partnern im
Rahmen anwendungsorientierter Verbundprojekte im Rahmen der Fachprogramme
des BMBF werde der Transfer der Grundlagenforschung in die praktische
Anwendung gefördert.

 * 

3. Vermögensdelikte bei Betreuten

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Auf die Ergebnisse des vom Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz finanzierten Forschungsprojekts "Vermögensdelikte
in Betreuungsverhältnissen" verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/10400)auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9883). Die
Ergebnisse des Forschungsprojekts seien in einem Bericht zusammengefasst,
der auf der Homepage des Ministeriums abgerufen werden könne. Sie würden
zurzeit ausgewertet und etwaiger Handlungsbedarf eruiert. Weiter heißt es
in der Antwort, die Thematik der Schädigung der Vermögen von alten und
pflegebedürftigen Menschen sei der Bundesregierung durch die Schilderung
von Einzelfällen bekannt. Daten, in welchem Umfang es zu derartigen
Vermögensschädigungen kommt, lägen allerdings nicht vor. In den von der
Bundesregierung geförderten Beratungsstellen für ältere Menschen werde
nicht dezidiert zu Fragen des Vollmachtsmissbrauchs beraten, zum
Beratungsangebot anderer Beratungsstellen in den Ländern lägen
diesbezüglich keine Erkenntnisse vor. Die Bundesregierung plane keine
zentrale Beratungs- und Anlaufstelle auf Bundesebene für alte und
pflegebedürftige Menschen und ihre Angehörigen, die Opfer von Schädigung
des Vermögens aufgrund von Vollmachtsmissbrauch oder Delikten durch nicht
verwandte Bezugspersonen geworden sind.

In ihrer Anfrage hatten die Abgeordneten geschrieben, nach ihrer Kenntnis
fehlten bislang aktuelle Untersuchungen, die den Umfang und die Höhe der
Schädigung durch solche Delikte aufzeigen. Sie verwiesen auf eine Studie,
der zufolge entsprechende Taten nicht nur von Personen begangen werden, die
den Opfern vor der Tat völlig fremd sind, sondern auch von solchen, die aus
einer bestehenden Beziehung heraus und oftmals unter Ausnutzung des mit
dieser Beziehung verknüpften Vertrauens handeln.

 * 

4. Stand des elektronischen Rechtsverkehrs

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Einen Überblick über die Nutzung des Elektronischen
Gerichts- und Verwaltungspostfachs (EGVP) gibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/10401) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9908). In
Tabellenform werden darin die Nachrichteneingänge der Justiz des Bundes und
der Länder sowie anderer Behörden und Kommunikationsteilnehmer im
vergangenen Jahr aufgelistet. Ebenfalls beantwortet werden Fragen nach den
Kosten und der Zahl der Mitarbeiter. Weiter heißt es auf eine
entsprechenden Frage, nach Kenntnis der Bundesregierung wurden im Zeitraum
1. Januar 2018 bis 31. März 2019 insgesamt 18 Störungen im Betrieb des
EGVP-Systems registriert. Eine Außerbetriebsetzung des EGVP als
Gesamtsystem sei der Bundesregierung nicht bekannt. Ebenfalls nicht bekannt
seien sicherheitsrelevante Schwachstellen des Systems. Zum Risiko von
DDoS-Angriffe (Denial-of-Service bzw. Distributed-Denial-of-Service) heißt
es, alle Komponenten der EGVP-Infrastruktur der Justiz würden in
hochleistungsfähigen und sicheren Rechenzentren betrieben, die Vorkehrungen
zur Abwehr etwaiger DDoS-Attacken nach dem Stand der Technik getroffen
hätten. Die Abgeordneten hatten ihre Anfrage damit begründet, dass keine
aktuellen Informationen darüber verfügbar seien, wie das System angenommen
wird, und ob das System zuverlässig nutzbar ist.

 * 

5. Umsetzung von ARUG II

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/mwo) Über die Stellungnahme des Bundesrates und die
Gegenäußerung der Bundesregierung zu dem Entwurf eines Gesetzes zur
Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) (19/9739)
informiert die Bundesregierung in einer Unterrichtung (19/10507). Zu den
Vorschlägen des Bundesrates heißt es unter anderem, die Bundesregierung sei
nicht der Auffassung, dass es erforderlich ist, einen festen Schwellenwert
für die Erfassung von Aktionärsdaten einzuführen. Dem Vorschlag, die
Beschränkung des Anwendungsbereichs der Vorschrift auf börsennotierte
Gesellschaften noch klarer herauszustellen, stimme sie zu. Eine ebenfalls
angeregte vereinfachte und rechtssichere Kostenregelung sei nach Prüfung
nicht erforderlich. Weitere Vorschläge würden geprüft beziehungsweise werde
die Bundesregierung im weiteren Gesetzgebungsverfahren auf eine Änderung
hinwirken.

Die Richtlinie (EU) 2017/828 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
17. Mai 2017 soll die langfristige Mitwirkung der Aktionäre fördern. Der
Gesetzentwurf betrifft unter anderem die Kommunikation der börsennotierten
Gesellschaften mit ihren Aktionären, Transparenzpflichten sowie die
Vergütung der Mitglieder der Unternehmensleitung. Am 5. Juni 2019 ist er
Thema einer öffentlichen Anhörung des Rechtsausschusses.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 634

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.14 Uhr

1. Bundeseigene Grundstücke zur Bebauung

2. Handelsvolumen von Kryptoassets

3. Zeitaufwand für die Steuererklärung

4. Leerstand von bundeseigenen Immobilien

5. Wachsendes Armutsrisiko von Familien

6. AfD fragt nach Künstlicher Intelligenz



1. Bundeseigene Grundstücke zur Bebauung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wann die Potentialanalyse der Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben dem Deutschen Bundestag und der Öffentlichkeit
vorgestellt wird, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10376)
erfahren. Die Abgeordneten wollen wissen, wie viele Wohnungen auf den von
der Bundesanstalt genannten 1.000 für den Wohnungsbau geeigneten Flächen
gebaut werden können. Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben besitze
bundesweit 25.700 unbebaute Grundstücke mit einer Fläche von 87.000 Hektar,
zitiert die FDP-Fraktion aus einer früheren Antwort der Bundesregierung
(19/2450) und verlangt, diese Flächen schnell einer Wohnbebauung
zuzuführen.

 * 

2. Handelsvolumen von Kryptoassets

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie hoch das jährliche Handelsvolumen von Kryptoassets
innerhalb Deutschlands, der EU beziehungsweise weltweit ist, will die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10417) wissen. Auch wird nach der
Zahl der Handelsplätze für diese Assets gefragt und nach
Geldwäscheaktivitäten.

 * 

3. Zeitaufwand für die Steuererklärung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach dem Aufwand zur Erstellung der
Einkommensteuererklärung erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/10394). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, wie
viel Einkommensteuererklärungen in Deutschland pro Jahr abgegeben werden
und wie viele Erklärungen dabei ausschließlich Einkünfte aus
unselbständiger Tätigkeit enthalten. Gefragt wird auch nach Angaben zu
Kapitalerträgen und zur Nutzung der Entfernungspauschale. In der
Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es, die Erstellung der
Einkommensteuererklärung sei für viele Steuerzahler mit einem großen
Zeitaufwand verbunden. Knapp vier Stunden verbringe ein durchschnittlicher
deutscher Arbeitnehmer mit der Erstellung seiner Steuererklärung. Viele
Millionen Mal wiederhole sich dieser Vorgang Jahr für Jahr. Dies wolle die
FDP-Fraktion ändern, wird angekündigt.

 * 

4. Leerstand von bundeseigenen Immobilien

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach leerstehenden Liegenschaften fragt die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/10358). Die Fragen richten sich speziell nach
Liegenschaften der Bundeswehr und der Bundes beziehungsweise des ehemaligen
Bundesgrenzschutzes. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage erläutern die
Abgeordneten, der Entwurf des sogenannten Geordnete-Rückkehr-Gesetzes sehe
eine Aufhebung des Trennungsgebots zwischen Abschiebehaftplätzen und
Haftplätzen im regulären Justizvollzug vor. Begründet werde dies damit,
dass anderweitig dem Bedarf an Abschiebehaftplätzen zukünftig nicht
ausreichend Haftplätze gegenüber stünden. Die Abgeordneten haben gegen eine
Aufweichung des Trennungsgebots grundrechtliche und europarechtliche
Bedenken. Außerdem hätten Bundesländer bereits gemeldet, dass die
Kapazitäten im regulären Justizvollzug ausgelastet seien. Daher sei es
dringend geboten, nach Alternativen zur Aufhebung des Trennungsgebots zu
suchen.

 * 

5. Wachsendes Armutsrisiko von Familien

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Das wachsende Armutsrisiko von Familien mit Kindern ist
Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/10440). Die Abgeordneten
zitieren eine Untersuchung des Familienbundes der Katholiken und des
Deutschen Familienverbandes, die ergeben habe, dass selbst Familien mit
50.000 Euro Jahresbruttoeinkommen mit mehr als drei Kindern weniger frei
verfügbares Einkommen hätten als es das Existenzminimum vorsehe. Das
Regierung soll die in der Untersuchung ausgewiesene negative
sozioökonomische Lage von Familien mit zwei beziehungsweise mehreren
Kindern bewerten. Außerdem wird gefragt, ob die Bundesregierung eigene
Studien zur Steuer- und Abgabenlast von Familien mit Kindern in Auftrag
gegeben hat. Außerdem soll die Bundesregierung die nach Ansicht der
AfD-Fraktion in Relation höhere Abgaben- und Steuerlast von Familien mit
Kindern im Vergleich zu kinderlosen Ehepaaren beziehungsweise Ledigen
beurteilen.

 * 

6. AfD fragt nach Künstlicher Intelligenz

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über die Förderung von
Künstlicher Intelligenz (KI) für die Bundeswehr. In einer Kleinen Anfrage
(19/10192) will sie unter anderem wissen, auf welchen Gebieten der KI die
Bundeswehr derzeit mit den Bundeswehr-Universitäten, staatlichen und
privaten Universitäten sowie ausländischen Forschungseinrichtungen
zusammenarbeitet. Zudem möchte sie erfahren, welche Einsatzmöglichkeiten
der KI die Bundesregierung im militärischen Bereich sieht und welche
Schlüsse sie daraus für das Fähigkeitenprofil der Bundeswehr zieht.

 * 
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BUNDESTAG/8490: Heute im Bundestag Nr. 633 - 03.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 633

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Juni 2019, Redaktionsschluss: 09.25 Uhr

1. Nutzung von Elektrokleinstfahrzeugen

2. Bahn will 2050 CO2-emissionsfrei sein

3. Keine Forschungsgelder für Hyperloop

4. Pünktlichkeit geht vor Energieeffizienz

5. Probleme mit Schweißnähten am ICE4

6. Tempolimits in Mitteldeutschland erfragt



1. Nutzung von Elektrokleinstfahrzeugen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Elektrokleinstfahrzeuge müssen nach Angaben der
Bundesregierung für die Erteilung einer Allgemeinen Betriebserlaubnis (ABE)
den Voraussetzungen der Verordnung über die Teilnahme von
Elektrokleinstfahrzeugen am Straßenverkehr und zur Änderung weiterer
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften
(Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung) entsprechen. Die
Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung beinhalte Anforderungen an einzelne
Bauteile, als auch an das Gesamtfahrzeug, heißt es in der Antwort der
Regierung (19/10216) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/9758).

Im Falle der Nutzung eines Elektrokleinstfahrzeugs ohne die erforderliche
ABE oder EBE auf öffentlichen Straßen ist der Vorlage zufolge nach der
Änderung der Bußgeldkatalog-Verordnung für den Führer des
Elektrokleinstfahrzeugs und den Halter, der die Inbetriebnahme anordnete
oder zuließ, ein Bußgeldregelsatz in Höhe von 70 Euro vorgesehen, schreibt
die Regierung.

 * 

2. Bahn will 2050 CO2-emissionsfrei sein

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Anteil erneuerbarer Energien im Bahnstrommix 2018
beträgt nach Angaben der Bundesregierung 57,2 Prozent. Dafür kombiniere die
Deutsche Bahn AG (DB AG) verschiedene Energieträger, heißt es in der
Antwort (19/10121) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/8817). Die Hauptquelle sei Wasserkraft, heißt es in der Antwort
weiter. Werke an Rhein, Mosel, Ruhr, Main, Donau, Lech, Isar, Inn und vom
Edersee Wasserkraft lieferten über ein Elektrizitätsversorgungsnetz
bilanzielle EE-Strommengen an die DB AG.

Nach Auskunft des Unternehmens soll der Ökostromanteil am Bahnstrom von
aktuell 57 Prozent bis zum Jahresende 2019 um drei Prozentpunkte auf 60
Prozent ansteigen, teilt die Regierung mit. Die DB AG strebe an, im Jahr
2030 einen Ökostromanteil am Bahnstrommix von 80 Prozent zu erreichen und
bis zum Jahr 2050 keine CO2-Emissionen mehr auszustoßen.

 * 

3. Keine Forschungsgelder für Hyperloop

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung geht nach eigenen Angaben davon aus,
dass noch mehrere Jahre für Forschung und Entwicklung des
Hochgeschwindigkeitstransportsystems "Hyperloop" benötigt werden, um die
verschiedenen Komponenten wie Röhre, Schienen, Kapseln, Antriebs-,
Stabilisierungs- und Bremssysteme unter realen Bedingungen praktisch zu
testen und im Anschluss gegebenenfalls mit Industriepartnern und Betreibern
Technologien und Modelle für eine kommerzielle Nutzung zu entwickeln. Das
geht aus der Antwort der Regierung (19/10325) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9247) hervor. In der Antwort heißt es weiter, durch die
Bundesregierung erfolge derzeit keine Förderung von Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben von Hyperloops basierend auf Vakuumkammern. Durch die
Entwicklung eines Prototyps an der TU München könnten jedoch wichtige
Erkenntnisse für die Entwicklung eines künftigen Transportwesens gewonnen
werden.

Beim Hochgeschwindigkeitstransportsystem Hyperloop handelt es sich nach
Aussage der Liberalen um "die Fortbewegung in einer weitgehend evakuierten
Fahrröhre, in welcher Transportkapseln fungieren". Diese Kapseln, die auf
Luftkissen gleiten, würden mit nahezu Schallgeschwindigkeit in den
Fahrröhren fortbewegt. Das Teilvakuum sei es, was eine Reisegeschwindigkeit
von etwa 1.220 km/h ermögliche, wodurch der Luftwiderstand sinke. In den
Kapseln können nach Aussage der FDP-Fraktion Waren oder auch Menschen
transportiert werden.

 * 

4. Pünktlichkeit geht vor Energieeffizienz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für Lokführer der Deutschen Bahn AG (DB AG) existieren
nach Angaben der Bundesregierung beim energiesparenden Fahren "keine
Vorgaben, Sanktionierungen oder anderweitige Anreize". Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/10115) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/9370) hervor. Die Regierung beruft sich dabei auf Auskünfte der DB AG.

Weiter heißt es in der Antwort, es würden lediglich streckenspezifische
Referenzwerte für den Energieverbrauch herausgegeben, an denen sich die
Triebfahrzeugführer orientieren können. Darüber hinaus gebe es
Fahrempfehlungen, die den Triebfahrzeugführern helfen, eine möglichst
effiziente Geschwindigkeit zu wählen. Die Anwendung sei von den jeweiligen
betrieblichen Erfordernissen abhängig. "Grundsätzlich gilt immer Sicherheit
geht vor Pünktlichkeit, Pünktlichkeit geht vor Energieeffizienz", schreibt
die Bundesregierung.

In ihrer Anfrage hatte die AfD-Fraktion auf Medienberichte verwiesen, laut
denen Lokführer berichtet haben, dass es im Bahnverkehr immer wieder zu
Verspätungen und Komforteinbußen komme, weil die Lokführer zu
energiesparendem Fahrverhalten angehalten seien.

 * 

5. Probleme mit Schweißnähten am ICE4

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion spricht in einer Kleinen Anfrage an die
Bundesregierung (19/10190) "Probleme mit Schweißnähten am ICE4" an. Durch
verschiedene Berichte und Stellungnahmen der Deutschen Bahn AG (DB AG) über
Probleme mit Schweißnähten an ICE4-Zügen seien grundsätzliche Fragen über
das Beschaffungswesen bei der DB AG aufgekommen, heißt es in der Vorlage.
Die Abnahme von insgesamt 100 Zügen dieses Typs mit einem Auftragsvolumen
von sechs Milliarden Euro sei deshalb zunächst gestoppt worden, schreiben
die Abgeordneten. Zwar werde davon ausgegangen, dass die bereits
ausgelieferten Züge allen Sicherheitsvorschriften entsprechen. "Dennoch
sollte hier umfassend nachgeprüft werden." Auch müsse über eine alternative
Beschaffung nachgedacht werden, sollte der Kauf von ICE4-Zügen dauerhaft
ausgesetzt werden, heißt es in der Anfrage der Liberalen.

Von der Bundesregierung wollen die Parlamentarier nun wissen, wann sie über
die Fehler an den Schweißnähten in Kenntnis gesetzt wurde und warum der
Fehler "erst jetzt" bemerkt wurde. Gefragt wird auch, ob es nach Kenntnis
der Bundesregierung "fehlerhafte Vorgänge im Beschaffungswesen" bei der DB
AG gibt.

 * 

6. Tempolimits in Mitteldeutschland erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Geschwindigkeitsbegrenzungen es derzeit auf den
Autobahnen in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen gibt, möchte die 
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10189) wissen. Die Abgeordneten
fragen außerdem, wie viele dieser Geschwindigkeitsbegrenzungen temporär
sind und wie sich die Zahl der dauerhaften und temporären
Geschwindigkeitsbegrenzungen in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in
den letzten zehn Jahren verändert hat.

 * 
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INNEN/4759: Herstellung stabiler Verhältnisse am wichtigsten


FDP-Pressemitteilung vom 3. Juni 2019

TEUTEBERG-Statement: Herstellung stabiler Verhältnisse am
wichtigsten



FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg gab zu den jüngsten
Entwicklungen in der SPD und der Großen Koalition heute das folgende
Statement ab:

"Was wir gerade erleben, das ist mehr als die Krise einer einzelnen
Person oder Partei. Die Frage nach dem Umgang unter und mit
Politikern ist berechtigt. Denn die Frage 'Tue ich mir das an?', das
ist eine Frage, die entscheidend dafür ist, wer sich in der Politik
engagiert und damit auch eine Frage der Nachwuchsgewinnung in unserer
Demokratie.

Zugleich haben wir eine Regierung, die zumindest auf einem Bein
wackelt. Und am wichtigsten ist jetzt die Herstellung stabiler
Verhältnisse, die Herstellung von Handlungsfähigkeit angesichts
großer Handlungs-Notwendigkeiten - auch und gerade in Europa. Dazu
müssen alle ihren Beitrag leisten: die SPD, indem sie ihre eigenen
Führungsfragen klärt, aber auch alle anderen Parteien, indem sie ein
Bild abgeben, das zeigt, dass Verantwortung jetzt das oberste Prinzip
ist.

Wir werden heute in unseren Führungsgremien beraten über die Lage.
Und es ist jetzt gerade nicht die Zeit, angesichts des Ernstes der
Lage, irgendwelche parteitaktischen Erwägungen nach vorne zu stellen
und irgendwelche Forderungen aufzustellen oder etwas auszuschließen,
sondern gründlich und besonnen zu beraten. Und das werden wir heute
tun."

 * 
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HAMBURG/4774: Chaos im Medienbunker - Senat sieht zu, DIE LINKE beantragt (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. Juni 2019

Chaos im Medienbunker: Senat sieht zu, DIE LINKE beantragt



Wasserschäden und Baulärm bedrohen Bestandsmieter im Medienbunker an
der Feldstraße in ihrer Existenz - doch auf eine Anfrage der Fraktion
DIE LINKE (Drs. 21/17306) lässt der Senat überwiegend den Investor der
umstrittenen Baumaßnahmen antworten. "Die Matzen Immobilien GmbH malt
ein sehr eigenartiges Bild von den Zuständen", kritisiert Norbert
Hackbusch, kulturpolitischer Sprecher der Fraktion. "Und der Senat
verlässt sich einfach auf die Aussagen des Investors. Der behauptet,
von Wasserschäden seien lediglich nicht genutzte Räume oder Nebenräume
betroffen, Schimmel gebe es nicht und überhaupt werde schon alles
saniert. Das steht in kräftigem Widerspruch dazu, dass die
Mieter_innen des Bunkers zum Beispiel von wahren Sturzbächen
berichten. Dass es beim Konzert der Goldenen Zitronen auf die Bühne
geregnet hat, dürften alle 700 Leute im Publikum mitbekommen haben -
bloß der Investor angeblich nicht, der diesen Zustand verursacht hat.
Er wirft Nebelkerzen, der Senat schaut zu und die Kulturbetriebe
können sehen, wo sie bleiben."

Ob Einnahme- bzw. Umsatzverluste der betroffenen Betriebe ausgeglichen
werden, will der Senat nicht beantworten. Auch weder über das Ausmaß
der Schäden im Gebäude noch über eine Gefährdung der Gebäudesubstanz
kann er gesicherte Aussagen treffen. "Wegen der akuten
Beeinträchtigungen und der unklaren Informationslage fordern wir in
der Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft diesen Mittwoch mit einem
Antrag (Drs. 21/17295) einen Baustopp des Aufstockung, bis die
Gefährdung wichtiger kultureller Institutionen beendet und ein
Bestandsschutz gewährleistet ist", so Hackbusch.

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2387: Fluglärm sorgt für Unmut (Li)


Landtag intern 4/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Fluglärm sorgt für Unmut

Sachverständige zu nächtlichen Starts und Landungen in Düsseldorf

von Michael Zabka



27. März 2019 - Der Flughafen Düsseldorf zählte im vergangenen Jahr
eigenen Angaben zufolge rund 24,3 Millionen Passagiere und mehr als
218.000 Flugbewegungen. Für Unmut sorgen Starts und Landungen
außerhalb der regulären Betriebszeiten. Im Verkehrsausschuss haben
sich Sachverständige zum Antrag der Grünen-Fraktion "Nächtliche
Lärmbelastungen durch Verspätungen am Flughafen Düsseldorf wirksam
reduzieren" geäußert.


In Düsseldorf dürften Flugzeuge, von Ausnahmen abgesehen,
zwischen 23 und 6 Uhr weder landen noch starten, heißt es in dem
Antrag (Drs. 17/4105). Die Ausnahmeregeln würden jedoch immer häufiger
in Anspruch angenommen - im Jahr 2017 seien es 2.032 Fälle gewesen.
"Im Gegensatz zum Land NRW treten andere Bundesländer wie Hessen und
Hamburg den dort auftretenden Verspätungen und Verletzungen der
Nachtruhe an den Flughäfen weit entschiedener entgegen", so die
Grünen. Sie fordern u. a., die "lärmabhängigen Landeentgelte"
drastisch zu erhöhen.

So sei 2017 in Hamburg der Zuschlag für Starts und Landungen nach
23 Uhr auf bis zu 700 Prozent angehoben und in fünf Stufen gestaffelt
worden. Für häufig verkehrende Flugzeuge der Lärmklasse 4 (z. B.
Airbus 320 oder Boeing 737) wird in der Hansestadt nach Angaben der
Grünen zwischen 0 und 5.59 Uhr ein Zuschlag von 854 Euro berechnet. In
Düsseldorf seien für ein vergleichbares Flugzeug zwischen 0 und 4.59
Uhr 329 Euro, zwischen 5 und 5.59 Uhr 312,55 Euro fällig.

Man habe gemeinsam mit den Airlines viel getan, um "die
Pünktlichkeitsperformance zu steigern", teilte der Flughafen
Düsseldorf dem Ausschuss mit. Die Zahl der nächtlichen Starts und
Landungen sei "seit Anfang November trotz eines deutlich gestiegenen
Verkehrsaufkommens spürbar zurückgegangen". Beim Lärmschutz nehme
Düsseldorf eine "Vorreiterrolle unter den deutschen Flughäfen" ein.
Verspätungen seien kein standortspezifisches Problem, sie kämen in
ganz Europa vor.



"Sie planen zu eng"





Der Verein "Bürger gegen Fluglärm" bezeichnete den Düsseldorfer
Flughafen in seiner Stellungnahme als "Verspätungsmeister
Deutschlands". Hauptverursacher seien die Fluggesellschaften selbst:
"Sie planen zu eng, um - auf Biegen und Brechen - einen Umlauf mehr
(oder einen deutlich längeren Umlauf) zu schaffen als die Konkurrenz."
Diese Praxis sei in Düsseldorf mit den geringsten Mehrkosten
verbunden. Der Verein forderte, die Zahl der Nachtflüge "mindestens zu
halbieren", sonst gebe es "keinen Frieden mit den Nachbarn".

Der Flughafen Düsseldorf sei "unverzichtbar für den
Luftverkehrsstandort Deutschland", befand der Flughafenverband ADV
(Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen). Der Verband wies
auf die nahe gelegenen Flughäfen Amsterdam-Schiphol und
Brüssel-Zaventem als "zwei große und erfolgreiche Wettbewerber" hin.
Sie verfügten über deutlich großzügigere Regelungen: "Weitere
Einschränkungen am Flughafen Düsseldorf würden unweigerlich einen
Verlust an Wettbewerbsfähigkeit mit sich bringen." Dass Düsseldorf bei
Verspätungen an der Spitze liege, stimme nicht, hieß es im Ausschuss.
Der Flughafen liege "im Mittelfeld".

Thomas Goßen, Bürgermeister der Stadt Tönisvorst und Vorsitzender der
Fluglärmkommission, wies darauf hin, dass die Zahl der nächtlichen
Starts und Landungen seit Jahren steige. Er sprach von einem
"strukturellen Problem" in Düsseldorf.

Bei den Landungen nach 22 Uhr sei in Düsseldorf die Zeit zwischen 22
und 23 Uhr die "Spitzenstunde", so die Initiative "Kaarster gegen
Fluglärm". 2018 habe die Zahl der Landungen nach 23 Uhr mit 2.436
einen "Allzeit-Rekord" erreicht. Flugpläne, klagte die Initiative,
würden offenbar "von keiner Stelle" auf Realisierbarkeit hin geprüft.

Um die Leistungsfähigkeit der Flughäfen zu erhalten, seien
Nachtflugregelungen und Betriebsgenehmigungen "so zu gestalten, dass
neben den Schutzinteressen der Bevölkerung auch die logistischen
Anforderungen von Industrie und Handel, die Anforderungen der Airlines
an einen wirtschaftlichen Flugbetrieb sowie der hohe
regionalwirtschaftliche Nutzen von Flughäfen angemessen berücksichtigt
werden", hieß es in einer Stellungnahme der Industrie- und
Handelskammern (IHK) in Nordrhein-Westfalen. Eine restriktivere
Handhabung der Tagesrandzeiten, so die IHK, würde die
Wettbewerbsfähigkeit schwächen: "Dies hätte negative Auswirkungen auf
den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5161: Verfassungsschutzbericht 2018 - Demokraten sollten enger zusammenrücken (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.06.2019

Hüttner zum Verfassungsschutzbericht 2018: Demokraten sollten enger
zusammenrücken



Am heutigen Montag hat Innenminister Roger Lewentz die wesentlichen
Erkenntnisse des Verfassungsschutzberichtes 2018 öffentlich
präsentiert. Michael Hüttner, extremismuspolitischer Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion, erklärt hierzu: "Rheinland-Pfalz war auch im
vergangenen Jahr kein Hauptschauplatz extremistischer Umtriebe in
Deutschland. Allerdings gab es einen Anstieg im Bereich des
politischen Islamismus und des Salafismus sowie der Reichsbürgerszene.
Das Personenpotential des politischen Rechtsextremismus und des
Linksextremismus ist konstant geblieben. Jede Demokratin und jeden
Demokraten muss besorgen, dass mehr Körperverletzungsstraftaten in
Zusammenhang mit politischem Extremismus begangenen worden sind. Die
Sicherheitsbehörden, die solche Bestrebungen konsequent im Auge haben
und die Akteure und Strukturen kennen, sind wichtiger denn je. Es geht
darum, konsequent gegen die Feinde des freiheitlichen
Gesellschaftssystems vorzugehen."

Hüttner sagt weiter: "Zudem geht es darum, dass wir im täglichen
Leben, bei Diskussionen in der digitalen Welt und bei politischen
Äußerungen im öffentlichen Leben achtsam sind. Demokratinnen und
Demokraten sollten sich - auch im harten politischen Streit - nicht
grundsätzlich verächtlich machen. Die Demokratinnen und Demokraten
sollen enger zusammenstehen. Wir müssen gemeinsam gegen diejenigen
vorgehen, die unseren Staat und seine Institutionen in Frage stellen
wollen."

 * 
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ASYL/1377: Warnung vor dramatischen zum Teil nicht erkannten Folgen der Gesetzgebungswut (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 3. Juni 2019

Parallel zur Nabelschau von CDU/CSU und SPD - Marathonanhörungen im
Bundestag

PRO ASYL warnt vor dramatischen zum Teil nicht erkannten Folgen der
Gesetzgebungswut



Anlässlich der Marathonanhörungen im Bundestag am heutigen 03.06.2019 und
den mit sich selbst beschäftigten Fraktionen von SPD und CDU/CSU warnt PRO
ASYL vor den Folgen der geplanten Gesetzesänderungen für Geduldete.

Im Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit stand bisher das
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz«. PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt
fordert die Bundestagsmehrheit von CDU, CSU und SPD auf, die für diese
Woche vorgesehenen abschließenden Beratungen zu stoppen, erst Recht nach
den Personaldebatten. »CDU, CSU und SPD betreiben eine selbstreferentielle
Nabelschau in Folge des Wahldesasters der Europawahl. Es schadet der
Gesellschaft und den Betroffenen, wenn die Gesetzespakete im Eiltempo
durchgepeitscht werden und Zehntausende in Deutschland künftig in einem
Zustand der Perspektivlosigkeit ausharren müssen. Diese Gesetzespakete
atmen den Geist des Rechtspopulismus und sind unausgegoren. Sie müssen
gestoppt werden.«

Es scheint, als ob die absehbare Wirkungslosigkeit des Duldungsgesetzes auf
Kosten der Geduldeten und der Betriebe das eigentliche Motiv der Hardliner
in der Union ist. SPD und die Arbeits- und Wirtschaftsexperten der Union
erkennen offensichtlich nicht, dass dies alles unserer Gesellschaft
schadet. Sie haben sich beim politischen Tauschhandel für das Ja zum
Fachkräfteeinwanderungsgesetz und dem »Geordnete-Rückkehr-Gesetz« bei den
Neuregelungen für eine Bleiberechtsperspektive über Ausbildung und
Beschäftigung über den Tisch ziehen lassen.

»Die Ausbildungsduldung wird künftig leer laufen. Die versteckten Hürden im
Paragrafendschungel sabotieren eine bisher immerhin noch leidlich
funktionierende Regelung« warnte Lea Rosenberg, Vorständin von PRO ASYL.
»So, wie die Neuregelungen zur Ausbildungsduldung aussehen, müsste man sich
wünschen, dass es besser zu gar keinen Änderungen kommt.« Lea Rosenberg
vertritt PRO ASYL bei der Anhörung zum Gesetzentwurf zur »Duldung bei
Ausbildung und Beschäftigung« (BT-Drs. 19/8286). Die von der GroKo selbst
gesetzten Ziele von Rechtssicherheit und einer ausbildungsfreundlichen
Regelung werden durch neu aufgetürmte Hemmnisse geradezu konterkariert.

Auch die Beschäftigungsduldung ist offensichtlich gewollt als Rohrkrepierer
konstruiert. Nur wenige Geduldete werden von dieser neuen Regelung
profitieren können, selbst wenn sie in Beschäftigung sind. Die allermeisten
Menschen in Arbeit und Arbeitgeber werden weiterhin ständig eine
Abschiebung befürchten müssen. Die verschärften Zugangshürden im
Gesetzentwurf kommen einer Zertrümmerung der realen Chancen auf
Abschiebungsschutz während Ausbildung und Beschäftigung gleich.

Beispiele für versteckte und offensichtliche Hürden bei der
Ausbildungsduldung:

• Aktenübergabe an zentrale ABH zählt als Einleitung der Buchung von
Transportmitteln für die Abschiebung und damit als Ausschlussgrund:

In den meisten Bundesländern gibt es zentrale Ausländerbehörden, an die
standardmäßig jede Akte eines geduldeten Menschen übergeben wird. Dieses
Routineverfahren könnte frühzeitig zum Ausschluss aller Geduldeten von der
Ausbildungsduldung in diesen Bundesländern führen. Denn nach der
Gesetzesbegründung gilt bereits die Übergabe der Akte als Einleitung der
Buchung von Transportmitteln und damit als Ausschlussgrund von der
Ausbildungsduldung.

• »Offensichtlicher Missbrauch« als Ausschlusstatbestand:
Ausländerbehörde spielt Arbeitgeber

Dieser Ausschlusstatbestand gibt den Ausländerbehörden ein grenzenloses
Instrument zur Verweigerung der Ausbildungsduldung, selbst wenn alle
anderen Erteilungsvoraussetzungen erfüllt sind und keine sonstigen
Ausschlussgründe vorliegen. Dabei geht es hier, laut Gesetzesbegründung,
zum Beispiel um fehlende Sprachkompetenzen für die Ausbildung - die
Beurteilung dessen muss aber beim Betrieb liegen, nicht bei der
Ausländerbehörde.

• Wartefrist von 6 Monaten für Geduldete soll für die Abschiebung
genutzt werden

Eine Wartefrist von 6 Monaten vor Ausbildungsduldungserteilung soll
Ausländerbehörden explizit Zeit für Abschiebungen Geduldeter verschaffen,
selbst wenn sie bereits einen Ausbildungsvertrag haben und alle Beteiligten
bereit sind, eine Ausbildung zu beginnen. Das Ziel, Rechtssicherheit für
Arbeitgebende und Auszubildende zu schaffen, wird so gerade ins Gegenteil
verkehrt. Handwerksbetriebe, Altenpflegeheime und Krankenhäuser benötigen
Sicherheit. Unter diesen Bedingungen wird es sich ein Handwerksbetrieb oder
ein Krankenhaus dreimal überlegen, eine Ausbildungsstelle überhaupt zu
vergeben, wenn jederzeit (noch dazu unangekündigt) mit einer Abschiebung
gerechnet werden muss.

• Einleitung eines Dublin-Verfahrens als Ausschlussgrund

Ebenso soll laut Gesetzentwurf als »konkrete Maßnahme zur 
Aufenthaltsbeendigung« und damit als Ausschlussgrund bereits die Prüfung der
Zuständigkeit Deutschlands für das Asylverfahrens gelten ( 60b Abs. 2 Nr.
5e AufenthG -E). Eine solche Prüfung wird jedoch in jedem Asylverfahren
durchgeführt. Der Gesetzestext und ebenso die Gesetzesbegründung sind
logisch nicht nachvollziehbar.


Weitere Gesetzgebungsverfahren

Im Innenausschuss wird außerdem die Entfristung der Wohnsitzauflage
beraten, obwohl die versprochene Evaluierung dieser heftig kritisierten
Maßnahme nicht vorliegt und erste Erkenntnisse nach IAB folgende Ergebnisse
zeigen: die Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten, die einer
Wohnsitzauflage auf Kreisebene bzw. kommunaler Ebene unterliegen, erfolgt
langsamer als in der Kontrollgruppe, für die das nicht zutrifft. Die Dauer
bis zur Aufnahme einer ersten Erwerbstätigkeit steigt in der Gruppe, die
einer Wohnsitzauflage unterliegt, um 17 Prozent im Vergleich zur
Kontrollgruppe - so der Arbeitsmarktexperte Brücker in seiner Stellungnahme
zur Anhörung.

Im Arbeits-und Sozialausschuss wird außerdem das
Asylbewerberleistungsgesetz beraten, nicht aber die Leistungskürzung auf
Null für aus Griechenland, Bulgarien vor menschenrechtswidrigen Zuständen
Weiterfliehenden, die ins Geordnete Rückkehrgesetz gepackt wurde, um die
Zustimmungspflicht des Bundesrates zu umgehen. Die Gesetzesvorhaben sind
maßlos und kaum durchschaubar miteinander verflochten. 22 Anwalts- und
Richtervereinigungen, Kinderrechts-, Wohlfahrts- und
Menschenrechtsorganisationen, darunter PRO ASYL, haben sich deswegen in
einem Offenen Brief an die Abgeordneten des Bundestages gewendet [1]. Sie
protestieren insbesondere gegen das zweite »Hau-ab-Gesetz« und fordern den
Bundestag dazu auf, gegen das Gesetz zu stimmen.



Eine Übersicht mit Analyse der Folgen finden Sie auch unter:

https://www.proasyl.de/news/marathonanhoerung-im-bundestag/

Anmerkung:

[1] https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Offener-Brief-Geordnete-R%C3%BCckkehr-Gesetz.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 3. Juni 2019
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ASYL/1376: Wenn das Geschlecht über den Asylantrag entscheidet (idw)


Universität Mannheim - 31.05.2019

Wenn das Geschlecht über den Asylantrag entscheidet



Eine Studie des Mannheimer Politikwissenschaftlers Dr. Alejandro Ecker
und seiner Wiener Kollegen zeigt: Frauen erhalten leichter Asyl, wenn die
darüber urteilende Person hauptsächlich Anträge von Männern bearbeitet.
Auch weitere Gender-Effekte finden die Wissenschaftler.

Das Geschlecht Asylsuchender kann entscheidenden Einfluss darauf haben, ob
eine richterliche Entscheidung für oder gegen einen Asylantrag fällt. Zu
diesem Ergebnis kommt eine Studie von Politikwissenschaftlern der
Universitäten Mannheim und Wien. Die Forscher haben mehr als 40.000
richterliche Entscheidungen über Asylanträge in Österreich ausgewertet,
die eine randomisierte Zuweisung der Sachverhalte an die Richterinnen und
Richter aufweisen. Unabhängig vom entscheidungserheblichen Sachverhalt
zeigte es sich, dass Richterinnen und Richter, die vornehmlich Fälle
männlicher Antragsteller bearbeiteten, eher zu Gunsten von Frauen
entschieden. Bei Richterinnen und Richtern mit einer annähernd
paritätischen Verteilung weiblicher und männlicher Antragsteller zeigten
sich hingegen keinerlei geschlechtsspezifische Unterschiede.

Auf das Geschlechterverhältnis kommt es an

"Wenn ein Richter - egal ob Mann oder Frau - vorwiegend mit männlichen
Antragstellern zu tun hatte, erhöhte das die Chancen weiblicher
Antragsteller um rund 17 Prozentpunkte. Bei Richterinnen und Richtern, die
bei ihren Fällen mit einem ausgeglichenen Geschlechterverhältnis zu tun
hatten, hatten Frauen dagegen keinen messbaren Vorteil", fasst Dr.
Alejandro Ecker zusammen. Er ist Politikwissenschaftler am Mannheimer
Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES) der Universität Mannheim
und Hauptautor der Studie. Co-Autoren sind Dr. Laurenz Ennser-Jedenastik
und Dr. Martin Haselmayer von der Universität Wien. "Insgesamt finden wir
deutliche empirische Belege, dass das Geschlecht des Antragstellers
Einfluss darauf hat, ob der Antrag positiv beschieden wird. Und auch das
Geschlecht des Richters hat einen gewissen Einfluss", so Ecker.

Frauen urteilten etwas großzügiger

Richterinnen sind demnach generell eher geneigt, Asyl zu gewähren, als
ihre männlichen Kollegen. Bei weiblichen Richtern lag die Chance auf eine
positive Entscheidung um rund neun Prozentpunkte höher - und zwar für
Antragsteller beiderlei Geschlechts. "Weibliche Richter bevorzugen oder
benachteiligen also nicht das eigene Geschlecht", erklärt Alejandro Ecker.
Männliche Richter urteilten der Studie zufolge insgesamt etwas strenger,
seien bezüglich des Geschlechts jedoch ebenfalls grundsätzlich neutral.
Diese Neutralität funktioniere aber offenbar am besten, wenn bei den zu
bearbeitenden Fällen ein annähernd ausgeglichenes Geschlechterverhältnis
herrsche, folgern die Autoren der Studie.

Insgesamt fielen im Untersuchungszeitraum 2008 bis 2013 rund 31 Prozent
der Urteile des österreichischen Asylgerichtshofs positiv aus. 81 Richter
- davon 39 Frauen - bearbeiteten durchschnittlich jeweils rund 90 Fälle
pro Jahr. Das Geschlechterverhältnis bei den zu bearbeitenden Fällen war
höchst unterschiedlich. Während einzelne Richterinnen und Richter ein Jahr
lang keinen einzigen Antrag einer Frau bearbeiteten, hatten andere zu fast
zwei Dritteln mit weiblichen Antragstellern zu tun. Dies hängt unter
anderem damit zusammen, dass die Richterinnen und Richter für bestimmte
Länder oder Regionen zuständig sind. Im Untersuchungszeitraum bezogen sich
rund 28 Prozent der österreichischen Urteile auf Frauen.

"Die Verfahren müssen in jeder Hinsicht fair sein."

"Unsere Studie untersuchte nicht, ob die einzelnen Entscheidungen richtig
oder falsch waren. Auch treffen wir keine Aussage darüber, ob Frauen zu
nachsichtig oder Männer zu streng behandelt werden oder urteilen. Aber wir
stellen fest, dass Asylanträge von Männern und Frauen unter Umständen
ungleich behandelt werden. Und da Asylentscheidungen Grundrechte sowie den
Rechtsstaat als Ganzes betreffen, halten wir das für ein Problem", erklärt
Ecker: "Die Verfahren müssen in jeder Hinsicht fair sein."

Aufgrund der Verfügbarkeit der Daten stammen die untersuchten Urteile
ausschließlich aus Österreich und aus einem bestimmten Zeitraum. Die
Ergebnisse der Studie sind daher nur bedingt verallgemeinerbar. "Es
scheint aber nicht abwegig anzunehmen, dass ein ähnlicher Effekt, wie wir
ihn für Österreich nachgewiesen haben, auch andernorts auftreten kann",
erläutert Ecker. Ziel sei es dazu beizutragen, dass Asylanträge möglichst
ausschließlich anhand sachlicher Kriterien entschieden werden. Um den
beobachteten Geschlechtereffekten gegenzusteuern sei es möglicherweise
sinnvoll, Asylanträge und Beschwerden von geschlechterparitätisch besetzen
Gremien entscheiden zu lassen, so eine Anregung der Autoren.


Originalpublikation:

Ecker, Alejandro, Laurenz Ennser-Jedenastik & Martin Haselmayer (2019):

Gender bias in asylum adjudications: Evidence for leniency toward token
women.

Sex Roles (online verfügbar).

https://doi.org/10.1007/s11199-019-01030-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution61

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Mannheim, 31.05.2019
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RAUB/1199: Luftraum - imperiale Okkupation allgemein verfügbarer Ressourcen ... (SB)




Während sich logistische Infrastrukturen in Gestalt konzentrierter Knoten
wie Häfen, Landhäfen oder Datenzentren präsentieren, besteht ihre Wirklichkeit
in einer verteilten und resilienten Form von Macht, die Ungleichgewichte und
spezifische Ausbeutungsbedingungen in Wert setzt und reproduziert. Während
logistische Infrastrukturen eine Welt der Unternehmen mit selektiven Grenzen
zelebrieren, müssen wir eine transnationale politische Kommunikation herstellen,
mit der Forderungen erhoben werden, die der fortwährenden Mobilität von
MigrantInnen in Europa und darüber hinaus entsprechen.
 
Logistics, Power, Strike: Elements for the Political Infrastructure[1]

Der in der EU offiziell erhobene Anspruch auf die freie Bewegung von Personen
endet an den Außengrenzen des Staatenbundes und ist ohnehin nur gültig im
Kontext der sogenannten Grundfreiheiten des europäischen Binnenmarktes. Allein
zur Erfüllung von Sinn und Zweck des freien Verkehrs von Waren, Dienstleistungen
und Kapital ist die Einwanderung in die EU legitim und erwünscht. Besonders
augenfällig wird dies in der Unterscheidung des Reisens auf geographisch
vertikaler Achse - von der EU ausgehenden Flugreisen steht die Welt offen, wer
sie zu Fuß in Richtung EU erschließen will, ist mit einem selektiven Grenzregime
konfrontiert, das flüchtende Menschen abwehrt und eventuell gewährten Zutritt an
den potentiellen ökonomischen Nutzen der MigrantInnen bindet.

Dieses Mißverhältnis gründet im Kern auf dem Interesse an der Ausbeutung von
Arbeit im Rahmen einer weltweiten Logistik, die die Produktivitätsunterschiede
der verschiedenen Länder und Regionen als Hebel der Kapitalakkumulation
einsetzt. Um Geschäfte in aller Welt machen zu können, ist der freie Flugverkehr
unentbehrlich, denn vieles läßt sich nicht mit elektronischer Datenkommunikation
organisieren. Zudem befürchten Unternehmen, die in einem stark umkämpften Markt
agieren, auf diesem Wege von der Konkurrenz ausspioniert zu werden. Der
imperiale Anspruch auf Kapitalverwertung an jedem Ort zu jeder Zeit und zu
möglichst selbstgewählten Bedingungen wird durch die physische Präsenz der
transnationalen Managerklasse und ihrer temporären Residenz in einer der Global
Cities unterstrichen, die nur per Flugzeug und einer auf die Flughäfen
ausgerichteten Logistik der Straßen und Verkehrsmittel schnell und sicher zu
erreichen sind.

Ohne dies wäre die Ausübung des Kommandos über die Billigarbeit in den Ländern
des Südens ein weit zeitaufwendigerer und mit höheren Kontrollverlusten
behafteter Teil der Verwertung lebendiger Arbeit. Verfügten die Menschen, die
aus Mangel an Eigentum und Produktionsmitteln ihre Arbeitskraft verkaufen
müssen, über ein entsprechendes System global vernetzter Infrastruktur, mit dem
dafür gesorgt werden könnte, daß Arbeitskämpfe und Streiks auf transnationaler
Basis Wirkung entfalten, dann wäre das Gefälle zwischen den Standorten nicht
ganz so steil. Die zwischen den Belegschaften ausgespannten Schwellen der
Landesgrenzen wie der zu ihrer Überwindung anfallenden Reisezeiten und -kosten,
der nationalen Unterschiede der Sprachen und Rechtssysteme begünstigen
transnational opererierende Unternehmen, die von den regionalen und nationalen
Unterschieden bei Entlohnung und Arbeitsrecht profitieren und Arbeitskämpfe
durch die Verlagerung der Produktion in ein Werk im Nachbarland ins Leere laufen
lassen können.

Darüberhinaus ist die Flugverkehrsbranche ein wichtiger Wirtschaftsfaktor und
hat eine hochprofitable Tourismusindustrie hervorgebracht, die das
Wohlstandsversprechen des neoliberalen Kapitalismus bekräftigt, seit
NormalverdienerInnen touristische Trips in alle Welt offenstehen. Während die
Infrastruktur des Fliegens mit Megaairports, einem dichten Netz von Direktflügen
und der Erreichbarkeit wichtiger Metropolen im Stundentakt glauben macht, die
Welt sei enger zusammengerückt, stimmt dies für flüchtende Menschen und
ArbeitsmigrantInnen aufgrund der drakonischen Grenzregimes immer weniger.

Global gesehen bleiben Flugreisen das Privileg von rund 5 Prozent der
Weltbevölkerung. Diese nehmen für sich den höchsten Pro-Kopf-Verbrauch an
natürlichen Ressourcen von allen Fortbewegungsformen in Anspruch, so daß die
Mobilität dieses Klassenverhältnisses auch eine Form kolonialer Naturausbeutung
beinhaltet. Dennoch wurde der internationale Flugverkehr weder im Klimaabkommen
von Kyoto noch von Paris in die Pflicht genommen. Bis heute muß die
Flugverkehrsbranche keine Steuern für das Flugbenzin zahlen, internationale
Flüge sind von der Mehrwertsteuer und dem Europäischen Emissionshandelssystem
(ETS) ausgenommen, und der Bau von Flughäfen wird in hohem Ausmaße staatlich
subventioniert. Auf diese Weise wird der extreme Naturverbrauch pro
Personenkilometer auf eine Allgemeinheit umgelastet, die mit MigrantInnen das
Gegenteil dessen macht, was sie mit der Hofierung der Luftfahrtindustrie
praktiziert.

Für die Klimagerechtigkeitsbewegung liegt daher nahe, nicht nur eine Einpreisung
der ökologischen Kosten des Flugverkehrs oder am besten dessen weitgehende
Einstellung zu fordern, sondern im Gegenzug auch diejenigen Menschen zu
unterstützen, deren Mobilität kriminalisiert oder ökonomisch selektiert wird. 
Die Einladung "Refugees Welcome" und der Ruf "No Borders" sind keineswegs nur
ethische, den Universalismus der Menschenrechte beim Wort nehmende Forderungen. 
Eine sozialökologisch gerechte und nachhaltige Politik erhebt freie Bewegung für
alle Menschen auch deshalb zu einer Kernforderung, weil dies in einer Welt
finaler Ressourcen den Kampf um den Erhalt der Lebensgrundlagen von unten
repräsentiert.

Zumindest theoretisch könnten die Wanderungs- und Fluchtbewegungen von Millionen
aus den bereits jetzt unbewohnbar werdenden Regionen in Äquator- und Küstennähe
die Radikalität einer Verbrauchs- und Wachstumsbegrenzung erzwingen,
ohne die die im Verlauf der Industrialisierung aufgehäuften Schulden
wirtschaftlicher Entwicklung nicht zu begleichen sind. Wer eine solche
Entwicklung moralisch unterfüttern möchte, braucht nur darauf zu verweisen, daß
der in Westeuropa und Nordamerika von nicht allen, aber vielen Menschen
genossene Reichtum historisch das Ergebnis der Kolonisierung der Welt durch
westeuropäische Staaten und ihrer imperialistischen Bewirtschaftung durch die
USA und ihre Verbündeten darstellt.

Die gegen die Freiheit der Bewegung gerichtete Renationalisierung der Staaten
und die aus angeblichen Gründen nationaler Vorteilsnahme vollzogene
Einschränkung etablierter Freihandelssysteme müßte folgerichtigerweise auch das
erreichte Ausmaß an Extraktion von Naturressourcen wie lebendiger Arbeit
jenseits der eigenen Grenzen zurückfahren. Spätestens wenn man die Besinnung
aufs Nationale beim Wort nimmt und daran erinnert, daß dies vollständig nur mit
weitgehender Rohstoffautarkie gelingen kann, wird sich zeigen, wie sehr das von
der Neuen Rechten propagierte Hochziehen der Grenzmauern und Einfuhrzölle die
Basis der eigenen Reichtumsproduktion in Frage stellt. Natürlich wollen die
Herren über die Festung "Deutscheuropa" beides - den Schutz eigener Reichtümer
durch hohe Zinnen und Mauern wie die Ausplünderung der umliegenden Bauerndörfer
zur eigenen Ernährung.

Was im Ergebnis fast zwingend auf Bürgerkrieg hinausläuft, kann zumindest im
Ansatz durch das Exponieren immanenter Widersprüche der Belagerungsmentalität
als nicht nur menschenfeindliche, sondern ökologisch destruktive Politik
bloßgestellt werden. Wenn Anspruch und Wirklichkeit des nationalchauvinistischen
Ressentiments so weit auseinanderklaffen wie in diesem Fall, dann bietet sich
an, den politischen Kampf gegen rechte Parteien, die die Ablehnung aller
Klimaschutzmaßnahmen als Wahlempfehlung in eigener Sache nutzen, angesichts ihrer
anwachsenden Popularität nicht nur ideologisch, sondern auch unter Verwendung
rationaler Argumente zu führen. Wie das Beispiel der FDP zeigt, schüren bereits
Parteien der sogenannten Mitte die Angst vor klimapolitisch bedingten
Wohlstandsverlusten, dem am besten mit dem konsequenten Zuendedenken
kapitalistischer Verbrauchslogik und ihrer sozialfeindlichen wie
naturzerstörerischen Folgen entgegenzutreten ist.


Fußnote:

[1] Transnational Social Strike Platform - Fall 2017 Journal
 
https://www.transnational-strike.info/wp-content/uploads/Logistics-the-Transnational-Social-Strike-%E2%80%94-TSS-Journal-Fall-2017-1.pdf

Im Original:
 
While logistics presents itself with the face of concentrated
knots such as ports, land ports or data centres, its reality is a dispersed
and resilient form of power which valorises and reproduces unbalances and
specific conditions of exploitation. While logistics celebrates a corporate
world with selective borders, what we need is to produce a transnational
political communication by raising demands that resonate with the continuous
mobility of migrants across Europe and beyond.
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REPRESSION/1643: Abschiebegesetz - menschenfeindlich ... (SB)




Sollte dieses Gesetz in Kraft treten, werden Zehntausende in
Deutschland permanent in Angst vor Haft und vor Abschiebung in einem
Zustand der Perspektivlosigkeit leben.

Aus dem offenen Brief gegen das geplante Abschiebegesetz [1]

Daß Horst Seehofer in der Regierungsmannschaft immer noch nicht
ausgewechselt worden ist und daher weiter auf Rechtsaußen spielen
darf, scheint angesichts der verheerenden Turbulenzen in den Reihen
der beiden ehemaligen Volksparteien nahezu in Vergessenheit geraten zu
sein. Vielleicht hat er sich mit seiner Ankündigung, er werde bald
selber das Handtuch werfen, so weit aus der Schußlinie
tagespolitischer Anwürfe gebracht, daß man den Bundesinnenminister
bereits für eine bloße Fußnote unrühmlicher deutscher Geschichte hält.
Er hat jedoch dem Parlament als Abschiedsgeschenk oder Vermächtnis ein
Kuckucksei ins Nest gelegt, das besser nicht ausgebrütet werden
sollte. Dem Ansinnen Seehofers mit einer Mehrheit im Bundestag einen
Riegel vorzuschieben, wäre schon deshalb geboten, um den
verhängnisvollen Marsch nach rechts endlich auszubremsen, der nur zur
Stärkung jener Kräfte führen kann, die dort längst ihr Unwesen
treiben. Es steht jedoch zu befürchten, daß der ministerielle Griff in
die Werkzeugkiste repressiven Umbaus der Gesellschaft keineswegs an
seine Person gebunden, sondern Ausdruck weitreichender administrativer
Zwangsentwürfe ist, die nun mit den Stimmen der Koalition
durchgewunken zu werden drohen.

Mitte Mai debattierte der Bundestag in Erster Lesung darüber, heute
fand im Innenausschuß eine öffentliche Anhörung zum Entwurf des
"Geordnete-Rückkehr-Gesetzes" statt, mit dem Horst Seehofer das
Abschieberecht massiv verschärfen will. Nach den Plänen des
Bundesinnenministers soll auf diesem Wege die Ausreisepflicht von
abgelehnten Asylbewerbern konsequenter durchgesetzt werden, wofür die
Verletzung verfassungsrechtlicher Grenzen und europaweit geltender
Menschenrechtsstandards in Kauf genommen wird. Dagegen hat sich ein
Bündnis von 22 zivilgesellschaftlichen Organisationen gebildet, das
die Abgeordneten des Bundestags in einem offenen Brief auffordert,
dieses Gesetz nicht zu verabschieden. Es würde viele Flüchtlinge
"dauerhaft von der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ausgrenzen,
sie unverhältnismäßigen Sanktionen und einer uferlosen Ausweitung der
Haftgründe aussetzen", heißt es darin.

"Sollte dieses Gesetz in Kraft treten, werden Zehntausende in
Deutschland permanent in Angst vor Haft und vor Abschiebung in einem
Zustand der Perspektivlosigkeit leben", warnen Organisationen wie die
Diakonie, Amnesty International, Pro Asyl, das Deutsche
Kinderhilfswerk und der Paritätische Gesamtverband. Auch ein
Migrationsexperte der mitregierenden SPD kritisiert die Pläne des
Innenministeriums: "Wir teilen als Expertengremium der SPD die Kritik
der Verbände", so der Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
Migration und Vielfalt in der SPD, Aziz Bozkurt. Das Vorhaben sei
verfassungsrechtlich höchst bedenklich und menschenunwürdig: "Die
Schweinereien in diesem Gesetz sind nah am Niveau des sogenannten
Asylkompromisses von 1992, wo sich die SPD auch hat von Rechten
treiben lassen. Das darf sich nicht wiederholen." Aufgabe der
Sozialdemokratie sei "das Bekämpfen der menschenfeindlichen Politik
der Rechten und nicht das Kopieren dessen", unterstreicht Bozkurt.

Die Menschenrechtskommissarin des Europarates hat Teile des Gesetzes
gerügt. Sie sehe es mit Besorgnis, daß Informationen über
Abschiebungen künftig als "Staatsgeheimnisse" eingestuft werden
könnten, erklärte Dunja Mijatovic in einem Brief an die Vorsitzende
des Innenausschusses im Bundestag, Andrea Lindholz (CSU). Die aktuelle
Formulierung des Gesetzentwurfs habe das Potential, Tätigkeiten von
Nichtregierungs- und zivilen Organisationen zu kriminalisieren. Ihnen
könnte nach Einschätzung von Mijatovic eine rechtliche Verfolgung
wegen Beihilfe drohen, sollten sie etwa Details wie den Zeitpunkt
einer geplanten Rückführung weitergeben. [2]

Was sieht Seehofers Gesetzentwurf im einzelnen vor? In Deutschland
gelten 240.000 Menschen als ausreisepflichtig, sie haben also keinen
Status, der ihnen ein Bleiben erlaubt. 184.000 davon sind geduldet,
meist weil Papiere fehlen, die für eine Abschiebung notwendig sind.
Das soll geändert werden, indem Ausländer künftig bei der Beschaffung
der Papiere verstärkt mithelfen müssen, wozu sie notfalls in Haft
genommen werden können. Bislang bekommen ausreisepflichtige Ausländer,
die keine Papiere haben, automatisch eine Duldung. Sind sie aus Sicht
der Behörden jedoch selbst schuld daran, indem sie etwa bei der
Beschaffung eines Passes nicht mitwirken, sollen sie künftig einen
Sonderstatus erhalten, nämlich die "Duldung für Personen mit
ungeklärter Identität". Damit ist eine Wohnsitzauflage und ein
Beschäftigungsverbot verbunden. Das hat vor allem auch für langjährig
Geduldete Folgen, die bislang unter bestimmten Voraussetzungen nach
acht Jahren Aufenthalt ein Bleiberecht in Deutschland bekommen können:
Die Zeit im Status der Sonderduldung, von Flüchtlingsorganisationen
als "Duldung light" kritisiert, soll bei dieser Regelung nicht
angerechnet werden können. Die Betroffenen hätten also keine Chance,
in einen legalen Status hineinzuwachsen.

Um Ausländer zur Mitwirkung bei der Paßbeschaffung zu zwingen, wird
eine neue Haftform eingeführt: die Mitwirkungshaft. Für maximal 14
Tage könnten damit Menschen, die Botschaftstermine in der
Vergangenheit nicht wahrgenommen haben, zu einer Anhörung in der
Vertretung ihres Heimatlandes gezwungen werden. Ausgenommen sind
Menschen im Asylverfahren und Asylberechtigte, denen der Kontakt zum
Staat, in dem ihnen Verfolgung droht, nicht zugemutet werden soll.
Insgesamt sieht der Gesetzentwurf eine Absenkung der Hürden für die
Haft vor. So soll eine Änderung der Voraussetzungen für eine
angenommene Fluchtgefahr dafür sorgen, daß die Haft leichter
durchgesetzt werden kann. Zudem sollen Asylbewerber, für deren
Verfahren ein anderer EU-Staat zuständig ist, leichter inhaftiert
werden können.

Nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs aus dem Jahr 2014
müssen Abschiebehäftlinge getrennt von regulären Strafgefangenen
untergebracht werden. Weil es in den Ländern jedoch an Plätzen in der
Abschiebehaft mangelt, sieht das Gesetz eine dreijährige Aussetzung
dieses Trennungsgebotes vor. Der Gesetzentwurf beinhaltet nun eine
Erhöhung der Zahl von bundesweit derzeit 487 Abschiebehaftplätzen auf
maximal 1000, was mit einer "außergewöhnlichen Situation" durch die
seit 2015 gestiegene Zahl der Asylbewerber begründet wird. Im offenen
Brief werden grundsätzliche rechtliche Bedenken geltend gemacht:
Abschiebehaft sei keine Strafhaft und dürfe deshalb nur in getrennten
Einrichtungen erfolgen. Daß zusätzlich 500 Abschiebehaftplätze in
normalen Gefängnissen geschaffen werden sollen, widerspreche den
Vorgaben des Europäischen Gerichtshofs, der eine Trennung vorschreibe.

Rund 25.600 Abschiebungen im Jahr 2018 standen fast 31.000
gescheiterte Abschiebeversuche gegenüber. In der überwiegenden Zahl
der Fälle hat die Polizei die Menschen nicht angetroffen, weil diese
vielleicht vom Termin erfahren hatten. Seehofer will gesetzlich
klarstellen lassen, daß Angaben zu Termin und Ablauf von Abschiebungen
Dienstgeheimnisse sind, bei deren Weitergabe sich Amtsträger strafbar
machen. Damit wird die Beihilfe und Anstiftung ebenfalls strafbar, was
Flüchtlingsorganisationen treffen könnte, die Behördenmitarbeiter um
die Herausgabe der Termine bitten.

Und nicht zuletzt sollen Flüchtlinge, die nicht an der Feststellung
ihrer Identität mitwirken, künftig weniger Sozialleistungen erhalten.
Der Entwurf sieht eine komplette Streichung der Hilfen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz für Flüchtlinge vor, für die ein anderer
EU-Staat zuständig ist. Sie sollen nur noch Überbrückungsleistungen
für einen Zeitraum von zwei Wochen erhalten. Die Kürzung von
Sozialleistungen träfe demnach auch Flüchtlinge, die noch im
Gerichtsverfahren stecken oder bei denen unklar ist, ob ihnen etwa in
Italien oder Bulgarien menschenunwürdige Bedingungen drohen. [3]

Massive Kritik von unerwarteter Seite an dem Gesetzentwurf, er ziele
auf Ausgrenzung ab und verletze Grund- und Menschenrechte, übt selbst
die Gewerkschaft der Polizei (GdP). Die mit 190.000 Mitgliedern größte
der Polizeigewerkschaften warnt insbesondere vor einem Anstieg der
Kriminalität. Wie bereits erwähnt, sollen Seehofers Entwurf zufolge
Flüchtlinge, die bereits in einem anderen EU-Staat Schutz erhalten
haben, sich aber trotzdem in Deutschland aufhalten, hier nach zwei
Wochen gar keine staatliche Hilfe erhalten, auch nicht das Geld, das
sonst zur Sicherung des Existenzminimums vorgeschrieben ist. Damit
will die Regierung die Betroffenen zur Ausreise zwingen. Sollten sie
trotzdem bleiben, so erwartet die GdP, werde die Regelung
"unweigerlich zur Steigerung der Kriminalität" führen, und zwar "zur
Sicherung des Lebensunterhalts".

Zudem kritisiert die GdP, daß aus staatlicher Sicht künftig die
Abschiebung eines Straftäters wichtiger als dessen Strafverfolgung in
Deutschland sein soll. Dies widerspreche nicht nur dem Interesse der
Öffentlichkeit an einer Ahndung der Taten, es laufe auch dem der Opfer
zuwider. Den Opfern von Körperverletzung, Diebstahl oder Betrug werde
jede Möglichkeit genommen, "Sühne für das Erlittene zu erlangen". Ein
Täter-Opfer-Ausgleich erübrige sich ebenso wie eine Nebenklage, wenn
der Täter erst einmal abgeschoben sei.

Die Polizeigewerkschaft spricht sich zudem dagegen aus, Flüchtlinge
schon dann zu sanktionieren, wenn nur der Verdacht einer schweren
Straftat besteht. Dies ist bei subsidiär Schutzberechtigten, also etwa
Kriegsflüchtlingen, vorgesehen: Bei ihnen soll kein rechtskräftiges
Urteil abgewartet werden. Sie sollen bereits bei Annahme einer
schweren Straftat ausgewiesen werden dürfen. Dies widerspreche dem
Prinzip der Unschuldsvermutung und dem Anspruch auf einen Richter,
kritisiert die GdP. [4]

Wenngleich man die Prioritäten der Polizeigewerkschaft hinsichtlich
der Strafverfolgung nicht teilen muß, zeugt deren klare Positionierung
gegen den Gesetzentwurf doch von einem massiven Unbehagen weit über
den Kreis der Organisationen hinaus, die sich der Unterstützung von
Flüchtlingen verschrieben haben. Der Abbau von Grund- und
Menschenrechten beginnt häufig bei asylsuchenden Personen, die als
schwächste Bevölkerungsgruppe solchen Angriffen am schutzlosesten
ausgeliefert sind, endet aber nicht bei ihnen. Einmal in Gang gesetzt,
dreht sich das Rad der Repression immer schneller. Ob es tatsächlich
so unaufhaltsam ist, wie seine wachsende Wucht nahelegt, stellt sich
indessen erst dann heraus, wenn ihm ein Knüppel zwischen die Speichen
gehalten wird.


Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/inland/kritik-abschiebegesetz-101.html

[2] www.spiegel.de/politik/deutschland/horst-seehofer-offener-brief-kritisiert-geplantes-abschiebegesetz-a-1270046.html

[3] www.tagesschau.de/inland/hintergrund-geordnete-rueckkehr-101~_origin-a47cf6d8-368a-47ce-baaf-c49d4c98ccf9.html

[4] www.sueddeutsche.de/politik/fluechtlinge-22-organisationen-gegen-seehofer-1.4469930
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LAIRE/1347: USA - Blutplasmakonserven und Armut ... (SB)




Die Redewendung, jemanden bis aufs Blut aussaugen, erfährt durch die
Vergesellschaftung des Menschen eine unmittelbare Bedeutung. In den
USA zum Beispiel. Dort spendet eine wachsende Zahl von ärmeren
Menschen regelmäßig Blutplasma, um finanziell einigermaßen über die
Runden zu kommen. Dieses aus der Not geborene Spendenaufkommen muß
deutlich von jenem Blutspenden unterschieden werden, das auch
wohlhabendere Menschen aus religiösen oder ethischen Motiven
praktizieren und das als Bestandteil von Maßnahmen der sozialen
Befriedung und somit Sicherung des eigenen Vorteils zu subsumieren
ist.

Im umgekehrten Verhältnis zu den schwindenden Einkommen der großen
Masse der Bürgerinnen und Bürger der Vereinigten Staaten wurde aus
dem Melken von Blutplasma der Armen ein lukrativer Wirtschaftszweig.
Wie Carlos Delgado für WSWS [1] berichtete, wurden im Jahr 2000 fünf
Mrd. Dollar und im Jahr 2017 bereits 21 Mrd. Dollar Umsatz mit dem
Verkauf von Blutplasma erzielt. Nach Angaben der Plasma Protein
Therapeutics Association hat sich die Zahl der Spenden binnen zehn
Jahren verdreifacht; sie nahm von jährlich 12 Mio. im Jahr 2006 auf
38 Mio. in 2016 zu. Der Trend zeigt seitdem weiter nach oben. So
stieg die Zahl der Spendezentren von 300 im Jahr 2015 auf heute
über 600.

Der für den heutigen Medizinbetrieb unverzichtbare Plasmaanteil des
menschlichen Blutes, der auch beispielsweise für Impfstoffe verwendet
wird, wird von den USA in die ganze Welt exportiert. Laut Delgado
haben sie einen Weltmarktanteil von rund 70 bis 80 Prozent, arte.tv
spricht von fast 50 Prozent. [2] 2015 haben die größten unter den in
den Vereinigten Staaten ansässigen Blutplasmaunternehmen rund 5.000
Tonnen des "gelben Goldes" nach Europa exportiert, der größte Teil
davon ging nach Deutschland.

Im Unterschied zu Vollblutspenden, die nur im Abstand von 56 Tagen
geleistet werden dürfen, damit sich die roten Blutkörperchen
regenerieren können, darf Blutplasma zweimal pro Woche abgegeben
werden, da dessen Regeneration innerhalb von zwei bis drei Tagen
stattfindet. Manche Menschen, die auf das wenige Geld für ihre Spende
existentiell angewiesen sind, geben Monat für Monat, Jahr für Jahr
zweimal die Woche ihr Blutplasma ab. Bei dieser Form des Melkens wird
nur der Plasmaanteil des Bluts, welches abgesehen von den roten
Blutkörperchen auch aus Blutplättchen besteht, entnommen und der Rest
wieder in den Organismus zurückgeführt.

Das geht selbstverständlich nicht spurlos an den Betroffenen vorüber.
Häufig sind sie ermattet, ihnen wird leicht schwindelig und sie haben
ein geschwächtes Immunsystem, in Folge dessen sie anfälliger für
Infektionskrankheiten sind. Auch mit Schädigungen der inneren Organe,
insbesondere der Nieren und der Leber, muß gerechnet werden.

Solche Einschränkungen oder Risiken würden die wohlhabenderen Teile
der Gesellschaft, die Blut oder Blutbestandteile spenden, niemals
hinnehmen. Umgekehrt bedeutet das, daß die finanzielle Not der
Menschen dazu ausgenutzt wird, sie zur Preisgabe ihres "Lebenssafts"
zu bewegen. 2018 haben Forschende der Case Western Reserve University
festgestellt, daß die Blutplasmazentren vorwiegend entweder in
Bundesstaaten mit den meisten einkommensschwachen Haushalten
eingerichtet wurden oder in Bundesstaaten, in denen die Menschen mit
geringem Einkommen eine besonders niedrige finanzielle Unterstützung
erfahren. Ein bevorzugter Standort für diese Zentren sind die
Armenviertel der Städte.

Daß die Reichen vom Blut der Armen leben läßt sich auch daran
ablesen, daß viele der Menschen, die Blutplasma spenden, sich selber
eine lebensrettende Therapie mit Blutplasma gar nicht leisten können.
Pro Spende erhalten sie womöglich zwischen 30 und 50 Dollar, auf dem
Weltmarkt wird die gleiche Menge Blutplasma jedoch für 300 Dollar
verkauft. Eine gesetzliche Krankenversicherung, die dafür
gegebenenfalls aufkommt, gibt es in den USA nicht.


Fußnoten:

[1] https://www.wsws.org/en/articles/2019/05/28/plas-m28.html

[2] https://www.arte.tv/sites/de/das-arte-magazin/2017/01/26/die-ware-blut/
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STANDPUNKT/865: Die Hintergründe der "Ereignisse" auf dem Tiananmen-Platz in Peking 1989 (Gerhard Feldbauer)


Es drohte ein Bürgerkrieg mit Millionen Toten

Zu den Hintergründen der "Ereignisse" auf dem Tiananmen-Platz in Peking vor 30 Jahren

von Gerhard Feldbauer, 2. Juni 2019



In Osteuropa bahnte sich im Frühsommer 1989 die Krise des Sozialismus
an, die der Imperialismus nutzte, die Konterrevolution anzuheizen, die
zum Sturz der sozialistischen Ordnungen führte. Auch in der
Volksrepublik China fanden zu dieser Zeit in der Kommunistischen
Partei Auseinandersetzungen über den weiteren Weg zum Sozialismus -
ökonomische Reformen unter der Kontrolle und Führung der Partei -
statt, gegen die sich eine liberale Fraktion wandte, die auf eine
kapitalistische Restauration setzte. Generalsekretär Hu Yaobang, der
die von Deng Xiaoping eingeleiteten Reformen unterstützt hatte und
unter kritischen Intellektuellen und Studenten großes Ansehen genoss,
sympathisierte mit den Studenten und wandte sich gegen ein energisches
Vorgehen gegen ihre gesetzwidrigen Proteste. Er wurde als Parteichef
abgesetzt, verblieb aber im Politbüro. An seine Stelle trat Zhao
Ziyang. Nach dem Tod von Hu Yaobang im April 1989 veranstalteten
Studenten der Pekinger Universität für ihn auf dem Tiananmen-Platz
(Platz des himmlischen Friedens) große Feierlichkeiten, womit die
Besetzung des Platzes begann.

Die agierenden Kräfte der Liberalen waren Studenten und Angehörige der
Intelligenz, von denen nicht wenige während der Zeit der sogenannten
"Großen Proletarischen Kulturrevolution" unter Mao Tse-tung in den
60er/70er Jahren als "Rechte Elemente" gemaßregelt und in
Arbeitslager auf dem Lande verbannt worden waren, darunter auch Hu
Yaobang. Andere Teilnehmer an den Protesten waren Intellektuelle, vor
allem Hochschullehrer, die in den vorangegangenen Jahren zu
Zehntausenden in den USA und Westeuropa studiert hatten. Laut
Statistiken lernten 1989 allein in den USA "74 000 junge Chinesen". In
der Bundesrepublik Deutschland waren es, Praktikanten eingeschlossen,
8000. Viele von ihnen waren, wie spätere Fälle bekannt machten, von
den Geheimdiensten dieser Länder angeworben worden und verfolgten
entsprechende Ziele. Selbst in der Umgebung des Politbüros waren
Agenten postiert und übermittelten den Platz-Besetzern zum Beispiel
Protokolle der "geheimen Sitzungen" der Parteiführung.

Die Kampagne gipfelte in Forderungen nach dem Sturz der Partei- und
Staatsführung, um einer kapitalistischen Restauration, wie sie dann in
den Ostblockstaaten einsetzte, den Weg zu bereiten. Es ging, räumte
"Der Spiegel" vom 12. Juni 1989 ein, "um mehr als den Massenunmut", es
ging darum, "ob China ein kommunistisches Land bleibt" oder "ob es
pluralistisch werden" sollte. Symbolisiert wurde das durch die
Aufstellung einer überlebensgroßen "Göttin der Demokratie", einer
dilettantischen Nachbildung der New Yorker Freiheitsstatue, die auf
dem von Studenten besetzten Tiananmen-Platz enthüllt wurde. Zur
Leitfigur der Protestierenden wurde der auf sozialdemokratische
Positionen gewechselte sowjetische Partei- und Staatschef Michail
Gorbatschow, der sich zu dieser Zeit zum Staatsbesuch in Peking
befand. Ein Treffen im Parlament wollte er dazu nutzen, danach zu den
Studenten auf dem Platz zu sprechen. Die Gastgeber verhinderten das,
indem sie ihn durch den Hinterausgang hinausbugsierten.

Westliche Staaten drohten, Wirtschafts- und Handelssanktionen zu
verhängen, wenn den "berechtigten Forderungen" der Studenten nicht
entsprochen werde. Das Ganze wurde von einer Hetzkampagne in
westlichen Medien begleitet, deren Pekinger Korrespondenten immer
"rein zufällig" an den Orten von besonders spektakulären Provokationen
auftauchten, über die sie dann berichteten. Insgesamt waren in Peking
über 1000 ausländische Journalisten akkreditiert, von denen dazu die
meisten am Werk waren.

Die Anführer der Revolte sprachen ständig davon, dass das Ausland auf
ihrer Seite stehe und sie mit seiner Hilfe "siegen" würden. Vor diesem
Hintergrund eskalierten die Ereignisse, die in den westlichen Medien
als "Volksaufstand" gefeiert wurden. Es kam zu bewaffneten Aktionen,
Armeepatrouillen wurden überfallen, Soldaten gelyncht, Waffen,
darunter Flammenwerfer, erbeutet und eingesetzt. Siegessicher
veröffentlichte DPA damals das Foto eines von den "Aufständischen"
angegriffenen und in Brand gesetzten Panzers. Insgesamt wurden mehr
als 100 Armeefahrzeuge zerstört oder verbrannt, Geschäfte gestürmt und
Polizeiposten in Brand gesetzt, Dutzende Soldaten und Polizisten
brutal ermordet und die Leichen an den Geländern der
Straßenüberführungen aufgehängt. Das Ziel des Aufruhrs war die
Ablehnung der Führung der Partei und der sozialen Ordnung sowie der
Sturz der Volksrepublik China, so "Der Spiegel".

Als in der Parteiführung der Einsatz der bewaffneten Kräfte erörtert
wurde, bezog Generalsekretär Zhao Ziyang eine versöhnlerische Haltung
und lehnte die Verhängung des Ausnahmezustandes ab. Er wurde daraufhin
am 19. Mai von Jian Zemin abgelöst. Am gleichen Tag verkündete
Ministerpräsident Li Peng den Ausnahmezustand. Deng Xiaoping schätzte
am 26. Mai 1989 vor dem Zentralkomitee ein, es handele sich um "einen
konterevolutionären Putsch" unter Beteiligung der CIA und westlicher
Staaten. Dennoch versuchte die Pekinger Führung noch über eine Woche,
durch Dialoge und Verhandlungen eine friedliche Lösung zu erreichen.
Die Regime-Gegner verschärften jedoch im Gegenteil ihre brutalen
Provokationen. Das chinesische Fernsehen brachte Originalaufnahmen von
einem Überfall auf Militärfahrzeuge, die in Brand gesetzt und
geplündert wurden. Ein Soldat wurde getötet, der Leichnam angezündet
und an einem Laternenmast aufgehängt. Vorangegangen war, dass bei dem
Überfall ein an der Spitze der Kolonne fahrender Jeep der
Militärpolizei attackiert wurde und dabei drei Radfahrer ums Leben
kamen. Als die Versuche einer friedlichen Lösung scheiterten und die
Studenten sich weigerten, den Tiananmen-Platz zu verlassen, erhielten
Armee und Polizei auf der Grundlage eines mehrheitlich gefassten
Beschlusses des Politbüros am 4. Juni den Befehl zur gewaltsamen
Räumung. Es kam zu blutigen Zusammenstößen mit zahlreichen Toten,
unter denen sich eine große Zahl Angehörige der bewaffneten Kräfte
befanden.

Hätte die Pekinger Führung vor 30 Jahren der Konterrevolution
nachgegeben, wäre nach Meinung von Chinakennern aus unterschiedlichen
Lagern der Sozialismus in Frage gestellt worden, was zu einem
verheerenden Bürgerkrieg mit Millionen Toten geführt und die Welt in
unvorhersehbarer Weise destabilisiert hätte. Mit der Verteidigung
ihrer Unabhängigkeit und ihres eigenständigen Weges zu einer
sozialistischen Gesellschaft hat die VR China auf dem Tiananmen-Platz
gleichzeitig dieser brandgefährlichen Entwicklung auf internationaler
Ebene Einhalt geboten. Auf dieser Grundlage ist sie heute bei
Meinungsverschiedenheiten für Nordkorea ein Sicherheitsfaktor,
Verbündeter bei der Verteidigung der Unabhängigkeit Kubas und
Venezuelas sowie der Festigung des wirtschaftlichen Kurses von Staaten
in Lateinamerika, Afrika wie Asien gegen die Unterwerfungsversuche
der USA und EU-Staaten.

Wie vor 30 Jahren geht es heute in Peking darum, für den Erfolg dieses
sozialistischen Modells die führende Rolle der KP Chinas zu sichern
und zu festigen. Damit ist die Volksrepublik heute ein echter
Hoffnungsträger, der den USA in ihrem Weltherrschaftsstreben einen
Riegel vorschiebt und in der Perspektive, wie einst die
Oktoberrevolution in Russland, ein objektiver Faktor der Beförderung
eines weltweiten revolutionären Aufschwungs.

 * 

Quelle:
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NAHOST/1671: Libyen - die Kriegsparteien bleiben uneinsichtig ... (SB)


Libyen - die Kriegsparteien bleiben uneinsichtig ...



Trotz aller Appelle der Vereinten Nationen und der Europäischen Union
ist mit keinem baldigen Ende der Offensive zu rechnen, die am 4. April
die Libysche Nationalarmee (LNA) um "Feldmarschall" Khalifa Hifter mit
dem Ziel begonnen hat, die 2,5 Millionen Einwohner zählende Hauptstadt
Tripolis einzunehmen. Dort residiert seit 2016 die international
anerkannte Regierung der Nationalen Einheit (Government of National
Accord - GNA) um Premierminister Fayiz Al Sarradsch, die ihre Macht
mit mehreren "islamistischen" Milizen teilt. Bei den Kämpfen sind
bislang mehr als 600 Menschen ums Leben gekommen. Weitere 75.000
Personen, hauptsächlich aus den östlichen und südlichen Vororten von
Tripolis, sind von dem Granaten- und Kugelhagel in die Flucht
geschlagen worden.

Bei einem Treffen mit dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron am
22. Mai im Élysée-Palast zu Paris hat Hifter der Idee einer Feuerpause
eine eindeutige Absage erteilt. Frankreich gilt neben Ägypten,
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE) als
Verbündeter Hifters. Französische Fremdenlegionäre oder Söldner sind
in den letzten Wochen am Südrand von Tripolis an der Seite der LNA
gesichtet worden. In einem Interview mit der Zeitung Le Journal du
Dimanche, das am 24. Mai erschienen ist, hat Hifter die Gründe für die
Fortsetzung der Tripolis-Offensive erläutert. Ihm zufolge haben
insgesamt sechs Verhandlungsrunden zwischen der GNA und dem
rivalisierenden House of Representatives (HoR) im östlichen Tobruk,
das sich auf die LNA stützt, nichts gebracht, weil Premierminister Al
Sarradsch nur eine Marionette sei. "Bei der letzten Verhandlungsrunde
habe ich erkannt, daß er nicht derjenige ist, der die Entscheidungen
trifft. Natürlich bleibt eine politische Lösung das Ziel. Doch um die
Politik wieder in Gang zu bringen, müssen wir mit den Milizen
aufräumen", so Hifter.

Ganz aus der Luft gegriffen sind die Vorwürfe des ehemaligen
Gewährsmanns und späteren Todfeinds Muammar Gaddhafis nicht. Am 18.
Mai haben die Streitkräfte, welche Tripolis vor der Einnahme durch die
LNA verteidigen, per Schiff eine größere Lieferung schwerer
Rüstungsgüter erhalten. Mehrere Nachrichtenagenturen, darunter Reuters
und die Associated Press, haben Bilder der umfangreichen Entladeaktion
am Hafen von Tripolis veröffentlicht. Zu den gelieferten Waffen
gehörten rund 40 nagelneue Panzerfahrzeuge aus der Türkei sowie
unzählige Kisten voller Munition, Maschinengewehre,
Scharfschützengewehre sowie Anti-Panzer- und Boden-Luft-Raketen.
Innerhalb weniger Stunden haben einige Milizen auf ihren
Facebook-Seiten Selfies der eigenen Kämpfer gezeigt, die stolz das
neue Kriegsgerät in die Kamera hielten.

Auf der Website der GNA hieß es, die Farradsch-Regierung stelle ihren
"Streitkräften" die nötigen Waffen zur Verfügung, um Tripolis zu
verteidigen sowie "in Vorbereitung auf eine massive Operation zur
Vernichtung der Rebellen um den Kriegsverbrecher Hifter". Tatsächlich
wurde das Frachtschiff Amazon, das unter der Flagge Moldawiens in den
Hafen von Tripolis eingelaufen war, von Mitgliedern der
Al-Samoud-Miliz empfangen und entladen. Wegen der Teilnahme an
schweren Kämpfen in Tripolis im vergangenen August und September war
der Chef der Al-Samoud-Miliz auf die UN-Sanktionsliste gesetzt worden.
Offiziell ist ganz Libyen ohnehin seit dem Aufstand gegen Gaddhafi
2011 mit einem UN-Waffenembargo belegt, um das sich offenbar die
Unterstützer der GNA und Hifters LNA wenig scheren.

In einem Bericht, der am 19. Mai vom saudischen Nachrichtensender Al
Arabiya auf seiner Homepage veröffentlicht wurde, hieß es, die große
Waffenlieferung an die GNA sei von Innenminister Fathi Bashagha bei
einem "längeren Besuch in Ankara" Anfang Mai eingefädelt worden.
Bashagha ist zudem Gründer der schlagkräftigen und kampferprobten
Marsa-Brigade der Stadt Misurata und wird von Al Arabiya als die
"eigentliche Macht" hinter Al Sarradsch genannt. Wegen des
Gewaltausbruchs unter den Milizen in Tripolis Ende vergangenen
Sommers, der 120 Menschen, die meisten von ihnen Zivilisten, das Leben
kostete, steht auch Bashagha namentlich auf der UN-Sanktionsliste. Für
die Richtigkeit der These, daß Hifter mit seiner Offensive viele
Milizen gegen sich zusammenschweißt, die sich normalerweise
spinnefeind sind, spricht die Angabe von Al Arabiya, wonach am 18. Mai
bei Kämpfen für die GNA gegen die LNA Zaid Balaem, führender
Kommandeur der Ansar Al Scharia und zuletzt Mitglied des Schura-Rats
von Benghazi, verletzt wurde.

Am 28. Mai legte der katarische Nachrichtensender Al Jazeera - Katar
gilt neben der Türkei als wichtigster Verbündeter der GNA -
Satellitenbilder, Standfotos und schriftliche Dokumente vor, die
wiederum schwerwiegende Verstöße von Hifters Förderern gegen das
UN-Waffenembargo belegten. Bei dem Material handelt es sich um die
Flugdaten zweier Transportmaschinen vom Typ Ilyushin-76, welche dem
emiratisch-kasaschischen Unternehmen Reem Travel gehören und Anfang
Mai mehrere Flüge zwischen Ägypten, Israel und Jordanien durchführten,
bis sie schließlich auf von der LNA kontrollierten Militärstützpunkten
im Osten und Süden Libyens landeten und größere Mengen Waffen und
Munition entluden. Die Aktion fand unmittelbar vor Beginn des
Sturmangriffs der LNA auf Tripolis statt. Beide Maschinen hatten ihre
Transponder ausgeschaltet, kurz bevor sie den libyschen Luftraum
erreichten. In einem Videomitschnitt ist die eine IL-76-Maschine mit
der Registrierungsnummer UP-I7645 kurz nach der Landung auf dem
südlibyschen Fliegerhorst Tamanhand zu sehen. Sie soll nach einer
Zwischenlandung in Benghazi dorthin geflogen sein.

3. Juni 2019
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RENTE/731: Rente für Gefangene endlich umsetzen - Gesetzesversprechen von 1977 einlösen (Grundrechtekomitee)


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Pressemitteilung vom 3. Juni 2019

Rente für Gefangene endlich umsetzen! 

Das Grundrechtekomitee fordert die Einlösung eines Gesetzesversprechens von
1977



Am 5./6. Juni 2019 tagt die Justizministerkonferenz der Länder in
Travemünde. Bereits im vergangenen Jahr hatten sowohl die
Justizministerkonferenz als auch die Arbeits- und Sozialministerkonferenz
jeweils Beschlüsse gefasst, denen zufolge die arbeitenden Gefangenen in die
gesetzliche Rentenversicherung einbezogen werden sollen.

Und schon 2015 hatte eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe Beschlussvorlagen mit
verschiedenen Varianten der Umsetzung geliefert. Ausgangspunkt war dort,
dass die Länder als Arbeitgeber die Kosten für die Rentenversicherung
übernehmen müssen.

Dennoch weigert sich der Bund, eine Gesetzesinitiative zur Umsetzung der
Einbeziehung der Gefangenen in die Rentenversicherung auf den Weg zu
bringen, da eine klare Zusage der Länder zur Finanzierung fehle.

Traurige Pointe: Die Gesetzesinitiative wurde im Strafvollzugsgesetz von
1977 verbindlich zugesagt, der Skandal der Nichteinbeziehung währt damit
seit über 40 Jahren.

Das Komitee für Grundrechte und Demokratie hatte deswegen bereits 2011 eine
Petition gestartet, um die Einbeziehung der Gefangenen in die
Rentenversicherung zu erreichen.

Jetzt fordert Britta Rabe vom Grundrechtekomitee ein Ende der unendlichen
Geschichte, indem

• die Justizministerkonferenz nun ihren eigenen Beschluss ernst nehmen
muss, indem sie dessen Umsetzung endlich konkret auf den Weg bringt.

• die Länder - eventuell über eine Bundesratsinitiative - ihre
Bereitschaft zur Kostenübernahme erklären müssen, damit der Bund, der für
den Erlass des Gesetzes (Sozialgesetzbuch VI) zuständig ist, tätig werden
kann.

• der Bund, der verfassungsrechtlich verpflichtet ist, das fest
zugesagte Gesetz zu erlassen, gegebenenfalls selbst eine Teilfinanzierung
beitragen muss.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juni 2019

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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DISKUSSION/453: Berlin - Frauen in der Kommunalpolitik, 04.06.2019


Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Frauen in der Kommunalpolitik



Es gibt zwei Millionen mehr Frauen in Deutschland als Männer. Doch in
kommunalen Parlamenten, Führungs- und Entscheidungsgremien besetzen sie
nur ein Viertel der Ämter. In einem Werkstattgespräch des Harriet Taylor
Mill-Instituts für Ökonomie und Geschlechterforschung am 4. Juni 2019 um
18.30 Uhr an der Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin erörtern
Juristinnen, Politikwissenschaftlerinnen und Politikerinnen Hintergründe,
Notwendigkeit und Wege zur Überwindung der Unterrepräsentanz.

Referentinnen:


	Dr. Cara Röhner: Juristin Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Autorin der Dissertation "Ungleichheit und Verfassung"

	Dr. Uta Kletzing: Politikwissenschaftlerin und Psychologin; Referentin zur Geschlechter- und Familienpolitik im "Forum Politik und Gesellschaft", Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin

	Nicole Bauer, MdB: Kreisvorsitzende der FDP im Landkreis Landshut, Frauenpolitische Sprecherin der FDP-Bundestagsfraktion, Mitglied des Bündnisses "Frauen für die Kommunalpolitik" des Landkreises Landshut



Die Veranstaltung ist öffentlich, um Anmeldung wird gebeten per E-Mail an
HTMI@hwr-berlin.de.

Veranstaltungsort: 

HWR Berlin, Badensche Str. 50-51 in 10825 Berlin, Haus B, Raum B 1.01.


Weitere Informationen:

https://www.hwr-berlin.de/aktuelles/veranstaltungen/veranstaltung-detail/290-frauen-in-der-kommunalpolitik-engagieren-entscheiden-fuehren/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2333: Bremen - Wie weiter mit dem "Modell China"? Aktuelle Kontroversen innerhalb der chinesischen Eliten, 5.6.19


Daimler und Benz Stiftung

Wie weiter mit dem "Modell China"? Aktuelle Kontroversen innerhalb der
chinesischen Eliten

Vortrag von Kristin Shi-Kupfer im Mercedes-Benz Kundencenter Bremen im
Rahmen der Reihe



"Mensch, Umwelt, Technik"

am 5. Juni 2019 um 19.00 Uhr

im Mercedes-Benz Kundencenter Bremen

Im Holter Feld, 28309 Bremen

Sinkendes Wachstum, steigende Verschuldung, internationaler Push-back
gegen chinesische Unternehmen - der Volksrepublik steht ein "harter Kampf"
bevor. So hat es Ministerpräsident Li Keqiang auf dem diesjährigen
Nationalen Volkskongress angekündigt. Teile des sogenannten "Modell China"
stehen in China schon länger in der Kritik: ein totalitärer Parteistaat
mit einer top-down gelenkten, ambitionierten Industriepolitik, schnellem
Fortschritt bei den digitalen Technologien und einem zunehmend
perfektionierten Kontroll- und Überwachungssystem.

"Trotz einer immer härter werdenden Zensur sind im Internet abweichende
Meinungen von der offiziellen Linie und regelrechte Debatten unter
chinesischen Wissenschaftlern, Unternehmern und unabhängigen
Expertenbloggern zu finden", so die Sinologin Dr. Kristin Shi-Kupfer
(Mercator Institute for China Studies, Berlin). "Sie deuten auf
Kontroversen auch innerhalb der politischen Eliten hin." Um die zentralen
Positionen und Kontroversen rund um das "Modell China" zu verstehen, ist
es sinnvoll, sich mit der Rolle von Privatunternehmen, deren
Innovationsfähigkeit oder den Erfolgsaussichten der
"Seidenstraßeninitiativen" zu befassen. Dies ermöglicht, deren Bedeutung
und potenzielle Folgen für China, aber auch für ausländische Unternehmen,
einschätzen zu können.


Daimler und Benz Stiftung

Die Daimler und Benz Stiftung fördert Wissenschaft und Forschung. Dazu
richtet sie innovative und interdisziplinäre Forschungsformate ein. Ein
besonderes Augenmerk legt die Stiftung durch ein Stipendienprogramm für
Postdoktoranden sowie die Vergabe des Bertha-Benz-Preises auf die
Förderung junger Wissenschaftler. Mehrere Vortragsreihen sollen die
öffentliche Sichtbarkeit der Wissenschaft stärken und deren Bedeutung für
unsere Gesellschaft betonen.

Weitere Informationen unter:

http://www.daimler-benz-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution671

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Daimler und Benz Stiftung, 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/865: Bundesnetzagentur veröffentlicht Price-Cap-Entscheidung im Postbereich (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 03.06.2019

Bundesnetzagentur veröffentlicht Price-Cap-Entscheidung im
Postbereich

Entscheidung berücksichtigt geänderten Rechtsrahmen



Die Bundesnetzagentur hat heute den Erhöhungsspielraum für
Briefentgelte im Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2021
bekannt gegeben.


Mit der Entscheidung werden die Maßgrößen für Entgeltänderungen
bei Einzelbriefsendungen z. B. Standard-, Kompakt-, Groß-, Maxibrief,
Postkarte (national und international) sowie Zusatzleistungen wie
Einschreiben, Nachnahme, Wertversand etc. vorgegeben.

Zusammensetzung des Preiserhöhungsspielraums

Die Bundesnetzagentur hat für den Zeitraum bis 31. Dezember 2021 einen
Preiserhöhungsspielraum von 8,86 Prozent ermittelt, der sich aus einer
Produktivitätsrate von minus 5,41 Prozent und einem
Inflationsausgleich von 3,45 Prozent zusammensetzt. Da die Deutsche
Post AG Preisanhebungen nicht bereits zum 1. Januar 2019 vornehmen
konnte, wird die Preisänderungsrate zusätzlich um rund 0,3
Prozentpunkte pro Monat korrigiert. Die Deutsche Post könnte bei
geplantem Inkrafttreten neuer Briefentgelte zum 1. Juli 2019 damit von
einem Preiserhöhungspotential von 10,63 Prozent Gebrauch machen.

Die Bundesnetzagentur berücksichtigt die im März in Kraft getretene
Änderung der Entgeltverordnung, mit der die Methode zur
Gewinnermittlung angepasst wurde. Im Januar hatte die
Bundesnetzagentur zunächst einen Preiserhöhungsspielraum von nur 4,8
Prozent errechnet, der aufgrund der Verordnungsänderung anzupassen
war.

Briefentgelte können nun beantragt werden

Im Vorfeld der Entscheidung hatten die Deutsche Post AG und andere
interessierte Kreise Gelegenheit zur Stellungnahme.

Die Deutsche Post AG kann nun die Preise für die einzelnen Produkte
der Bundesnetzagentur zur Genehmigung vorlegen. Die Genehmigung soll
innerhalb von zwei Wochen erfolgen, wenn die Vorgaben der
Maßgrößenentscheidung eingehalten werden.


Die Entscheidung ist unter www.bundesnetzagentur.de/pricecap
veröffentlicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.06.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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VERKEHR/1559: Bundesnetzagentur genehmigt Anreizsystem der DB Netz AG (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 31.05.2019

Bundesnetzagentur genehmigt Anreizsystem der DB Netz AG

Neue Regelungen schaffen Anreize zur Verringerung von Störungen im
Schienennetz



Die Bundesnetzagentur hat ein von der DB Netz AG vorgelegtes
Anreizsystem für den Schienenpersonenverkehr zur Verringerung von
Störungen im Schienennetz genehmigt.


Ziel der Regelungen ist die Minimierung von Störungen und die
Erhöhung der Leistungsfähigkeit des Schienennetzes.

Anreizsystem zur Verringerung von Störungen im Netz

In dem genehmigten Anreizsystem werden sowohl die DB Netz AG als auch
die Eisenbahnverkehrsunternehmen mit der Verpflichtung zu
gegenseitigen Pönalzahlungen angehalten, Netzstörungen zu vermeiden.
Ist ein Zug verspätet unterwegs und ist dies der DB Netz AG oder dem
Eisenbahnverkehrsunternehmen zuzurechnen, werden kompensierende
Pönalzahlungen an die jeweilige Gegenseite fällig. Durch die
Verringerung von Störungen soll auch die Leistungsfähigkeit des
Schienennetzes insgesamt erhöht werden.

Genehmigung im zweiten Anlauf

Die nun erteilte Genehmigung folgt auf eine Versagung eines
entsprechenden Antrags der DB Netz AG im vergangenen Jahr. Hier hatte
die Bundesnetzagentur die Genehmigung im August 2018 versagt. Die im
vergangenen Genehmigungsverfahren noch beanstandeten Regelungen zum
Haftungsausschluss, zur Entgeltminderung und zur Streitschlichtung hat
die DB Netz AG nun entweder gestrichen oder nachgebessert.

Regelungen gelten für den Schienenpersonenverkehr

Das vorgelegte Anreizsystem bezieht sich ausschließlich auf Züge des
Schienenpersonenverkehrs. Bislang konnte für den Güterverkehr noch
keine Einigung zwischen den Marktteilnehmern für ein Anreizsystem zur
Verringerung von Störungen im Schienennetz erzielt werden.

Die genehmigten Regelungen für den Personenverkehr werden am 1. Juni
2019 in Kraft treten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31.05.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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FAMILIENRECHT/214: (Teil-)Entzug des elterlichen Sorgerechts (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. Juni 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

(Teil-)Entzug des elterlichen Sorgerechts



Bremen/Berlin (DAV). Ist das Kindeswohl gefährdet, kann das elterliche
Sorgerecht ganz oder teilweise entzogen werden. Erteilen die Eltern
dem Jugendamt allerdings eine Vollmacht, soll vom (Teil-)Entzug der
elterlichen Sorge abgesehen werden. Voraussetzung ist aber, dass die
Eltern bereit sind, mit dem Jugendamt zu kooperieren. Erfolgt dies
nicht, kann das Sorgerecht trotz Bevollmächtigung teilweise entzogen
werden. Die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Oberlandesgerichts Bremen vom 4. Januar 2018 (AZ: 4 UF 134/17).

Der Vater des sechsjährigen Kindes ist allein sorgeberechtigt. Er ist
drogensüchtig. In der Familie ist ein Krisendienst installiert. Die
Zusammenarbeit mit dem Jugendamt lehnte der Vater ab. 2016 wurde die
Wohnung des Vaters zwangsweise geräumt. Seither übernachtet er
abwechselnd in den Wohnungen seiner Eltern. Im Jahr 2017 stimmte er
wegen dieser Probleme der Fremdunterbringung des Kinds zu. Er
versprach die Zusammenarbeit mit dem Jugendamt und erteilte diesem
partielle Vollmacht. In der Folgezeit zeigte sich der Vater jedoch
weiter nicht kooperativ. Das Amtsgericht entzog dem Vater zunächst das
Aufenthaltsbestimmungsrecht, dann die Gesundheitsfürsorge und das
Recht, Anträge auf öffentliche Leistungen zu stellen. Außerdem ordnete
es die Pflegschaft an. Dagegen wandte sich der Vater mit seiner
Beschwerde.

Das Oberlandesgericht gab dem Amtsgericht Recht. Dieser Teilentzug des
elterlichen Sorgerechts sei dann gerechtfertigt, wenn das körperliche,
geistige oder seelische Wohl eines Kinds gefährdet werde, und die
Eltern nicht in der Lage seien, die Gefahr abzuwenden. Der Vater könne
das Kind nicht kindgerecht unterbringen und versorgen. Die Wohnung der
Großeltern des Kindes seien nicht kindgerecht. Der Vater zeige sich
nach wie vor nicht kooperativ und verhalte sich gegenüber dem
Betreuungspersonen und gegenüber dem Jugendamt aggressiv.

Zwar sei der (Teil-)Entzug des Sorgerechts unverhältnismäßig, wenn das
Jugendamt bevollmächtigt werde. Voraussetzung sei hierfür aber, dass
es neben der Erteilung der Vollmacht auch zu einer Kooperation mit dem
Jugendamt komme. Das Gegenteil sei aber hier der Fall gewesen, so dass
der Teilentzug des Sorgerechts des Vaters gerechtfertigt gewesen sei.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 08/19 vom 3. Juni 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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FAMILIENRECHT/213: Positive Gefahrenprognose - Eltern erhalten Sorgerecht zurück (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. Juni 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Positive Gefahrenprognose - Eltern erhalten Sorgerecht zurück



Frankfurt/Berlin (DAV). Einen Sorgerechtsentzug kann das Gericht auch
wieder aufheben. Das gilt dann, wenn die Richter in ihrer
Gefahrenprognose zu dem Ergebnis kommen, dass die Umstände sich
ausreichend positiv entwickelt haben und eine Gefahr für das
körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kinds nicht mehr
wahrscheinlich ist. Das berichtet die Arbeitsgemeinschaft
Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) und verweist auf eine
Entscheidung des Oberlandesgerichts Frankfurt vom 18. April 2018
(AZ: 4 UF 240/17).

Den Eltern war 2016 das Sorgerecht für ihre Tochter entzogen worden.
Sie standen im Verdacht, das Kind als Säugling geschüttelt und damit
ein Schütteltrauma ausgelöst zu haben. Das Familiengericht hob rund
ein Jahr später den Entzug der Sorge wieder auf und ermöglichte die
Rückkehr des Kinds in den Haushalt der Eltern.

Dagegen legte unter anderem der Ergänzungspfleger Beschwerde ein. Im
Hinblick auf die ungeklärten Vorgänge, die zur gesundheitlichen
Schädigung des Kinds geführt hatten, dürfe das Kind nicht zu seinen
Eltern zurückkehren.

Ohne Erfolg. Die Voraussetzungen für die Trennung von Eltern und Kind
bestünden nicht mehr, so das Gericht. Die Rückführung des Kinds zu
seinen Eltern sei sehr positiv verlaufen. Die Eltern nähmen alle
angebotenen Hilfen in Anspruch, kooperierten eng mit den
Familienhelfern, die Tochter habe Vertrauen zu ihren Eltern - davon
hatte sich eine Richterin beim Hausbesuch überzeugt -, und gerade die
Mutter habe ihre Erziehungsfähigkeiten erheblich weiterentwickelt.

Die Gefahrenprognose, die Richter in solchen Fällen erarbeiten müssen,
ergab, dass eine Gefährdung des Kinds bei seinen Eltern nicht mit dem
erforderlichen Grad der Wahrscheinlichkeit festzustellen sei.

Mit Blick auf das wahrscheinliche Schütteltrauma erklärten die
Richter, es sei nicht mehr möglich aufzuklären, wie es zu den
Schädigungen gekommen sei und wer das Kind geschüttelt habe. Aufgrund
des Alters des Kinds sei auszuschließen, dass ihm erneut ein
Schütteltrauma zugefügt werden könne.

Informationen: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:
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INTERNATIONAL/282: Kolumbien - Gerichtsurteile stützen die Umsetzung des Friedensvertrages (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Gerichtsurteile in Kolumbien stützen die Umsetzung des Friedensvertrages

Von Friederike Schwarz



(Bógota, 2. Juni 2019, amerika21) - Der Oberste Gerichtshof Kolumbiens
hat entschieden, den Fall des ehemaligen Farc-Guerilleros Seuxis
Paucias Hernández Solarte alias Jesús Santrich zu übernehmen und hat
zudem seine sofortige Freilassung angeordnet. Die Ermittlungskammer
des Gerichts werde sich nun mit der Sache auseinandersetzen und die
Beweise prüfen. Damit wurde der Argumentation der Anwält*innen von
Santrich stattgegeben, dass der Fall eines Kongressabgeordneten nicht
von der Generalstaatsanwaltschaft, sondern vor dem Obersten
Gerichtshof verhandelt werden müsse.

Mit dieser Entscheidung stellt sich das Gericht gegen das Argument der
Ankläger*innen, dass Santrich nicht mehr die Privilegien eines
Abgeordneten genießt, da er bei der Vereidigung nicht anwesend war und
eine andere Person an seiner Stelle im Kongress sitze. Das Gericht
vertritt, dass eine Vereidigung keine zwingende Maßnahme sei, um als
Kongressabgeordneter zu gelten. Dies werde vorher bestimmt. Daher
entschied das Gericht, das Fehlen bei der Amtseinführung nicht zu
Grunde zu legen, sodass Santrich als Parlamentarier gilt und der
Gerichtshof den Fall übernehmen kann. Dass Santrich freigelassen
werden könne, liege an konstitutionellen Privilegien eines
Abgeordneten, die es erlauben, bei einer Ermittlung in Freiheit zu
sein, so lange keine Schuld festgestellt ist.


Santrich war ein Jahr in Haft

Nach Veröffentlichung der Gerichtsentscheidung forderte die
Generalstaatsanwaltschaft, Santrich erneut für weitere Vernehmungen im
Zusammenhang mit Drogenschmuggel bzw. Herstellung oder Besitz von
Drogen festnehmen zu können. Seine Anwält*innen hingegen bemühten
sich, die Freilassung so schnell wie möglich zu erreichen, damit ihr
Mandant seine Aufgabe als Kongressabgeordneter wahrnehmen kann.
Bereits am 30. Mai, weniger als einen Tag nach der Entscheidung,
konnte Santrich das Gefängnis verlassen.

Die Reaktionen auf den Ausgang des Verfahrens sind geteilt.
Anhänger*innen der Partei Alternative Revolutionäre Kraft des Volkes
FARC (Fuerza Alternativa Revolucionaria del Común) begrüßten die
Entscheidung. Sie zeigten sich zuversichtlich, dass Santrich bald sein
Amt als Abgeordneter des Repräsentantenhauses antreten kann. Gustavo
Bolívar von der Partei Decentes (die Anständigen) stimmte zu.
Santrichs Fall werde jetzt wie der eines jeden anderen Abgeordneten
behandelt. Ähnlich äußerte sich Iván Cepeda von der linken Partei Polo
Democrático (PD). Der Senator der liberalen Partei Luis Fernando
Velasco sagte, der Logik der Verfassung und des Gesetzes sei gefolgt
worden.

Kritik kommt hingegen vom Senator Carlos Abraham Jiménez von der
Partei Cambio Radical, der Santrich nicht als Kongressabgeordneten
sieht. Jemand anderes habe seinen Platz eingenommen und er könne daher
nicht wie ein Abgeordneter behandelt werden. Für Jiménez bedeutet dies
Straflosigkeit. Ähnlich urteilen die Senatoren der rechten
Regierungspartei Centro Democrático (CD), Gabriel Velasco und Paloma
Valencia. Velasco sieht die Entscheidung als einen Beweis dafür, dass
in Kolumbien dringend eine vollständige Überarbeitung der Justiz
notwendig sei. Valencia fügte hinzu, das Gericht stünde erkennbar auf
der Seite der Straftäter und schütze diese.


Kritik von der Regierung

Kurz nach dem Urteil gab der Oberste Gerichtshof bekannt, dass die
Einwände von Präsident Iván Duque gegen die Sonderjustiz für den
Frieden (JEP) unwirksam sind. Duque hatte sein Vetorecht gegen Teile
des 2016 vereinbarten Friedensvertrags mit der ehemaligen
Farc-Guerilla eingesetzt. Konkret ging es um sechs der insgesamt 159
Punkte zur JEP. Über Abstimmungen im Parlament hatte der Präsident
versucht, das Abkommen mit den Farc in wichtigen Punkten zu kippen.
Nachdem es keine Mehrheiten in den Kammern gab, lag die Entscheidung
beim Gericht. Der Senator und Präsident der Friedenskommission, Roy
Barreras, sieht das Urteil als "einen Sieg für den Frieden und die
Gerechtigkeit". Gleichzeitig kritisierte er die Regierung für die
durch die vorgebrachten Einwände verlorenen neun Monate. Er kritisiert
die Politik Duques als rückwärtsgewandt.

Der freigelassene Politiker äußerte sich am 30. Mai in einem Interview
mit dem lateinamerikanischen Fernsehsender Telesur zu den Vorwürfen
gegen ihn. Sie seien eine mediale Täuschung, für die Anschuldigungen
gebe es keine Beweise. Er werde in Kolumbien bleiben, um zu zeigen,
dass es sich dabei nur um Lügen handele. Santrich beklagte auch, dass
es schwierig sei, den Friedensprozess voran zu bringen. Es brauche
unter anderem eine wirkliche Wiedereingliederung ehemaliger
Guerilleros, damit es keine weiteren Morde mehr gebe. Gleichzeitig
kritisiert er, dass in Kolumbien US-Interessen über denen des Volkes
stünden. Der Interventionismus transnationaler Unternehmen sowie des
ehemaligen Präsidenten Álvaro Uribe Vélez kämen noch hinzu.

Santrich war im April 2018 von kolumbianischen Behörden auf Druck der
US-Antidrogenbehörde DEA festgenommen worden und saß seitdem in Haft.
Gegen ihn wird wegen angeblicher Beteiligung an einem Kokaindeal
ermittelt, bei dem zehn Tonnen der Droge in die USA geschmuggelt
werden sollten. Die USA verlangen seine Auslieferung. Laut der JEP
haben die US-Behörden allerdings zu keinem Zeitpunkt belastbare
Beweise für den Drogendeal vorgelegt. Die JEP hatte Santrich bereits
am 15. Mai freigesprochen und eine Auslieferung abglehnt, da die
Beweismittel nicht ausreichten. Unmittelbar nach seiner Freilassung am
17. Mai wurde er durch die Generalstaatsanwaltschaft erneut verhaftet,
bis das Oberste Gericht seine Entscheidung traf.
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STANDPUNKT/059: Keine Geordnete-Rechtlosigkeit! - Weiterer Angriff auf den Rechtsstaat in Vorbereitung (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 02.06.2019

Keine Geordnete-Rechtlosigkeit!

Weiterer Angriff auf den Rechtsstaat in Vorbereitung



Das Geordnete-Rückkehr-Gesetz, das morgen im Innenausschuss des Bundestages
verhandelt werden soll, ist ein fundamentaler Angriff auf den Rechtsstaat.
Das Gesetz sieht systematische Inhaftierungen und existenzielle Einschnitte
bei den Sozialleistungen und der Integration von Geflüchteten vor.

Rechtsanwältin Berenice Böhlo vom Vorstand des RAV sagt: »Dieses Gesetz
stellt unsere Mandant*innen rechtlos. Es wird zu massenhaft rechtswidrigen
Inhaftierungen und Abschiebungen kommen, ohne dass die Betroffenen einen
Anwalt oder eine Anwältin einschalten können. Wir werden für unsere
Mandantinnen vor den Sozialgerichten wieder um jede Windel kämpfen müssen«.

Die Regierungsparteien behaupten, das Gesetz sei eine Reaktion auf ein
angebliches Defizit im Vollzug von Abschiebungen. Tatsächlich ist das
Gesetz die Reaktion auf die Angriffe von rechts und zeigt, wie die
Entrechtung von Flüchtlingen nicht nur ein Thema von Rechtsaußen ist,
sondern von CDU und SPD zentral vorangetrieben wird.

Ein dauerhafter Aufenthalt von bis zu 18 Monaten in Anker-Einrichtungen
verhindert systematisch und gezielt den Zugang zum Recht. Das Asylrecht
ist, wie es das Bundesverfassungsgericht festgestellt hat, in besonderer
Weise ein verfahrensabhängiges Recht. Verfahrensrecht hat Verfassungsrang.

Alle bisherigen anwaltlichen Erfahrungen mit Anker-Zentren zeigen, dass
gerade dort das Verfahrensrecht systematisch verletzt wird. Eine
unabhängige, anwaltliche Vertretung von Anfang an ist Grundlage eines
rechtsstaatlichen Verfahrens, in den Anker-Einrichtungen aber nicht mehr
möglich. Der Bundestagsabgeordnete Dr. Lars Castellucci (SPD) hatte im
Rahmen der Koalitionsvereinbarung versprochen, dass in den
Anker-Einrichtungen der Zugang zum Recht erhalten bleibt. Genau das ist,
wie die Erfahrung zeigt, nicht der Fall. Dennoch ist auch die SPD bereit,
die Entrechtung von Flüchtlingen noch weiter voranzutreiben.

Über 80 Prozent der Haftentscheidungen von Richtern*innen haben sich als
rechtswidrig erwiesen. Würde es der Gesetzgeber mit dem Zugang zum Recht
ernst meinen, müsste jeder inhaftierte Flüchtling eine anwaltliche
Vertretung beigeordnet bekommen. Hier aber schweigt das Gesetz.

In der Vergangenheit hat sich weit über die Hälfte der Entscheidungen des
Bundesamtes als falsch erwiesen und wurde von den Verwaltungsgerichten
aufgehoben. Das Bundesamt ist nunmehr stolz auf eine angebliche Fehlerquote
von 'nur' noch 25 Prozent. Auch in den Verfahren, in denen es um die
Überstellung in andere EU-Länder geht, kommt es regelmäßig zu behördlichen
Entscheidungen, die später von den Gerichten aufgehoben werden.

RAV-Vorstandsmitglied Berenice Böhlo: »Die Rechtslage ist äußerst komplex,
da es kein einheitliches europäisches Asylsystem gibt. Ohne anwaltliche
Beratung und Vertretung wird es in Zukunft kaum gelingen, überhaupt
effektiven Rechtsschutz vor den Verwaltungsgerichten zu erhalten, denn die
Betroffenen können faktisch nicht mehr vor den Verwaltungsgerichten
klagen«.

Nach wie vor ist ein Großteil der Gesellschaft in der Unterstützung mit
Geflüchteten aktiv. Das Gesetz ist eine schallende Ohrfeige für alle hier
aktiven Bürger*innen. Die neue 'Härte' von der der CDU-Abgeordnete Philipp
Amthor so begeistert spricht, basiert auf struktureller Entrechtung und ist
eine Katastrophe, die die Gesellschaft an sich betrifft.

Neben dem RAV kritisieren über 20 weitere zivilgesellschaftliche
Organisationen, darunter Richter*innen und Anwält*innen, das Gesetz und
haben in einem Offenen Brief dagegen Stellung bezogen.

 * 
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STELLUNGNAHME/077: Geordnete-Rückkehr-Gesetz (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 3. Juni 2019

Geordnete-Rückkehr-Gesetz

Caritas-Präsident Peter Neher zum Geordneten-Rückkehr-Gesetz anlässlich der
öffentlichen Anhörung im Bundestags-Innenausschuss



Berlin, 03. Juni 2019. Die spürbare Hektik bei den aktuellen
Gesetzgebungsverfahren zur "Geordneten-Rückkehr" grenzt an Panikmache und
ist durch nichts begründet. Die Regeln für Abschiebungen wurden in den
vergangenen Jahren deutlich verschärft. Viel mehr geht da nicht.

Offenbar will die Politik nun den Eindruck erwecken, durch die geplanten
Verschärfungen im Aufenthalts- und Asylbewerberleistungsgesetz die Zahl der
Ausreisen erhöhen zu können. Besonders kritisch ist, dass der Eindruck
erweckt wird, abgelehnte Asylbewerber würden in großer Zahl durch ihre
mangelnde Bereitschaft zur Mitwirkung verhindern, dass sie das Land
verlassen müssen. Dabei sind es sehr oft gravierende Hindernisse wie
beispielsweise schwere Krankheiten, familiäre Bindungen in Deutschland,
aber auch die erschwerte Passbeschaffung bei der Botschaft des
Herkunftslands, die eine Ausreise verhindern.

Oft liegt es nicht in der Verantwortung der betroffenen Menschen, wenn
Papiere fehlen. Viele Botschaften in Deutschland stellen keine Papiere aus,
bzw. Anforderungen, die oft nicht zu erfüllen sind. Vor diesem Hintergrund
ist es sehr kritisch zu bewerten, wenn mit dem Geordnete-Rückkehr-Gesetz
die Menschen schlechter gestellt werden sollen, die sich aus Sicht der
Behörden nicht um ihre Papiere bemühen.

Hochproblematisch ist, dass vielen dieser Menschen Leistungen gekürzt
werden. Damit werden sie vom gesellschaftlichen Leben ausgeschlossen. Dass
sie nur mit Sachleistungen wie beispielsweise Lebensmitteln versorgt
werden, missachtet die Selbstbestimmung der Menschen und schränkt sie stark
ein.

Es ist völlig inakzeptabel, für diese Menschen einen Status zu schaffen,
der zu schlechteren Integrationsbedingungen als die Duldung führt. Die
Realität zeigt, dass trotz all dieser Abwehrmechanismen einige dieser
Menschen in Deutschland bleiben, die dann deutlich schlechtere Chance auf
Arbeit und Integration haben. Vielfach sind Kinder betroffen, denen dadurch
jede Teilhabechance und Perspektive genommen wird. Mit dieser Haltung
schafft die Regierung neue Probleme von morgen.

 * 
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KIRCHE/2207: Europäischer Verteilmechanismus für Bootsflüchtlinge gefordert (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 03.06.2019

Europäischer Verteilmechanismus für Bootsflüchtlinge gefordert

Palermos Bürgermeister und EKD-Ratsvorsitzender mit gemeinsamer Erklärung.



Die Hilfsbereitschaft von Städten, Kommunen und Bürgern überall in Europa
ist groß. Es fehlt aber an einem europaweiten Verteilmechanismus, die im
Mittelmeer geretteten Bootsflüchtlinge in der EU unterzubringen. "Wir
brauchen noch in diesem Sommer eine politische Notlösung", erklären der
Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirchen in Deutschland, Heinrich
Bedford-Strohm, und Palermos Bürgermeister Leoluca Orlando in einer
gemeinsamen Erklärung. Orlando und Bedford-Strohm weiter: Eine Gruppe von
EU-Staaten müssen jetzt als "Koalition der Willigen" handeln und "eine
zukunftsfähige Migrationspolitik entwickeln". Bedford-Strohm hält sich
derzeit auf Sizilien auf, um sich vor Ort über kirchliche und
zivilgesellschaftliche Hilfsprojekte für Geflüchtete zu informieren.

Die ganze Erklärung im Wortlaut:

Palermo-Appell

Europa hat gewählt. Die Europäische Union stellt sich in den kommenden
Monaten neu auf. Gerade jetzt wollen wir denen eine Stimme geben, die
derzeit im Schatten der großen Politik stehen. Denn weiterhin machen sich
Menschen auf den Weg über das Mittelmeer. Migrationsbewegungen sind ein
historisches Phänomen, das seine Ursprünge in dem Grundrecht der Menschen
auf Mobilität hat. Auf der Suche nach besseren Lebensbedingungen. Auf der
Flucht vor Krieg, Armut und Klima-Katastrophen. In Hinblick auf das zu
erwartende Ansteigen der Flüchtlingsströme im Laufe des Sommers ist es für
die Europäische Union unabdingbar, sich auf ihre Grundwerte zu besinnen und
Lösungen für die einzelnen Staaten zu finden, mit deren Hilfe neue
Todesopfer im Mittelmeer verhindert und humanitäre Kanäle geschaffen werden
können, und die die Rettung von Schiffbrüchigen und Menschenleben zur
Priorität macht.

Das Mittelmeer ist weiterhin die tödlichste Grenze weltweit. Über 2000
Menschen sind 2018 im Mittelmeer ertrunken. Von hunderten Toten 2019 wissen
wir. Viele sterben in diesen Tagen ungesehen, ohne in den Statistiken
erfasst zu sein. Europa steht jetzt vor der Wahl: Wollen wir 2019 helfen
oder wegschauen?

Gemeinsam mit vielen Verantwortlichen aus Kommunen, Kirchen und der
Zivilgesellschaft meinen wir:

• 2019 darf nicht zu einem verlorenen Jahr für die Seenotrettung im
Mittelmeer werden.

• Die Kriminalisierung der zivilen Seenotrettung muss ein Ende haben.
Jetzt!

• Seenotrettung muss auch eine staatliche Aufgabe bleiben. Was ist aus
der europäischen Seenotrettung geworden? Deutschland sollte hier ein
Zeichen setzen und Schiffe entsenden!

• Wir brauchen noch in diesem Sommer eine politische Notlösung, einen
vorübergehenden Verteilmechanismus für Bootsflüchtlinge. Viele Städte und
Kommunen in Europa wollen "Sichere Häfen" sein! Lassen wir das Realität
werden!

• Wir brauchen in der EU eine "Koalition der Willigen", die jetzt
handelt. Und eine zukunftsfähige Migrationspolitik entwickelt. Denn
Menschen ertrinken lassen oder in die Lager Libyens zurückschicken, kann
keine Option für Europa sein.

Die Beteiligung an der Europa-Wahl war erfreulich hoch. Wir rufen auf:
Macht die fünf Punkte unserer Erklärung zum Thema! Ladet eure neugewählten
Europa-Abgeordneten zu euch ein - in eure Bürgerversammlungen,
Kirchengemeinden, Schulen und Sportvereine! Europa: Wir müssen reden!

Hannover, 3. Juni 2019

 * 
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INTERNATIONAL/388: Kolumbien - Paramilitärs drohen in Flugblättern mit "sozialer Säuberung" in Ciudad Bolívar (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Paramilitärs drohen in Flugblättern mit "sozialer Säuberung" in Ciudad Bolívar



(Bogotá, 27. Mai 2019, contagio radio) - Bewohner*innen des Stadtteils
Ciudad Bolívar in der kolumbianischen Hauptstadt Bogotá meldeten am
21. Mai Flugblätter in ihrem Stadtteil, die mit einer "sozialen
Säuberung" (limpieza social) drohen. In den Flugblättern wird
angekündigt, Menschen aus Venezuela und drogenabhängige Menschen
umzubringen. Laut dem Gemeinderat des Stadtteils Christian Robayo sei
dies ein weiterer Beweis dafür, dass illegale Gruppen im Stadtteil
Interessen hätten und präsent seien.

Schon seit langem sei die Situation in Ciudad Bolívar kritisch, so
Robayo von der sozialdemokratischen Partei Polo Democrático. Das Büro
der Bürgerbeauftragten (Defensoría del Pueblo) hatte bereits im
vergangenen Jahr eine Frühwarnung herausgegeben, die über die Präsenz
illegaler bewaffneter Gruppen in Ciudad Bolívar und in den Stadtteilen
Soacha, Usme und Kennedy informierte. In der Warnung wurde sich mit
Sorge über die Zunahme der gewaltsamen Todesfälle und über andere
Probleme im Zusammenhang mit dem sogenannten "Mikrohandel" geäußert.
Der Begriff "microtráfico" bezeichnet den Handel mit kleinen Mengen an
Drogen, den vor allem Minderjährige aus ärmeren Gegenden im Auftrag
krimineller Gruppen ausführen.


249 Morde in 2018

Insbesondere an den südlichen Ausfahrten Bogotás in Richtung
Villavicencio und Sibaté hätten sich laut Gemeinderat
"paramilitärische Hochburgen" gebildet. Sie tarnten sich durch legale
Geschäfte, um mit Drogen zu handeln und Erpressungen durchzuführen.
Man habe bereits damals auch davor gewarnt, dass die paramilitärische
Organisation AGC (Autodefensas Gaitanistas de Colombia) bewaffnete
Kommandos in das Gebiet schicke, um Allianzen mit bereits dort
präsenten Gruppen zu suchen.

Robayo äußerte sich zudem besorgt über die ansteigende Zahl der Morde.
"Von Januar bis Dezember 2018 wurden 249 Menschen ermordet", in diesem
Jahr waren es bisher 59. Es herrsche eine Situation, die von der
Kreisverwaltung in besonderer Weise behandelt werden müsse. Der
Gemeinderat ersuchte die Staatsanwaltschaft, nach den Urhebern der
Flugblätter zu fahnden und forderte sie zudem dazu auf, die Rechte der
Bürger*innen zu schützen und auf kommunaler und Bezirksebene dringende
Maßnahmen zu ergreifen.
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SCHACH-SPHINX/06946: Noch ruht alles in Harmonie (SB)


Voller Stolz dachte Schwarz bei sich, wie gut, daß ich einen Bauern
mehr habe und noch dazu einen Freibauern auf b3. Wie eine Bastion
standen auch seine beiden Läufer in der Mitte, das Zentrum befand sich
zwar in einem labilen Gleichgewicht, schien jedoch soweit
ausbalanciert zu sein. Sorgen machte er sich keine. Warum auch,
standen die weißen Figuren doch weit zurückgedrängt auf der ersten und
zweiten Reihe! Ach, wie groß war sein Irrtum und betrogener Glaube.
Daß Balancen eine recht tückische Angelegenheit sind, wie auch Figuren
zuweilen plötzlich eine vernichtende Fernwirkung ausüben können,
diesen Instinkt vernachlässigte er im heutigen Rätsel der Sphinx auf
eine derart gründliche Weise, daß der Anziehende diese Unachtsamkeit
zu einem dauerhaften Vorteil ummünzte und im Nu unumkehrbare
Verhältnisse für seinen Sieg schuf. Also, Wanderer, noch ruht alles in
beschaulicher Harmonie, aber am Horizont tauchten bald schon
Gewitterwolken auf.
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Niklasson - Holst

Stockholm 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zwar ließ sich kein fehlerhafter schwarzer Zug nachweisen, wohl aber
eine weiße Gewinnfolge: 1.Ta1xa2! Le6xa2 2.c3-c4! - und plötzlich
geriet der schwarze König ins Fadenkreuz, zunächst drohte schlicht und
einfach Familienschach auf d5 - 2...Db6-a7 3.Sf6-e4 Ke7-f8 4.0-0
La2xc4 5.Le2xc4 Tc8xc4 6.Df3-f6! Th8-g8 7.Df6-h6+ und Schwarz gab auf,
da er nach der erzwungenen Folge 7...Tg8-g7 8.Dh6xd6+ Da7-e7 9.Dd6-b8+
De7-e8 10.Db8xe8+ Kf8xe8 11.Se4xd6+ einen Turm einbüßt.



Erstveröffentlichung am 4. Juni 2006

3. Juni 2019
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/812: Berlin - Angels in America. Opera in two parts by Peter Eötvös, 27. + 28.6.2019


Universität der Künste Berlin

ANGELS IN AMERICA 

Opera in two parts by Peter Eötvös

Based on the play by Tony Kushner

Libretto by Mari Mezei - Commande du Théâtre du Châtelet

In englischer Sprache mit deutschen Übertiteln

Berliner Erstaufführung

Premieren am 27. und 28. Juni 2019, jeweils 19.30 Uhr

Weitere Vorstellungen am 29.* und 30. Juni 2019*

Einführungsmatinee: 23. Juni, 11 Uhr



Der gefeierte Komponist Peter Eötvös richtet in seiner - nach seiner
Uraufführung 2004 in Paris weltweit gespielten und nun erstmals in
Berlin aufgeführten - Oper den Fokus auf die Seelenlandschaften der
Figuren aus Tony Kushners gleichna-migem Epos. Eötvös verdichtet die
siebenstündige Vorlage zu einem Porträt einer sich selbst
vernichtenden Welt, in der dennoch der Lebenswille und die urtiefste
Hoffnung des Menschen siegt.

Die Protagonisten werden heimgesucht von Dämonen der Schuld und
Todesangst, Engeln der Hoffnung, Visionen eines Lebens am anderen Ende
der Welt. Über allem schwebt das Ende, der Tanz auf dem Vulkan, das
Leben in einer von Fortschritt, Krankheit und menschlichem Ehrgeiz
zerstörten, verlorenen, von Gott verlassenen Welt, die sich selbst
retten müsste und es doch nicht vermag. Die Engel prophezeien ganz
nebenbei den Reaktorunfall von Tschernobyl, die Apokalypse. Trotzdem.
Der todgeweihte Prior kämpft um sein Leben: "Bless me anyway".

Die Produktion des Studiengangs Gesang/Musiktheater in Kooperation mit
dem Symphonieorchester der UdK Berlin und den Studiengängen Kostümbild
und Bühnenbild feiert am 27. und 28. Juni in zwei Besetzungen
Premiere.

Musikalische Leitung: Christian Schumann, Regie: Isabel Hindersin,
Bühne und Kostüme: Studierende der Studiengänge Bühnenbild und
Kostümbild, Iris Christidi und Sophie Peters, realisiert in den
Werkstätten der UdK Berlin.

Es spielt das Symphonieorchester der UdK Berlin.

UNI.T - Theater der UdK Berlin, Fasanenstr. 1 B, 10623 Berlin
Eintritt: 12 Euro, erm. 6 Euro
Karten: Konzertsaalkasse der UdK Berlin und www.reservix.de
(zzgl. Vorverkaufs- und Systemgebühr)
* Übertragung per Live-Stream auf www.livestream.udk-berlin.de

Einblicke in die Produktion bietet eine Einführungsmatinee am 23. Juni
um 11 Uhr im Probensaal in der Bundesallee 1-12. In Anwesenheit des
Teams um Christian Schumann und Isabel Hindersin. Der Eintritt ist
frei.

Im Anschluss an die Matinee wird als kulinarische Begleitung ein
Amerikanisches Menü serviert.

Einführungsmatinee am 23. Juni 2019, 11 Uhr

Anmeldung zur kulinarischen Begleitung: josephs.udk@gmail.com
UdK Berlin, Probensaal, Bundesallee 1-12, 10719 Berlin
Eintritt: frei


Inhalt:

Die Geschichte von Prior, der schwerkrank von seinem Freund Louis
verlassen wird und mit den Engeln dennoch wütend und verzweifelt um
sein Leben schachert. Die Geschichte von Louis, der Prior in größter
Not im Stich lässt und dem Schatten seiner Schuld dann nicht
entfliehen kann.

Die Geschichte von Harper, die ihre Angst und frustrierte Liebe zu
ihrem Ehemann Joe in Valium und Halluzinationen ertränkt.

Die Geschichte von Joe, der krampfhaft versucht, nicht schwul und
Harper ein guter Ehemann zu sein, bis er verzweifelt alle Ketten
sprengt.

Und von Roy Cohn, schwuler Schwulenhasser und skrupelloser Anwalt an
der Seite McCarthys im New York der 80er Jahre, Mentor Donald Trumps,
der sich selbst sogar noch dann verleugnet, während er an AIDS zu
Grunde geht.


Mitwirkende:

Darstellerinnen und Darsteller: Xenia Cumento/Lisa Ziehm, Devi
Suriani/Yehui Jeong, Verena Tönjes/Yixuan Zhu, Benjamin De
Wilde/Christoph Brunner, Benjamin Popson/Kyoungloul Kim, Alexander
Fedorov/Gregor Novak, Eduardo Rojas/Tae Kyu Kim, Daniel
Nicholson/Jinsei Park

Vokalensemble: Johannes Blank, Kateryna Chekhova, Pablo Helmbold,
Aurora Marthens; Marlene Metzger, Kamila Maria de Pasquale, Stanislav
Prunskij

Symphonieorchester der Universität der Künste Berlin

Die Universität der Künste Berlin ist weltweit eine der größten
künstlerischen Hochschulen und die einzige, die alle Disziplinen der
Kunst und der auf sie bezogenen Wissenschaften in sich vereint. An den
vier Fakultäten Bildende Kunst, Gestaltung, Musik und Darstellende
Kunst sowie dem Zentralinstitut für Weiterbildung werden über 70
künstlerische, künstlerisch-wissenschaftliche und
künstlerisch-pädagogische Studiengänge angeboten. Von rund 4.000
Studierenden stammt etwa ein Drittel aus dem Ausland. Die Geschichte
der UdK Berlin reicht zurück bis zur Gründung der
brandenburgisch-preußischen Akademie der Künste im Jahr 1696. Ihre
heutige Form erhielt sie 1975 durch den Zusammenschluss der Hochschule
für bildende Künste und der Hochschule für Musik und darstellende
Kunst zur Hochschule der Künste (HdK). Seit 2001 trägt die Universität
der Künste Berlin ihren heutigen Namen. Präsident ist seit Januar 2006
Prof. Martin Rennert. Mit mehr als 700 Veranstaltungen im Jahr trägt
die UdK Berlin maßgeblich zum kulturellen Leben der Stadt bei.

 * 

Quelle:

Universität der Künste Berlin

Einsteinufer 43

D-10587 Berlin

Telefon: 030/3185-0

E-Mail: webmaster@udk-berlin.de

Internet: www.udk-berlin.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1285: Theater Erlangen - Wir sind die Neuen!, 30.6.2019


THEATER ERLANGEN

WIR SIND DIE NEUEN!

von Ralf Westhoff in einer Bühnenfassung von Jürgen Popig, WLB
Esslingen

Regie: Klaus-Dieter Köhler 

Mit Lothar Bobbe, Barbara Dussler, Achim Hall, Gesine Hannemann, Felix
Jeiter, Sofie Alice Miller

30.06.19 | 18.00 Uhr | Markgrafentheater



In der Alt-68er-WG von Anne, Eddi und Johannes herrscht Katerstimmung:
Rückenschmerzen statt Demos, Trott statt Aufbruchsgeist. Als junge
Leute nebenan einziehen, wittern die in die Jahre gekommenen
Revoluzzer Morgenluft - problematisch nur, dass die
karriereorientierten Studenten von heute keinerlei Gefallen an lauter
Musik und eskalierenden Partys haben.

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/863: Verordnung zur Ferkelbetäubung im Agrarausschuss (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 31. Mai 2019

Verordnung zur Ferkelbetäubung im Agrarausschuss

- Kritik vom Deutschen Tierschutzbund

- Isofluran-Methode ist keine Dauerlösung



Am kommenden Mittwoch (5. Juni) berät der Agrarausschuss des
Bundestags darüber, ob Landwirte ihre Ferkel bei der Kastration zukünftig
selbst mit dem Narkosegas Isofluran betäuben dürfen. Das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft hat dafür eine
"Ferkelbetäubungssachkundeverordnung" (FerkBetSachkV) vorgelegt. Der
Deutsche Tierschutzbund sieht die Öffnung der Isofluran-Methode für
Landwirte kritisch und macht deutlich, dass langfristig ganz auf die
Kastration verzichtet werden muss. Der Verband hat sich daher auch vorab
schriftlich an die Mitglieder des Ausschusses gewandt und diese
aufgefordert, die Verordnung zu überarbeiten oder aufzuheben.

"Die Isofluran-Methode kann und darf keine Dauerlösung für die Branche
werden", sagt Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes.
"Nach wie vor werden Schweine ihrem Haltungssystem angepasst, anstatt
die Haltungsbedingungen an die Bedürfnisse der Tiere anzupassen.
Langfristig muss es das erklärte Ziel sein, auf jegliche Amputation zu
verzichten. Durch das Vorantreiben der Isofluran-Methode ist derzeit aber
zu befürchten, dass die anderen Methoden - Immunokastration und Ebermast -
aus den Augen verloren werden, obwohl diese minimal oder nicht-invasiv
und aus Tierschutzsicht daher klar zu bevorzugen sind." Der Verband macht
zudem deutlich, dass chirurgische Eingriffe - wenn notwendig -
grundsätzlich immer von einem Tierarzt durchgeführt werden sollten. Die
Öffnung der Isofluran-Methode für den Landwirt könnte aus Sicht der
Tierschützer nur erfolgen, wenn bestimmte Anforderungen an Tierschutz,
Arbeitsschutz und Umweltschutz erfüllt wären. "Die Verordnung, die
Bundesministerin Klöckner vorgelegt hat, erfüllt diese von uns gestellten
Anforderungen noch nicht. Deshalb lehnen wir sie in ihrer aktuellen Version
ab", so Schröder. "Die Isofluran-Methode kann derzeit nur unter Erhalt des
Tierarztvorbehaltes eine Alternative sein."


Hintergrund:

Bislang war und ist es in Deutschland Standard, Ferkel in der
konventionellen Tierhaltung betäubungslos zu kastrieren - für Landwirte die
billigste und auch einfachste Methode. Die betäubungslose Kastration wird
jedoch ab 2021 verboten sein. Ein Verbot, das bereits ab 2019 gelten
sollte, wurde Ende 2018 auf Druck der Branche gekippt und um zwei Jahre
hinausgezögert. Die Isoflurannarkose wird von der Branche als
Alternativmethode noch kritisch bewertet, da sie bis jetzt nur durch
Tierärzte angewendet werden darf. Somit bedeutet die Isofluran-Methode u.a.
hinsichtlich der entstehenden Kosten mehr Aufwand und auch Logistikprobleme
für Tierarzt und Landwirt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 31. Mai 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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AKTION/370: "Fledermaus am Haus kein Graus" - Aufruf zum Fledermauszensus (NABU RP)


NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 3. Juni 2019

Fledermaus am Haus kein Graus

NABU bittet Quartiersbesitzerinnen und Quartiersbesitzer im Rahmen des
Fledermauszensus um Mithilfe



Mainz - Am kommenden Wochenende vom 07. - 10. Juni ruft der NABU
Rheinland-Pfalz Fledermausquartiersbesitzer zum sechsten Mal zum
Fledermauszensus auf. Das Zählen der besonderen Untermieter soll dazu
dienen mehr über die meist unbemerkten Tiere zu erfahren. Im Gegensatz
zu den sonst bundesweiten NABU-Aktionen findet der Fledermauszensus
bisher nur in Rheinland-Pfalz statt. Der Quartiersverlust ist eine der
Hauptbedrohungen für alle der 22 streng geschützten
rheinland-pfälzischen Fledermausarten.

Am besten postiert man sich für die Zählung bei Sonnenuntergang
schräg unterhalb des Ausfluges der Tiere, denn so sind die Silhouetten
der Tiere vor dem noch hellen Himmel gut zu sehen. Der
Ausflugszeitpunkt ist von Art zu Art verschieden. Bei der häufigsten
Art, der Zwergfledermaus, beginnt das Spektakel kurz nach
Sonnenuntergang. Jetzt ist schnelles Mitzählen gefragt, denn die Tiere
fliegen recht zügig nacheinander aus. Nach 30 Minuten ist dann oft
schon alles vorbei. Wichtig ist, dass alle Besitzer von
Fledermausquartieren, die sich an der Aktion beteiligen, dies am
besten in jedem Jahr wiederholen. Ein aktueller Meldebogen kann über
die Website des NABU Rheinland-Pfalz heruntergeladen werden.

Alle einheimischen Fledermausarten sind Insektenfresser und halten uns
so manchen vielbeinigen Plagegeist vom Hals. Bis zu 5.000 Mücken kann
eine einzelne Fledermaus pro Nacht vertilgen. Da ist es nicht
verwunderlich, dass viele Menschen, die Fledermäuse an ihrem Haus
beherbergen, mit einer rein biologischen Schädlingsbekämpfung belohnt
werden. "Besitzer solcher Fledermausquartiere berichten häufig, dass
sie kaum Fliegen und Stechmücken haben, solange die Fledermäuse am
Gebäude leben.", erzählt Ann-Sybil Kuckuk, Naturschutzreferentin des
NABU Rheinland-Pfalz.

Trotzdem sind Fledermäuse nicht überall willkommen. Unzählige
Quartiere werden jedes Jahr bei Sanierungsmaßnahmen zerstört, oder die
Tiere aus Angst vor Verschmutzung am Gebäude vertrieben. "Meist ist es
kein böser Wille, der dafür sorgt, dass Fledermausquartiere zerstört
werden, sondern Unwissenheit. Deshalb haben wir unabhängig vom
Fledermauszensus die Aktion "Fledermäuse Willkommen!" ins Leben
gerufen, um auf die Wohnungsnot der Fledermäuse aufmerksam zu machen
und Menschen, die den Tieren helfen wollen oder Sanierungen planen, zu
beraten.", sagt Kuckuk weiter.

Wer Fledermausquartiere dauerhaft erhält, leistet einen unermesslich
wertvollen Beitrag zum Schutz der vom Aussterben bedrohten Fledermäuse
und wird dafür nicht nur mit einem hauseigenen
Schädlingsbekämpfungsdienst belohnt. Dieses Engagement zeichnet der
NABU mit der begehrten "Fledermäuse Willkommen!" Plakette aus. Die
Aktion "Fledermäuse Willkommen!" wird gemeinsam vom NABU und dem
rheinland-pfälzischen Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und
Forsten getragen. Außerdem unterstützen die Experten des Arbeitskreis
Fledermausschutz Rheinland-Pfalz die Aktion tatkräftig.

www.rlp.nabu.de/fledermauszensus

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 11/19, 03.06.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28

Internet: www.NABU-RLP.de
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POLITIK/1177: "Blaues Band Deutschland" - Ein neuer Blick auf Bundeswasserstraßen und ihre Auen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur - Berlin, 3. Juni 2019

"Blaues Band Deutschland": Ein neuer Blick auf Bundeswasserstraßen
und ihre Auen



Natur- und Gewässerschutz, Hochwasservorsorge, Wassertourismus,
Freizeitsport und Erholung - all dies steht im Mittelpunkt des
Bundesprogramms "Blaues Band Deutschland", einer gemeinsamen
Initiative von Bundesverkehrsministerium (BMVI) und
Bundesumweltministerium (BMU). Unter dem Leitspruch "Ein neuer Blick
auf Bundeswasserstraßen und ihre Auen" haben heute die Teilnehmer der
3. Statuskonferenz in Berlin über die Zukunftsperspektiven für die
einzigartige Wasserlandschaft Deutschlands diskutiert.

Andreas Scheuer, Bundesminister für Verkehr und digitale
Infrastruktur: "Wir wollen Verkehr und Natur in Einklang bringen - und
zwar nicht nur an Land auf den Straßen, sondern auch auf dem Wasser
und an den Ufern. Bis zum Jahr 2050 werden wir alle betroffenen
Bundeswasserstraßen an die neuen Anforderungen anpassen. Mit dem
"Blauen Band" geben wir jenen Wasserstraßen, die nicht mehr für den
Güterverkehr benötigt werden, eine Zukunftsperspektive: Zusätzlich
führen wir auch im Kernnetz der Bundeswasserstraßen
Renaturierungsmaßnahmen durch. Klar ist: Wir gestalten unsere
Wasserstraßen ökologisch und ökonomisch sinnvoll."

Florian Pronold, Parlamentarischer Staatssekretär im
Bundesumweltministerium: "Wir wollen mit dem "Blauen Band" einen
Biotopverbund von nationaler Bedeutung aufbauen. Unser gemeinsames
Ziel ist ein bundesweites Netz von Lebensräumen an unseren Flüssen.
Mit unserem "Förderprogramm Auen" werden wir ab jetzt
Renaturierungsmaßnahmen an Bundeswasserstraßen planen und durchführen.
Besonders an Nebenwasserstraßen werden wir in die Renaturierung von
Fließgewässern und ihren Auen investieren. Damit setzen wir neue
Akzente in Richtung Natur- und Gewässerschutz, Hochwasservorsorge und
Erholung."

Das BMVI und das BMU wollen die Umsetzung des Bundesprogramms "Blaues
Band" weiter beschleunigen. Dafür hat das BMU zum Beispiel das
Förderprogramm Auenrenaturierung gestartet. Bund und Länder sind sich
zudem einig, dass die Maßnahmen des "Blauen Bands" bundesweit zentral
geregelt werden sollen. Das BMVI hat daher einen Gesetzesentwurf
erarbeitet, mit dem die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des
Bundes (WSV) die hoheitliche Zuständigkeit für den
wasserwirtschaftlichen Ausbau von den Ländern übernimmt. Für diesen
Entwurf hat das BMVI im Mai 2019 die Zustimmung der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser erhalten.

Über Das Bundesprogramm "Blaues Band Deutschland"

Das BMVI und das BMU haben mit dem gemeinsam erarbeiteten
Bundesprogramm "Blaues Band Deutschland" einen Handlungsrahmen für die
nächsten Jahre und Jahrzehnte geschaffen. Damit soll verstärkt in die
Renaturierung von Bundeswasserstraßen und Auen investiert und neue
Akzente in Natur- und Gewässerschutz, Hochwasservorsorge sowie
Wassertourismus, Freizeitsport und Erholung gesetzt werden.

Das Bundesprogramm bietet für jene Wasserstraßen eine
Zukunftsperspektive, die nicht mehr für den Güterverkehr benötigt
werden: sog. Nebenwasserstraßen mit einer Länge von ca. 2.800
Kilometern. Auch im verkehrlich intensiv genutzten Kernnetz der
Bundeswasserstraßen werden Renaturierungsmaßnahmen für den Aufbau
eines bundesweiten Biotopverbunds durchgeführt. Zur Umsetzung des
Bundesprogramms werden ein Zeitraum von 30 Jahren und ein jährlicher
Investitionsbedarf von 50 Millionen Euro angesetzt. Gemeinsam mit den
Akteuren vor Ort werden nun regionale Entwicklungskonzepte erarbeitet.

Weitere Informationen unter www.blaues-band.bund.de

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 89/19, 03.06.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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INITIATIVE/182: Tausende demonstrieren für den Klimaschutz in Wien (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Tausende demonstrieren für den Klimaschutz in Wien

Von Sabine Schmitz, 31. Mai 2019






[image: Blick auf die Demo von einem erhöhten Standpunkt aus - Bild: © Sabine Schmitz]

Bild: © Sabine Schmitz



Heute versammelten sich Tausende Menschen auf dem Heldenplatz in Wien
um für den Klimaschutz zu demonstrieren. Greta Thunberg hielt die
Abschlusskundgebung.


Thunberg: "Werden nicht aufhören"

"Sie sagen uns, dass wir zurück in die Schule gehen sollen",
kritisierte die 16-Jährige. Aber: "Unsere Zukunft wird uns genommen."
Deshalb benötige es auch die Unterstützung der Erwachsenen. "Wir
brauchen sie mehr als je zuvor", appellierte die Klimaaktivistin. Die
"Fridays For Future"-Bewegung wird fortgeführt. "Wir werden nicht
aufhören."

Dem Aufruf der 16-jährigen Schwedin folgten nicht nur Schüler aus
allen Bundesländern, sondern Menschen jeden Alters. Die Veranstalter
sprechen von 35.000 Demonstranten.

Über 26.000 Wissenschaftler*innen haben sich bereits als Scientists 4
Future [1] zu den Forderungen der Jugend bekannt.

Die Wissenschaft bestätigt, wie schlecht es um die Menschheit, die
Biodiversität und das Leben auf Erden steht. Doch wenn die Politik und
wir alle JETZT handeln, können wir es schaffen, die Klima- und
ökologische Krise zu stoppen! Deshalb ist es jetzt wichtiger als je
zuvor, dass nun alle Menschen ihre Stimme erheben: WIR STREIKEN BIS
IHR HANDELT!


Über die Autorin

Sabine Schmitz, Jahrgang 1968, lebt in Wien und ist seit 1990 aktiv in
Humanistischen Projekten in Deutschland, Afrika und Österreich.


Anmerkung:

[1] https://www.facebook.com/Scientists4Future/?eid=ARDqC-ATNCjIyq_zAyDMUvDKXPxme8D_ZHu1VbC-N1wFdvB5cFVeWDe_g-_XGnLBOGLpl8VID-uhyWir


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INITIATIVE/181: Parents for Future zum Klimakabinett - Der große Wurf bleibt aus (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Klimakabinett: Der große Wurf bleibt aus

Pressemitteilung von Parents for Future, 31. Mai 2019



Zur Sitzung des Klimakabinetts am 29.05.2019 erklärt Sabine Ponath von
Parents for Future: "Obwohl die Wählerinnen und Wähler in Deutschland
bei den Europawahlen gerade erst eindrücklich klar gemacht haben, dass
die Bundesregierung dem Klimaschutz endlich oberste Priorität
einräumen muss, bleiben die Ressorts heute bei der Sitzung des
Klimakabinetts deutlich hinter unseren Erwartungen zurück.

Mit dem erneuten zögerlichen Vorgehen und dem Vertrösten auf eine
"Grundsatzentscheidung" im Herbst werden alle diejenigen Wählerinnen
und Wähler enttäuscht, die sich nach dem Weckruf durch die
Europawahlen endlich mutige und durchgreifende Schritte erhofft haben.
Der absolute Gipfel aber ist, dass nun Bundeskanzlerin Angela Merkel
die Ressortabstimmung des Klimaschutzgesetz-Entwurfs aus dem
Umweltministerium zurück gepfiffen hat. Ein zaghafter Schritt vor,
zwei gewaltige Schritte zurück.

Die Regierung scheint Klimaschutz als Dienst nach Vorschrift zu sehen.
Echter Wille zum Wandel lässt weiterhin auf sich warten. Und das
obwohl die Menschen in Deutschland in den letzten Monaten überdeutlich
gezeigt haben, dass sie endlich ein verbindliches Klimaschutzgesetz
wollen! Nicht umsonst hat die von den Parents for Future eingereichte
Bundestags E-Petition "Klimaschutz jetzt" weit über 74.000
Unterzeichnungen erreicht und ist damit eine der erfolgreichsten
Petitionen überhaupt. Wir sehen die Forderungen von Fridays for Future
als wegweisend: Nettonull bis 2035, Kohleausstieg bis 2030, 100
Prozent erneuerbare Energien bis 2035. Die Bundesregierung scheint
aber auf ein lose geschnürtes, mutloses und vor allem unverbindliches
Klimaschutzpaket zu setzen - das ist politisches Schneckentempo, das
dem Ernst der Lage in keiner Weise gerecht wird.

Wie wenig die Klimakrise von Seiten der Regierung verstanden und ernst
genommen wird, zeigt sich auch in dem hilflosen Ansatz, vor allem auf
Speicherung von Kohlendioxid in der Erde zu bauen. Das ist nach
Ansicht vieler Wissenschaftler eine Hochrisikotechnologie, die eine
verfehlte Klimapolitik nicht kurieren wird. Die Problematik wird nach
dem kurzsichtigen Motto "Aus den Augen, aus dem Sinn" lediglich
verlagert - und unseren Kindern und Enkelkindern werden weitere
inakzeptable Lasten aufgebürdet."


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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SCHUTZGEBIET/870: Verliert das schleswig-holsteinische Wattenmeer den Welterbe-Status? (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein: Gemeinsame Pressemitteilung mit
NABU, Schutzstation Wattenmeer, Verein Jordsand und Bündnis
Naturschutz in Dithmarschen - 3. Juni 2019

Gefährdet
die Elbvertiefung den Welterbe-Status des Schleswig-Holsteinischen
Wattenmeers?



Neumünster, Husum, 3. Juni 2019: Die im schleswig-holsteinischen
Wattenmeer vertretenen Umweltverbände NABU, Schutzstation Wattenmeer,
Verein Jordsand und Bündnis Naturschutz in Dithmarschen haben sich
vergangene Woche mit einem Brief an das Welterbe-Komitee der UNESCO in
Paris gewandt. Darin drücken sie ihre große Sorge um die drohende
Gefährdung der "außergewöhnlichen, universellen Werte" des
Weltnaturerbes Wattenmeer durch die neunte Elbvertiefung aus. Sie
sehen im Errichten einer Unterwasserablagerungsstätte (UWA) in der
Medemrinne die Gefahr, dass die Watten im südlichen
schleswig-holsteinischen Wattenmeer in ihrer bedeutenden Funktion als
Nahrungsgebiete für Brut- und Zugvögel direkt, folgenschwer und
langfristig geschädigt werden.

Die Medemrinne, ein bis zu 10 m tiefer Wattstrom der Elbe, bildet die
südliche Grenze des Nationalparks und UNESCO-Welterbegebiets
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer. Sie wird zurzeit durch ein
starres, aufgeschüttetes Unterwasserbauwerk großteils verschlossen, in
das im weiteren Verlauf der Vertiefung die ausgebaggerten Sedimente
eingelagert werden. Die Planungsunterlagen zeigen, dass das Bauwerk
die Tidenströmungen im UNESCO-Weltnaturerbe verändern werden. Trotz
der erkennbaren Gefährdung gab es keine Umweltverträglichkeitsprüfung
zur Auswirkung auf die Schutzgüter des Weltnaturerbes Wattenmeer
gegeben. Dessen ungeachtet haben die Behörden - ohne das
UNESCO-Welterbe-Komitee über den Eingriff vorab zu informieren - mit
ihrem Planfeststellungsbeschluss ihre Zustimmung zum Bau gegeben.

Die an die Medemrinne angrenzenden Watten bieten essentielle und
unersetzbare Nahrungsgebiete für (i) eine der größten
Flussseeschwalbenkolonien im Wattenmeer, (ii) mehr als 50% der
nordwesteuropäischen Brandganspopulation während der Mauser, (iii) der
nahezu gesamten Afro-Sibirischen Knutt-Population und (iv) einigen
anderen rastenden Watvogelarten. Die Auswirkungen bedrohen das
Fortbestehen dieser Nahrungsgebiete, in dem sie erheblich in die
geologischen, ökologischen und biologischen Prozesse eingreifen, und
dadurch die Artenvielfalt des Wattenmeers, die eine der größten
weltweit ist, bedroht.

Die Bundesrepublik Deutschland ist mit der Ernennung des Wattenmeers
zum Weltnaturerbe die Verpflichtung gegenüber der UNESCO eingegangen,
das Wattenmeer nach bestem Wissen und Gewissen gegenüber anthropogenen
Schädigungen zu schützen. Die Umweltverbände bitten nun die UNESCO um
Unterstützung, indem sie ihrerseits bei den Planungsbehörden Hamburgs
und des Bundes Antworten dazu erbitten:

1. ... auf welcher wissenschaftlich akzeptablen Grundlage auf die
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für das
schleswig-holsteinische Wattenmeer verzichtet wurde und

2. ... wie die Planungsbehörden sicherstellen, dass zukünftig negative
Auswirkungen auf die schleswig-holsteinischen Watten vermieden werden,
und anhand welcher Begleituntersuchungen dies überprüft wird.

Aufgrund wissenschaftlicher Erkenntnisse und Expertise befürchten die
Umweltverbände, dass mit der Errichtung der UWA Medemrinne genau die
außergewöhnlichen universellen Werte, für die das Wattenmeer
ausgezeichnet wurde, in Gefahr sind. Sie sind in großer Sorge darüber,
dass die Behörden durch ihre inadäquate Bewertung möglicher
Auswirkungen einen enormen Umweltschaden im Weltnaturerbe Wattenmeer
riskieren. Daher bitten die Umweltverbände die UNESCO, den zukünftigen
Weltnaturerbe-Status des schleswig-holsteinischen Wattenmeers zu
überprüfen. In Deutschland wurde schon einmal der Welterbetitel
aberkannt: Das Dresdner Elbtal verlor 2008 nach dem Bau der
Waldschlösschenbrücke den Welterbe-Status, als auch hier
Infrastruktur-Projekten der Vorrang vor dem Schutz der außergewöhnlich
wertvollen Schutzgütern gegeben wurde.

Weitere Informationen und Hintergründe unter

www.NABU-SH.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.06.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Schleswig-Holstein

Färberstr. 51, 24534 Neumünster

Tel.: 04321/53734, Fax: 04321/59 81
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STELLUNGNAHME/556: Bundesprogramm Blaues Band braucht klare ökologische Zielrichtung (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND-Kommentar vom 03.
Juni 2019

Bundesprogramm Blaues Band braucht klare ökologische Zielrichtung




Anlässlich der 3. Statuskonferenz zum Bundesprogramm Blaues Band sagt
Laura von Vittorelli, Gewässerexpertin des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), mit Blick auf die Umsetzung:

"Der BUND fordert von der Politik, dass das Bundesprogramm Blaues Band
Deutschland eine klare ökologische Zielrichtung erhält. Das
Bundesprogramm ist eine großartige Chance und Notwendigkeit für den
Naturschutz: Denn das Ziel ist, dass aus Bundeswasserstraßen endlich
wieder naturnahe Flüsse werden. Dafür braucht es aber auch einen
klaren Fokus auf die Renaturierung und die Förderung einer
naturverträglichen Freizeitnutzung.

Wird das Bundesprogramm Blaues Band so wie jetzt geplant umgesetzt,
befürchten wir, dass bei weniger Güterschifffahrt vermehrt schnelle
Freizeit-Motorboote auf den Nebenwasserstraßen unterwegs sein werden.
Die im Bundesprogramm vorgesehene Förderung von Wassertourismus, muss
nach Auffassung des BUND deshalb daran gekoppelt werden, dass dieser
Tourismus nachhaltig und umweltverträglich ist. Eine Freizeitnutzung,
die den Gewässern, den Fischen und Pflanzen schadet, darf nicht
gefördert werden. Dies bestätigt auch eine heute vorgestellte Studie
der Leibniz-Instituts.

Es gibt viele Möglichkeiten, die Natur an den Flüssen und Auen mit
Wandern, Schwimmen oder mit einem Kanu zu erkunden, ohne Tiere und
Pflanzen zu stören. Wir fordern, dass alle Akteure - insbesondere das
Bundesverkehrsministerium - sich der klaren ökologischen Ausrichtung
des Bundesprogrammes bewusst bleiben und nur solche Projekte fördern,
die nachhaltig und umweltverträglich sind."

Hintergrund:

Das Bundesprogramm Blaues Band wurde 2017 beschlossen. Es sieht unter
anderem vor, Nebenwasserstraßen, an denen keine Güterschifffahrt mehr
stattfindet, zu renaturieren. Dabei soll der Wassertourismus explizit
gefördert werden.

Nur acht Prozent der Flüsse in Deutschland erreichen die angestrebten
Qualitätsziele der EU. Binnengewässer gehören weltweit zu den
bedrohtesten Lebensräumen: In Europa etwa ist ein Rückgang von 70
Prozent bei den Süßwasserarten zu beobachten.

Die heute vorgelegte Studie des Leibniz-Instituts für Gewässerökologie
und Binnenfischerei zeigt, wie sehr Fische nicht nur unter großen
Frachtschiffen, sondern auch unter schnellen Motorbooten leiden. Die
Wellen, die durch die schnellfahrenden Motorboote und Passagierdampfer
entstehen, dringen weit in den Uferbereich ein. So wird beispielsweise
die Fortpflanzung von Kieslaichern wie Forellen und Äschen aber auch
von Rapfen oder Döbel massiv gestört.




Weitere Informationen:

3. Statuskonferenz Bundesprogramm Blaues Band: 

www.blaues-band.bund.de/Projektseiten/Blaues_Band/DE/00_Home/Functions/20190603_Statuskonferenz

Das Projekt des BUND "Lebendige Auen für die Elbe" zeigt, dass Naturschutz 
und Tourismus sich hervorragend ergänzen: 

www.bund.net/fluesse-gewaesser/lebendige-elbauen/das-projekt

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 03.06.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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FRAGEN/001: Brasilien - Die psychischen Auswirkungen von Staudammprojekten (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Die psychischen Auswirkungen von Staudammprojekten

Von João Vitor Santos



(São Leopoldo, 23. April 2019, ihu-unisinos) - Staudämme,
Straßen oder Hotelkomplexe: Großprojekte haben immer erhebliche
Auswirkungen, die weit über jene auf die Umwelt hinausgehen, erklärt
die Psychologin Carmem Giongo. Die körperliche und die psychische
Gesundheit der betroffenen Menschen nimmt Schaden.

Worin bestand Ihre Untersuchung der psychischen und sozialen Folgen
für Menschen, die unter dem Bau des Wasserkraftwerks Itá litten?

Meine Untersuchung hatte mehrere Ziele, eines der wichtigsten war, zu
verstehen, wie das Leiden von Menschen systematisch verharmlost wurde,
die vom Bau von Staudämmen betroffen sind. In Brasilien gibt es eine
Fülle von Publikationen und Studien, die diese Schäden belegen. Aber
in jüngster Zeit ist eine Zunahme der Versuche zu beobachten, die
Umweltgesetzgebung zu flexibilisieren.

In Ihrer Studie richten Sie den Blick auch auf Menschen, deren Land
nicht überflutet wurde, die aber ebenfalls leiden.

Genau. Es handelt sich um Personen, die in der Gesetzgebung eher
unsichtbar sind. Eine Bevölkerung, die an ihrem gewohnten Ort
verbleibt und diesen nicht verlassen muss. Die Menschen leben in der
Umgebung des Projekts. Viele von ihnen gelten offiziell und rechtlich
nicht als Betroffene. Physisch ist ihr Land tatsächlich nicht von dem
jeweiligen Großprojekt betroffen. Die Mehrheit dieser Personen erhält
daher auch keine Entschädigung. Die Entschädigten wiederum erhalten
Geld ausschließlich für physische Schäden. Das überflutete Haus wird
bezahlt, aber die Bedeutung des Hauses für die Menschen, die darin
wohnten, wird ignoriert. Es gibt keine Begleitung hinsichtlich der
langfristigen sozialen Auswirkungen. Eine überflutete Kirche oder
Schule wird wieder aufgebaut, mehr aber nicht. Viele
Gemeindestrukturen wurden zwar wieder hergestellt, da die Menschen
aber in Massen weggegangen sind, nutzt sie kaum jemand.

Gelingt es den Menschen, die ihre Heimat verlassen, ein neues Leben
aufzunehmen?

Die Entschädigung für Land ist oft keine Lösung, wenn es sich um
indigenes Gebiet oder landwirtschaftliche Nutzfläche handelt. Der
Familienlandwirtschaft wird so der Boden entzogen. Familien, deren
Vorfahren das Land einst besiedelten, so dass eine starke emotionale
Verbindung besteht. Hinzu kommt, dass der gewohnte Zugang zum Fluss
wegfällt. Viele sind gezwungen, in die Stadt zu ziehen, wo ihnen die
Anpassung nicht gelingt, so dass sie wieder in die Nähe ihrer Heimat
zurückkehren.

Sich an einem anderen Ort anzusiedeln kann auch aufgrund des
unterschiedlichen Klimas problematisch sein. Die Menschen haben es auf
einmal mit einer anderen Realität zu tun, auch die Arbeitsweisen
können sich deutlich von den bis dahin gewohnten unterscheiden. Die
Bewegung der von Staudämmen Betroffenen MAB (Movimento dos Atingidos
por Barragens) hat daher die Idee der kollektiven Neuansiedlungen
entwickelt, so dass die Menschen gemeinsam ein neues Leben beginnen,
was ihnen eine Form von Schutz bietet.

Wie ließe sich Staat und Gesellschaft verständlich machen, dass
Staudammprojekte nicht den versprochenen großen Fortschritt
bringen?

Wir müssen Schluss machen mit der weit verbreiteten Vorstellung, dass
Wasserkraft eine nachhaltige Energie ist. Die Realisierung solcher
Projekte stellt ein Umweltverbrechen dar. Energie aus Wasserkraft ist
nicht sauber, erneuerbar, nachhaltig und niedrigpreisig, wie der
Diskurs der Regierenden und die Gesetzgebung selbst uns weismachen
wollen. Wir brauchen andere Energiequellen. Es gibt mehrere Studien,
die zeigen, dass Wasserkraftwerke sich im Laufe der Jahre nicht
rechnen. Ganz zu schweigen von den sozialen, menschlichen und
Umweltschäden. Die Gesellschaft muss eine Debatte führen, damit wir
Alternativen haben.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/die-psychischen-auswirkungen-von-staudammprojekten/


Der Text ist lizenziert unter Creative Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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AKTIONSTAGE/1008: Naturerlebnisse für Alt und Jung - "Langer Tag der Natur" in Thüringen, 7.+8.6. (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 3. Juni 2019

Naturerlebnisse für Alt und Jung - Mitmachen

Über 70 Veranstaltungen finden zum thüringenweiten "Langen Tag der
Natur" am 07. und 08. Juni 2019 statt



Jena - Der NABU Thüringen und die Stiftung Naturschutz Thüringen laden
am 07. und 08. Juni 2019 zum "Langen Tag der Natur" ein. Mittlerweile
sind über 70 Veranstaltungen gemeldet. Das Natur-Event lockt seit 2011
alljährlich hunderte Bürgerinnen und Bürger in die Landschaft um die
Artenvielfalt in Thüringen zu erkunden.

"Dieses Jahr können wir sogar mit einem Rekordergebnis aufwarten, über
70 Veranstaltungen, das gab es noch nie", freut sich Hans Schönewolf,
der Projektkoordinator vom NABU Thüringen. "Ob ein nächtlicher Besuch
bei den Wasserfledermäusen in Nordhausen oder eine Wanderung zur
Arnikawiese bei Oberhof, in ganz Thüringen lassen sich an beiden Tagen
Naturschätze erleben." Neben einzigartigen Lebensräumen inmitten
traumhafter Landschaften, ist bei Aktionen wie der Jenaer Falternacht
auch die Schönheit im Verborgenen zu entdecken. Die Fülle an
Veranstaltungen lässt kaum einen Wunsch für Naturbegeisterte offen.

Der NABU und die Stiftung Naturschutz Thüringen möchten mit dem
"Langen Tag der Natur" bei großen und kleinen Naturfreunden die Lust
auf Natur wecken und auf die vielfältigen Bemühungen zu ihrem Schutz
aufmerksam machen. Viele Veranstaltungen geben darüber hinaus
Anregungen, selbst für den Erhalt bedrohter Arten aktiv zu werden. Der
"Lange Tag der Natur" ist ein ausgezeichnetes Projekt der "UN-Dekade
Biologische Vielfalt" und findet in diesem Jahr zum neunten Mal statt.

Alle Veranstaltungen sind in einer Online-Datenbank unter
www.Langer-Tag-der-Natur.de zusammengefasst.
Weitere Informationen erteilt der NABU Thüringen, Leutra 15, 07751
Jena, Telefonnummer: 03641/605704,
E-Mail: Naturtag@NABU-Thueringen.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.06.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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BEGEGNUNG/1907: Kassel - Senioren-Tanznachmittag am 11. Juni 2019


Stadt Kassel

Tanznachmittag im Tanzzentrum Auepark



Zu einem Tanznachmittag mit Manni im Tanzzentrum Auepark,
Damaschkestraße 10, laden der Rot-Weiss-Klub Kassel und das städtische
Referat für Altenhilfe im Rahmen des Seniorenprogramms interessierte
Seniorinnen und Senioren ein. Die Veranstaltung findet statt am
Dienstag, 11. Juni, 15 Uhr.

Die Tageskasse ist ab 14 Uhr geöffnet. Der Eintritt für die zirka
dreistündige Tanzveranstaltung beträgt 2,50 Euro.

Informationen und weitere Termine unter der Telefonnummer 787-5024.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit
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MARKT/4187: Herten - Traditioneller Kunstmarkt rund ums Schloss am 9. und 10. Juni 2019


Stadt Herten

Traditioneller Kunstmarkt rund ums Schloss Herten

Vielfältiges Angebot aus Kunst und Kultur



Herten. Ob aufwendige Skulptur, filigrane Halskette oder rustikale
Schnitzereien - ein riesiges Angebot aus Kunst und Kunsthandwerk
erwartet die Besucherinnen und Besucher beim 43. Hertener Kunstmarkt
am Pfingstsonntag und -montag, 9. und 10. Juni. Rund ums Schloss
Herten stellen insgesamt 130 Künstlerinnen und Künstler ihre
einzigartigen Werke zwischen 10 und 19 Uhr aus. Dazu gibt es wieder
ein unterhaltsames Kulturprogramm auf mehreren Bühnen. Der Eintritt
ist wie immer frei.

"Wir sind sehr dankbar und froh, dass wir wieder ein vielfältiges
Programm zusammenstellen konnten, ohne unsere Sponsoren wäre das nicht
möglich. Hier werden alle etwas finden", betont Bettina Hahn vom
Kulturbüro der Stadt. Neben den Hertener Stadtwerken sponsern
ebenfalls wieder die Volksbank Ruhr Mitte, die LWL Klinik Herten, die
Schloss Gastronomie sowie das Autohaus Bieling den Kunstmarkt. "Wir
freuen uns natürlich über jeden weiteren Sponsor, der diese Tradition
unterstützen möchte", so Bettina Hahn.

Über 200 Bewerbungen von Künstlerinnen und Künstlern erreichten in
diesem Jahr die Jury, die daraufhin 130 dieser Kunstschaffenden für
den Markt auswählten. "Die Qualität der Bewerbungen wird mit jedem
Jahr besser und hat die Jury dieses Mal wieder sehr ins Schwitzen
gebracht", so Sylvia Seelert, Mitorganisatorin des Kunstmarktes. Die
wichtigste Voraussetzung bei der Auswahl: Die Kunstgegenstände müssen
handgefertigt sein.

"Upcycling" sehr beliebt

Bei aller Ausgewogenheit bei der Auswahl der Ausstellerinnen und
Aussteller lässt sich trotzdem ein klarer Trend des Kunsthandwerks
erkennen: das "Upcycling". Dabei schaffen die Künstlerinnen und
Künstler aus vermeintlichem Müll oder alten Stoffen neue, innovative
Produkte. Dazu gehört zum Beispiel ein Stand, an dem es sogenannte
REHform-Taschen zu kaufen gibt. Das sind Taschen, die aus altem
Militärmaterialien hergestellt und mit einem anmutigen Reh verziert
werden. Ansonsten gibt es wieder eine vielseitige Mischung aus
Bildhauereien, Fotografien, Textilarbeiten und vielem mehr.

Abwechslungsreiches Kulturprogramm und riesiges kulinarisches
Angebot 

"In den letzten Jahren hat sich der Kunstmarkt schon zu einer Art
Kulturfestival entwickelt", freut sich Bettina Hahn. Insgesamt sorgen
an den zwei Tagen 14 Musik-Acts aus der Region für eine
außergewöhnliche musikalische Untermalung. Unter freiem Himmel können
die Menschen auf den Bühnen der Kulturwiese und im Schlosshof Jazz,
Folk, Samba, Rock und vieles mehr hören.

Die diesjährigen Walkacts und das Theaterprogramm passen gut zur
anstehenden Europawahl. Am Pfingstsonntag läuft der mechanische
Gorilla "Golila" aus den Niederlanden mit seinem violetten Fell über
den Kunstmarkt. Dazu tritt um 13 und um 16 Uhr der Italiener Luigi
Ciotta auf der Festwiese auf - einmal als Kofferträger und einmal als
Candyman. Beide Programme sind auf jeden Fall einen Besuch wert.

Am Pfingstmontag ist der ebenfalls niederländische "Weltenwanderer"
unterwegs und läuft auf einer Weltkugel über den Markt und um 16 Uhr
ist der "Circos Pitanga" aus der Schweiz mit einem artistischen
Auftritt auf der Bühne der Festwiese.

Für Familien und Kinder gibt es ein besonderes Programm auf der
Kinderwiese am Klettergerüst. Neben verschiedenen Theaterstücken auf
der Kinderbühne sorgt das Spielevent-Team "Oh Larry" zwischen 14 und
18 Uhr für gute Unterhaltung.

Auch das kulinarische Angebot ist ein fester Bestandteil des
Kunstmarktes. Köstlichkeiten aus aller Welt locken die Besucherinnen
und Besucher zum Verweilen bei Kunst und Kultur.

Anreisen & Parken

Autofahrerinnen und Autofahrer sollten sich an den Ausschilderungen
orientieren. An der Hertener Straße ist das absolute Halteverbot noch
einmal gesondert gekennzeichnet, da auf beiden Seiten ein Radweg
verläuft. Das Halteverbot wird an beiden Tagen kontrolliert. Außerdem
sind durch eine Baustelle auf dem Resser Weg weniger Parkplätze
verfügbar als in den letzten Jahren.

Parken ist hier kostenlos möglich:

Parkhaus Rathausgalerien Blumenstraße (Kaufland) Am Technologiepark
(Wengerturm) Kurt-Schumacher-Str. (Marktplatz) Tiefgarage am
Marktplatz Resser Weg (Wohnwelt Feldhege/Fressnapf/Matratzen Concord
und Lidl)

Buslinien

210, 211, 249 (Ausstieg Schloss/Elisabeth Krankenhaus) oder 234
(Ausstieg Rathaus).

Fahrradparkplätze

Die Anreise mit dem Rad hat sich bewährt. Insgesamt sind fünf
Fahrradparkplätze eingerichtet, Räder sind auf dem Kunstmarkt selbst
nicht gestattet.

Programm

Interessierte finden das Programm zum Nachlesen auf der Homepage
www.kunstmarkt-herten.de und an allen öffentlichen Stellen (Glashaus,
Rathaus, Studio B, etc.) als Flyer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Mai 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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TOUR/7436: Mönchengladbach - "Rund ums Münster" - Mysterien, Historie und Kirchenkunst, 8. Juni 2019


Stadt Mönchengladbach

Am 8. Juni: Stadt-Tour "Rund ums Münster" - Mysterien, Historie und
Kirchenkunst



"Rund ums Münster" führt die von der MGMG angebotene Stadt-Tour am
Samstag, dem 8. Juni 2019. Die Besucher erfahren von der Teufelssage,
die sich um die Krypta des Münsters rankt, von sakraler Kunst und
baumeisterlicher Architektur. Sie lernen die Welt des dunklen
Mittelalters kennen und ergründen Mysterien rund um das
Mönchengladbacher Münster.

Die zweistündige Tour startet um 10.30 Uhr, Treffpunkt: Parkplatz
Geroweiher am Schild "Stadt-Touren". Sie kostet 8 Euro für Erwachsene,
4 Euro für Kinder bis 14 Jahre, zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von
2,20 Euro pro Buchung.

Für diese Führung sind noch Karten erhältlich. Buchungen beim
Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice
der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20) sowie online unter
www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 29. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7435: Braunschweig - Tagesfahrten und Besichtigungen für Senioren vom 7.6.-21.11.2019


Stadt Braunschweig

Tagesfahrten und Besichtigungen für Senioren



Braunschweig. Für die zweite Jahreshälfte 2019 hat die ehrenamtlich
arbeitende Gruppe "Das Reiseteam", verschiedene Tagesfahrten und
Besichtigungen mit Unterstützung des Seniorenbüros ausgearbeitet.
Kartenreservierungen und Verkauf beginnt ab Freitag, 7. Juni, immer
freitags in der Zeit von 9 bis 13 Uhr, im Seniorenbüro, Kleine Burg
14. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-8215 oder
470-8206 sowie unter www.braunschweig.de/senioren.

Das neue Programm startet mit einer Fahrt zum Klostergut Wöltingerode
und zu Europas ältestem Bahnhof Vienenburg am Donnerstag, 25. Juli. Am
Dienstag, 20. August, steht der Besuch einer Theaterprobe in der
Komödie am Altstadtmarkt mit dem Stück "Nackte Tatsachen" und mit
einem Blick hinter die Kulissen an. Am Mittwoch, 21. August, ist ein
Ausflug zum Wisentgehege in Springe vorgesehen. Das Bomann-Museum und
das Landesgestüt in Celle werden am Mittwoch, 9. Oktober, besichtigt.

Die Forschungseinrichtung Friedrich-Loeffler-Institut, wird am
Mittwoch, 23. Oktober, besucht. Am Donnerstag, 24. Oktober, geht es
zum AutoMuseum von Volkswagen in Wolfsburg und am Donnerstag, 7.
November, ist in Fallersleben eine Besichtigung des
Hoffmann-von-Fallersleben-Museums geplant. Am Donnerstag, 21.
November, klärt die Feuerwehr über Gefahrenquellen, das Brandrisiko
sowie Brandschutz auf. Es werden den Teilnehmerinnen und Teilnehmern
die technischen Einrichtungen der Berufsfeuerwehr gezeigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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